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Revolution in Unterhaching 1918/19

Wir sind Demokraten und Sozialisten. Wir verstehen unter Demokratie nicht, dass alle paar Jahre alle Bürger das

Wahlrecht ausüben....Wir, die wir eine neue Form der Revolution gefunden haben, wir versuchen auch eine neue

Form der Demokratie zu entwickeln. Wir wollen die ständige Mitarbeit aller Schaffenden in Stadt und Land.

Kurt Eisner
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Vorwort

Dem ersten Weltkrieg, jener langandauernden, „zweck- und ziellosen Menschenschlächterei“, folgte in

Bayern und ganz Deutschland der Umsturz der staatlichen Ordnung: die Revolution . In Unterhaching

traten erstmals Arbeiter als geschlossene (Partei)Gruppe  in Erscheinung, die ihren Anspruch auf poli-

tische Mitgestaltung des Gemeinwesens durchsetzten.

Als Reaktion sah das Dorf  einen brutalen Gewalteinbruch - als Vorboten oder Frühform des Faschis-

mus, jener „Extremform des bürgerlichen Widerstandes gegen die Machtteilhabe der Arbeiterklasse“

(Krippendorf).

Gleichzeitig zeigte sich der Gegensatz zwischen Dorfbewohnern und  Siedlern, der sich in Haching ein

halbes Jahrzehnt später in den getrennten Listen dieser Gruppen bei Gemeinderatswahlen manifes-

tierte.

Die Revolutionsereignisse, die Ermordung von mehreren der dörflichen Protagonisten und die daraus

folgenden gegenseitigen Vorwürfe und Verdächtigungen vergifteten offensichtlich jahrelang das politi-

sche Klima in Unterhaching, bis die Nationalsozialisten die Dinge in ihrem Sinn eindeutig für einein-

halb Jahrzehnte „klärten“. 

Die Beschäftigung mit diesem kleinen Stück Geschichte empfand ich als sehr anregend, nicht zuletzt

wegen der spannenden „Story“ und dem fesselnden „Personal“. Sieht man doch wie in einem Trauer-

spiel Bauern und Handwerker, Soldaten und Offiziere, Arbeiter und ihre Führer dazu den Priester, den

Bürgermeister. Und als Charaktere: Gerechte, Mörder, Denunzianten, Wendehälse ...

Wenn man die großen Zusammenhänge ins Auge fasst, lässt sich wohl konstatieren: Nach den epo-

chemachenden Ereignissen in Frankreich 1789 brauchte Deutschland noch genau 200 Jahre und die

Wendemarken von

              1848    1918    1945    1989
um für sich endlich die demokratische Staatsverfassung und den Klassenfried en zu erreichen.

 

Aber während „Frankreich gern daran [denkt], mit seiner Revolution die Welt verändert zu haben“ (R.v.

Weizäcker), wird in Deutschland die friedliche Revolution 1918 nach wie vor unterschätzt und missver-

standen. Das gilt auch in und für Unterhaching. Es schien mir daher lohnend, den Versuch zu unter-

nehmen, die damaligen lokalen Ereignisse ausführlich und hoffentlich zutreffend zu rekonstruieren.
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Einleitung

In der langen Friedenszeit nach 1871 erlebte Unterhaching eine stetige Aufwärtsentwicklung von Ge-

werbe und Landwirtschaft. In den 15 Jahren zwischen 1904 und 1919 führte dies zu einer Verdoppe-

lung der Einwohnerzahl von 600 auf etwa 1300(1). Unterhaching profitierte damals offensichtlich von

der stürmischen Entwicklung in der nahen Haupt- und Residenzstadt München.

Münchens zahlreiche Neubürger mussten mit Nahrungsmitteln versorgt werden, was eine verstärkte

Nachfrage nach Landwirtschaftsprodukten ergab. Dies wiederum führte zu einer Ausweitung der Zahl

der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft. Aber auch Handwerker und anderen Gewerbetreibenden nah-

men an der Expansion teil.

Neue Dienstboten konnten ja sicher noch in den Bauernhäusern untergebracht werden, aber wo blie-

ben Leute, die in München arbeiteten und im Dorf wohnen wollten, in einer Zeit, in der fast nichts ge-

baut wurde? Für München heißt es, dass die Wohnungspreise ständig stiegen und die Qualität des

angebotenen Wohnraums gleichzeitig sank. „Vielfach zog man Räume zur Unterbringung heran, die

kaum als menschenwürdiger Wohnraum bezeichnet werden konnten“ (Hildegard Adam). Trifft das

auch für Unterhaching zu? 

Es wird berichtet, dass wegen der Wohnungsnot in München in den Wäldern ringsum Zeltstädte ent-

standen seien. Ob Zelte oder Hütten, es waren jedenfalls einfachste Behausungen, die auch im  Os-

ten Unterhachings in jener Zeit errichtet wurden. Der Festschrift „50 Jahre Ottobrunn“ von 1952 ist zu

entnehmen(2): „Die ersten Siedler waren Pioniere im vollsten Sinne des Wortes. Es fehlte durchweg

an allem: Kein Wasser, kein Licht, keine Kirche, keine Schule, kein Arzt, kein Kaufhaus oder Laden für

die täglichen Bedürfnisse, keine Unterstützung von staatlicher oder gemeindlicher Seite....Alles, rein

Alles, mussten die Siedler aus eigener Kraft erstellen....“ 

Stärker noch als die Wohnungsfrage beschäftigte damals viele Menschen das Problem: „ Wie werde

ich heute wieder satt?“ Der Staat hatte im Lauf des Krieges einen unglaublich verästelten, technischen

und bürokratischen Apparat zur Erfassung und Verteilung der Lebensmittel und Bedarfsartikel aufge-

baut. Es gab beispielweise: „Die Landesgetreidestelle, Bayer. Lebensmittelstelle, Bayer. Fleischver-

sorgungsstelle, Landesfettstelle, Landesfuttermittel- und Landessaatstelle“ ferner die in jedem Bezirk

(Kreis) bestehenden „Kommunalverbände“ und die von diesen eingerichteten „Stellen zur Versorgung

mit Kleidung, Brenn- und Leuchtstoffen“(3).

Da in Deutschland weniger erzeugt wurde, weil zahlreiche Arbeitskräfte aber auch viele Pferde (als

damals noch unentbehrliche „Zugmaschinen“) an der Front waren, vieles dorthin geliefert werden

musste, bei Transport und Lagerung etliches verdarb oder verschwand, kam es zu ernsten Engpäs-

sen. Sie führten in München bereits 1916 zu Hungerdemonstrationen und Unruhen(4).

Im Frühjahr 1917 mußte der bayrische Innenminister von Brettreich bekennen, dass die Lage „für

Deutschland ernst und schwer“ sei. Die Vorräte an Getreide und Kartoffeln seien „beängstigend zu-
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sammengeschwunden“(5). Die Bauern  werden regelrecht angefleht, auch das letzte Getreidekorn zur

Verfügung zu stellen und so den Krieg gewinnen zu helfen, der schon bald entschieden würde.

 

Selbst im Bauerndorf Unterhaching  hatten es die Armen schwer satt zu werden. Daher fasste die Ge-

meindevertretung im folgenden Jahr wenigstens den Beschluss: „Für Suppenabgabe an arme Kinder

während der Wintermonate werden 150 Mark genehmigt(6).“

  Bäuerin und Bauer aus Unterhaching im Sonntagsstaat um 1900

Etwa fünfzehn Bauern bestimmten damals des Geschehen in Unterhaching. Sie befehligten zahlreiche

Dienstboten in ihren durch Verbesserungen bei Gebäuden, Maschinen, Saatgut und Düngung in den

letzten Jahren und Jahrzehnten grundlegend modernisierten Betrieben. Die Landwirte hatten trotz  der

staatlich verordneten Zwangswirtschaft doch noch großen Einfluss im Bereich der wichtigen Ressour-

cen wie  Wohnraum, Brennholz und Nahrungsmittel.

Sie dominierten auch die Gemeindepolitik. Außer den Landwirten hatten nur wenige Besitzbürger das

kommunale Wahlrecht. Und bei den Bauern galt, je größer ihre Höfe – sie umfassten 50 bis 250 Tag-

werk (zu 1/3 Hektar) – um so größer war ihr Stimmenanteil bei der Wahl von Bürgermeister sowie Ge-

meindeversammlung und Gemeindeausschuss, den damaligen Vertretungsorganen.

(1) Felzmann (1988),  Vollständige Titelangaben jeweils unter „Literatur“, die Jahresangaben beziehen sich auf die hier

verwendeten Buchveröffentlichungen nicht auf die Erstausgaben!  Das Unterhachinger Heimatbuch ist Basisinformati-

on; Zitate daraus werden nicht jedes Mal angezeigt.

(2) Zohns (1952) S. 20

(3) Bekanntmachung des BStMdI über die Lebensmittelversorgung v. 18.12.1918

(4) Herz/Halfbrodt (1988) S. 21

(5) GU 00/ 2

(6) GU B024/ 10 

König entthront - Bayern wählt Räte
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Am 7. November 1918 wird in Bayern in einem unblutigen Staatsstreich die Monarchie gestürzt. Ein

Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat und eine Revolutionsregierung unter Leitung des Sozialdemokra-

ten Kurt Eisner übernehmen die Macht. Eisners staatspolitisches Konzept sah eine Kombination von

Räten und Parlament vor. Darin „fungierten die Räte als unmittelbares Vertrauensorgan des Volkes,

als Orte, wo jedermann seine Wünsche, Anregungen und Beschwerden vorbringen ... kann“ (1).

   Kurt Eisner, 1. bayrischer Ministerpräsident

Die Bevölkerung begrüßt freudig das Ende des Krieges und der Militärherrschaft. Selbst konservative

Kräfte wie die katholischen Arbeitervereine stellten sich auf den Boden der gegebenen Tatsachen und

arbeiteten an der Neuordnung mit. In den bayrischen Städte und Gemeinden wählen die Menschen in

Volksversammlungen nach dem russischen Vorbild Arbeiter-, Bauern-, Soldatenräte oder auch Bür-

ger- Hochschul- Lehrer- und Schülerräte, zunächst spontan, später nach den Vorgaben der neuen Re-

gierung. Insgesamt soll es etwa 7 000 Räte in Bayern gegeben haben(2), von denen die meisten Bau-

ernräte waren. 

Auch in Unterhaching und über 20 weiteren Gemeinden des Bezirks München von Allach bis Perlach,

Unterbiberg und Oberhaching werden Räte bestimmt(3).

Zur Wahl des Arbeiter- und Bauernrates (ABR) am 23. November in Unterhaching hieß es in einem

Brief(4): „In der Volksversammlung waren cc. 95 – 100 Wahlberechtigte anwesend und wurden die

Kandidaten aus der Versammlung heraus in Vorschlag gebracht und unmittelbar darauf ohne jegli-

chen Widerspruch gewählt“ – ohne Widerspruch, offensichtlich weil die Arbeiter in der Versammlung

nicht vertreten waren!  Es wurde zwar mit einem Aushang zu der Wahlversammlung eingeladen, aber

so „geschickt“, dass man „unter sich“ geblieben war. Und die „Kandidaten“, die gewählt wurden, waren

die gleichen Männer, die auch den Gemeindeausschuss bildeten (den Vorläufer des Gemeinderates): 

O die Bauern Michael Drum, Georg Fischer, Johann Huber, Max Kafler, Josef Prenn und Franz Beiser

als Bürgermeister

O der Angestellte Rudolf Koller als Stellvertretender Bürgermeisters 

O der Metzgermeister Jakob Eberl

O der Klempnermeister Kaspar Glas 
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O der Holzarbeiter Georg Graf.

 Felzmann meint: „Dieser ABR ... sollte vielleicht nur radikaleren Veränderungen zuvorkommen“(5).

 Einwohnerwehr in der Nachbargemeinde Taufkirchen, 1920

Anscheinend war dann auch die Aufstellung einer Bürgerwehr die einzige Aktivität, die der ABR entfal-

tete. Deren Errichtung war ganz im Sinne der sozialdemokratischen Innenministers Auer, der in einem

Aufruf fünf Tage nach der Revolution „furchtbare Gefahren für Leib und Leben“ heraufbeschworen hat-

te mit der Begründung, „dass eine Reihe von Menschen die Umgestaltung der politischen Verhältnis

benützte, um zu rauben und zu stehlen“. 

Die staatlichen Sicherheitsorgane (Gendarmerie und Militär) sollten „wie bisher“ ihr schweres Amt ge-

wissenhaft ausüben, aber die Gemeinden müssten zusätzlich den Selbstschutz durch Bürgerwehren

organisieren. Darüber hinaus sei jeder einzelne darauf hinzuweisen, „dass nur hingebungsvollste Ar-

beit Land und Volk retten kann“. Die Bauern werden von Auer ermahnt, ihr „Lieferungspflicht peinlich

[genau] zu erfüllen“ (6).

Jedenfalls erhielt die Gemeinde Unterhaching am 30.11.1918 aus einem Militärdepot in München 20

Gewehre, um die Freiwilligen zu bewaffnen(7). Ihre Namen und die Anzahl der Wehrmänner, wissen

wir nicht, aber sicher bildeten auch hier die Bauern den Kern der Streitmacht.

 Die Führung der Bürgerwehr lag vermutlich von Anfang an (lt. (8) belegt ab Juni 1919) bei dem 59jäh-

rigen Oberstleutnant a. D. Eugen Brunhuber. Dieser residierte in einer noblen, nach seiner Ehefrau

Franziska benannten, Jugendstilvilla am Rande des Dorfes. Das Haus hatte ihm der Bauer, Wirt  und

Milchhändler Georg Fischer 1902 (als „Bauträger“)  nach seinen Wünschen errichten lassen und nach

Fertigstellung verkauft (9).
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  Villa Franziska, 1904

Eugen Brunhuber stammte aus Stein an der Traun. Er wird 1904 im „Personal- Act“ beschrieben als

mittelgroß, von außergewöhnlicher Körperkraft und sehr beleibt. In einer dienstlichen Beurteilung heißt

es hierzu: „Durch 3monatigen Kurgebrauch hat er sein Körpergewicht außerordentlich verringert; sei-

ne Äußere Erscheinung ist dadurch etwas zum Vorteil verändert. Immerhin erscheint er noch sehr be-

leibt, was nach ärztlichem Gutachten auf großartig entwickelte Muskulatur zurückzuführen ist. Die Wir-

kung der Kur besteht zur Zeit noch fort: Gang und Bewegung sind elastischer, das ganze Wesen fri-

scher. Auch ist Major Brunhuber bestrebt, möglichst kurgemäß zu leben.“(10)

Eine zweite Beurteilung ist weniger freundlich formuliert: „Trotz 3monatigem Kurgebrauch zeigt Major

Brunhuber  noch eine Körperfülle, die nahezu an das Unmögliche grenzt und ihn schon deswegen

nicht geeignet erscheinen lässt, an der Spitze und vor der Front eines Regiments zu stehen. Im allge-

meinen militärisch gut ausgebildet, weißt seine Befähigung in taktischer Beziehung doch Lücken auf,

was insbesondere bei Kriegsspielen und Übungsritten zu Tage tritt, sodass ihm die Erziehung des Of-

fizierskorps eines Regiments wohl nicht anvertraut werden kann....“ 

Brunhuber, er war erst 45 Jahre alt, nahm frustriert seinen Abschied aus der Armee, weil  er aufgrund

des obigen Zeugnisses nicht zum Regimentskommandeur aufsteigen konnte. Der Abschied wurde ihm

allerdings durch die Zahlung der Pension eines Oberstleutnants versüßt. Jedoch „im Kriege stellte

sich ... Brunhuber dem Vaterland wieder zur Verfügung“, und zwar diente er von März 1915 bis No-

vember 1918 im Stab des Lagers Puchheim, wo bis zu 30 000 Kriegsgefangene eingesperrt

waren(11). Und nach Beendigung der Kriegshandlungen, als er in Puchheim durch einen zurückge-

kehrten Frontoffizier ersetzt werden konnte, kam er gerade rechtzeitig nach Unterhaching, um die

Führung der Bürgerwehr zu übernehmen.
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  Russen und Franzosen im Lager Puchheim

Der Bürgermeister lies sogleich eine Bekanntmachung drucken und in der Gemeinde plakatieren (12):

 

Vorsichtsmaßregeln bei Plünderungen

Die Einwohnerschaft Unterhachings wird im Fall eines Plündererüberfalls gebeten, nicht aus

dem Haus zu gehen, ebenfalls sich nicht an die Fenster zu stellen, auch Beleuchtung ist nach

Möglichkeit einzuschränken. Von jedem Bewohner ist es Pflicht, dafür zu sorgen, dass kein Un-

glück passiert und die Bürgerwehr sich ungehindert den Plündererbanden gegenüber zur Wehr

setzen kann.

So ähnlich, wie in dem Aushang, mag man im Krieg die Menschen in Belgien und Frankreich angewie-

sen haben, in ihren Wohnungen zu verschwinden, um beim Häuserkampf freie Schussbahn zu haben.

Für  Unterhaching erscheint er übertrieben martialisch und deplaziert. 

Das Bürgermeisteramt hatte der damals achtundvierzigjährige Josef Beiser inne und zwar bereits 13

Jahre lang(13). Er kandidierte im Juni 1919 nicht mehr (etwa wegen der Revolutionsereignisse?).

Spätestens seit 1930 übernahm er den Vorsitz der Ortsgruppe der Bayrischen Volkspartei. In Otto-

brunn erinnert bis heute ein Straßenname an ihn: er hatte den Baugrund für die Ottokirche gestiftet.  

Was die  Wirksamkeit der Bürgerwehr betrifft, so ist dazu nichts überliefert.
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 Josef Beiser, Landwirt, Bürgermeister 1905- 1919

Der Gemeindeausschuss hielt im Januar eine Sitzung und beschloss: „Unter Bezugnahme und unter

Anwendung der Ziff. 4 des Ausschussbeschlusses vom 23. Juli 1916 wird nachbezeichneten Kriegs-

teilnehmern das Bürgerrecht in hiesiger Gemeinde gebührenfrei verliehen: [es folgen 69 Namen.] Alle

übrigen Kriegsteilnehmer, inclusiv(!) jener, welche das Bürgerrecht in hiesiger Gemeinde schon besit-

zen, erhalten in dankbarer Anerkennung für die im Weltkriege 1914/18 geleisteten Verdienste eine Eh-

renurkunde ausgefolgt(13). 

Man beseitigt dadurch für die zurückkehrenden Soldaten den Anachronismus, dass ein neuer Dorfbe-

wohner nicht nur das Heimatrecht sondern auch (gegen hohe Gebühr und bei Erfüllung vieler Voraus-

setzungen z. B. kein Bezug von Sozialleistungen) das Bürgerrecht beantragen muss, wenn er alle

Rechte, wie das Wahlrecht, wahrnehmen will.

Unter den mit Verdiensturkunde und kostenlosem Bürgerbrief geehrten sind u.a. Wilhelm Kloiber und

auch der Pensionär Eugen Brunhuber.

Drei Dutzend Männer aus dem Dorf waren nicht zurückgekehrt ; sie hatten in den sinnlosen Schlach-

ten ihr Leben verloren. In dem 20 Jahre später entfesselten Zweiten Weltkrieg- viele betrachten ihn als

die Fortsetzung des ersten-, eskalierte die Zahl der Getöteten aus Unterhaching auf fast 250.

(1) Freya Eisner (1979) S. 90

(2) Höllerer (1999) S.103, eine Fundstelle fehlt. Die Zahl ist wahrscheinlich sehr hoch gegriffen.

(3) SA LRA 58055, oft nur indirekte Hinweise auf die Existenz der Räte in Antwortschreiben der Gemeinden auf behördli-

che Fragen nach dem Verbleib von ausgegebenen Militärgewehren. 

(4) GU 00/3

(5) Angabe des bish. Ortsheimatpflegers in einem unveröffentlichten Aufsatz (1989).

(6) Aufruf des BSMdI v. 12.11.1918 veröff. Im Bayr. Staatsanzeiger

(7) SA LRA 58055

(8) Wie (7)

(9) Felzmann (2002) S. 49
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(10) HS, Kriegsarchiv, Personalakte Eugen Brunhuber

(11) Ferdl Miedaner in der SZ, Landkreisausgabe vom 5.5.1989

(12) GU 00/2

(13) GU B024/10, Beschlussbuch des Gemeindeausschusses Unterhaching

  

Ein Hachinger im Münchner Arbeiterrat

Während im Dorf die Bauern sowohl im Gemeindeausschuss  als auch im ABR das Geschehen be-

stimmen, ist ein Unterhachinger Arbeiter in einem revolutionären Gremium in München aktiv: Wilhelm

Kloiber.

 

Kloiber wurde 1876 in München geboren(1). 1901 heiratete er dort und trat im gleichen Jahr dem Sozi-

aldemokratischen Verein bei. 

1913 beteiligte Kloiber sich an der Errichtung eines Erholungsheims der Freigeistigen Bewegung in

Unterbiberg, ganz im Osten des Ortsteils Neubiberg. Lt. Lexikon wurde 1881 der „Deutsche Freiden-

kerbund“ gegründet. Ab 1905 bildeten sich eigenständige Freidenkerorganisationen der Arbeiter-

schaft. Unter Freidenker versteht man „Menschen, die allein das vernunftmäßige Denken als weltan-

schauliche Autorität anerkennen und jede Form des religiös-kirchlich gebundenen Glaubens ableh-

nen“. 

In dem Heim trafen sich die Mitglieder zwecks Erholung und politisch- weltanschaulicher Schulung. 

Man schuf sich eine „Hausfahne“ in den Farben Rot und Grün: „Rot als Symbol der Arbeiterbewegung,

des Fortschritts und des Sozialismus und grün als Zeichen und Bekenntnis der Naturverbundenheit“

(2).  

„Das Heim spielte eine wichtige Rolle bei der Vorbereitung der Revolution in Bayern, wozu es bereits

vor 1914 Bestrebungen gegeben hatte, deren Verwirklichung durch die Krieg aber verhindert wurde“

(3). Das Haus war später offensichtlich auch  Kristallisationspunkt für die SPD- Gründungen in diesem

Raum. 

Wilhelm Kloiber fasste jedenfalls hier Fuß: Er übersiedelte 1916 nach Ottobrunn Nr. 271 und 1920 in

die Dianastrasse Nr. 9 etwa 1 Kilometer südlich des Bahnhofs Neubiberg. Dort wurde er noch im glei-

chen Jahr in den Vorstand des Vereins zur Förderung der Interessen der „Ottokolonie“ gewählt.

Im Februar 1919 wurde Kloiber Vorsitzender des Arbeiter- und Bauernrates Unterhaching, dem auch

Alfred Fischer angehörte, der in Neubiberg an der Grenze zu Ottobrunn wohnte. 

Etwa zur gleichen Zeit zeigten sich Bestrebungen, die 3 Interessenvereinigungen Parkkolonie Neubi-

berg, Ottohain und Ottokolonie zusammen zu führen. In der ersten Versammlung im März 1919 betei-

ligte sich Kloiber und Fischer mit Sachbeiträgen an der Diskussion.

Gegen den Zusammenschluß gab es aber zunächst Widerstand, der Ausdruck in einer Zeitungsanzei-

ge fand, in der es u. A. heißt: „ Durch einen übereilten Beschluß soll unsere Parkkolonie der neuge-

gründeten „Vereinigung Ottobrunn“ auf Gnade oder Ungnade ausgeliefert werden und unsere 80 Mit-

glieder als Deckmantel für politische Machinationen [d.h. Machenschaften] verwendet werden... Dem
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Geist der neuen Zeit wollen wir uns nicht verschließen, lehnen es aber ab, mit Gewaltsmenschen

[werden so die Unterhachinger Revolutionäre denunziert?] gemeinsame Sache zu machen.“

In einer Zeitungsmeldung vom August 1919 liest man unter der Überschrift Heimstätten- Verein Otto-

brunn: „Durch Zusammenschluß der bisherigen 3 Vereine ... ist auf Unterhachinger Gemeindeflur ein

einiger großer Verein gebildet worden.“  (10) 

Vier Jahre später war Kloiber anscheinend wieder als respektabler Gemeinderat anerkannt und konn-

te zwei Jahre lang Vereinsvorstand werden.

Zwei Ansichtskarten, wie sie damals zu Reklamezwecken verbreitet wurden, belegen, dass seine Frau

Anna und er in ihrem bescheidenen Häuschen in der Zwischenkriegszeit ein „Gemischtwarengeschäft“

betrieben. 

  Gemischtwarengeschäft W. &  A. Kloiber, Dianastrasse, etwa 1930

Es heißt, dass Kloiberer 1921 die SPD- Sektion Unterhaching gründete und danach leitete. Er vertrat

seine Partei 1924 bis1933 im Gemeinderat. 

1928 wurde in Ottobrunn ein gesonderter SPD- Ortsverein gebildet, den er wiederum führte --- bis

1933 die Nazis mit Gewaltmaßnahmen die Weiterarbeit seiner Partei generell unterbanden. 

Nach dem Krieg übernahm Wilhelm Kloiber die Leitung des neuen Ortsverbandes Neubiberg- Otto-

brunn und war nochmals sechs Jahre lang im Unterhachinger Gemeinderat aktiv. 

Beruflich brachte er es im Laufe der Jahre vom Arbeiter zum Geschäftsführer eines Sozialverbandes

in München(4).

Doch zurück zum Winter 1918/19: Am 14. November erschien in den Münchner Zeitungen ein Aufruf

zu Wahl von Arbeiterräten. Betriebe mit mindestens 100 Beschäftigten sollten einen, Firmen mit über

1000 Arbeitern zwei Vertreter bestimmen. Handwerker aus kleineren  Betrieben wählten über ihre Be-

rufsorganisationen je 1 bis 2 Delegierte(5). Der Münchner Arbeiterrat hatte schließlich 400 Mitglieder,

dazu kamen die über 50 Vertreter des Revolutionären Arbeiterrates, der in der Nacht des Umsturzes

am 7. November im Mattäserbräu spontan bestimmt worden war(6). Vorsitzender des Arbeiterrates

war der spätere Oberbürgermeister Thomas Wimmer.
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 Graphik aus „Süddeutsche Freiheit“ 16.12. 1918

Auch Wilhelm Kloiber wurde in den Münchner Arbeiterrat entsandte, von welchem Betrieb, wissen wir

nicht. In der 6. Sitzung des Arbeiterparlamentes, am 7. Januar 1919, meldet sich Kloiber zu Wort(7).

Es geht in der Debatte um Fragen der Arbeitsbeschaffung und der Arbeitslosenfürsorge - vor dem Hin-

tergrund einer Arbeitslosendemonstration, die am gleichen Tag zu einem blutigen Zusammenstoss

zwischen Demonstranten und der sozialdemokratisch geführten „Republikanischen Schutztruppe“(8)

führte, der einzigen neugebildeten Militäreinheit der Eisnerregierung.

Der Arbeiterrat diskutiert, ob die Arbeitslosenunterstützung mit beispielsweise 10 Mark am Tag zu

hoch oder der Stundenlohn bei Kraus oder Maffei mit 70 Pfennig zu niedrig sei. Es wurde beklagt,

dass viele Firmen wegen angeblichem Kohlenmangel nicht arbeiteten.

Dazu Kloiber mit Blick auf das Kabinett Eisner: „Die Frage, welche wir momentan behandeln, zeigt,

dass unsere Regierung nicht das nötige Rückrat hat, sonst würde sie die Unternehmer einfach zwin-

gen, arbeiten zu lassen. Die Bayer. Flugwerke dürfen z. B. von der Demobilmachungskommission aus

nicht arbeiten, alle nötigen Materialien sind aber da. Es könnten z. B. Möbel fabriziert werden, wonach

jetzt so dringend Nachfrage ist. 

Aber die Unternehmer wollen das Risiko nicht übernehmen, dass die Sachen evtl. nicht abgenommen

werden könnten. Wenn es die Regierung mit den Arbeitern wirklich ganz [ernst] meint, dringt sie dar-

auf, dass etwas geschieht. Die Unternehmer haben nämlich ein großes Interesse daran, dass nicht

gearbeitet wird, weil die sich sagen: Es könnte evtl. [Bayern] doch besetzt werden, sie bekommen

dann viel billigere Kräfte und der 8 Stundentag wird abgeschafft. Und jetzt sind die Leute auf der

Strasse.

Die Regierung ist verpflichtet, Mindestlöhne festzusetzen, die über die Erwerbslosenfürsorge [hinaus]

gehen, damit [die] Möglichkeit geschaffen wird, die Familien zu ernähren. Vier Wochen werden nun

die Leute schon unterhalten ohne Gegenleistung, wäre ein Wille dagewesen von Seiten der Regie-

rung, hätte sie Werte schaffen lassen können dafür.“

Der nachfolgende Redner führt Kloibers Gedanken fort: „Was die Unternehmer z. Zt. tun, ist nicht

ohne Hintergedanken. Sie zielen auf etwas anderes an, erstens nämlich, das Heer der Arbeitslosen zu
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vermehren und die Regierung dadurch zu schädigen und zweitens betrieben sie das Geschäft der Re-

aktionäre, große Unzufriedenheit unter der Arbeiterschaft hervorzurufen. Wir haben aber heute von

verschiedenen Seiten gehört, dass gearbeitet werden könnte. Z. B. werden Maurer in Baugeschäften

entlassen. Es wird da kein Licht und keine Kohle gebraucht. Unternehmer wie Ratgeber, welche tat-

sächlich Aufträge ausführen, müssen [zusätzliche] Arbeiter beschäftigen. Es muss dafür gesorgt wer-

den, das Heer der Arbeitslosen zu vermindern.“ Nach diesen Redebeiträgen vermerkt das Sitzungs-

protokoll nur noch lapidar: „Antrag auf Schluss der Debatte.“

Der Münchner Arbeiterrat hielt etwa  im Wochenabstand Sitzungen ab. Seine Beschlüsse wurden in

sieben Kommissionen weiterbehandelt und dann der Regierung vorgelegt- in der konservative Sozial-

demokraten wie der Innenminister Auer gegenüber den fortschrittlichen Kräften ein starkes Gegenge-

wicht bildeten und dafür sorgten, dass mancher Beschluss wirkungslos blieb. Aber auch innerhalb des

Arbeiterrates, dessen Mitglieder das ganze Spektrum sozialistischen Auffassungen widerspiegelte,

gab es heftige Debatten und Richtungsstreit.

Es bleibt nachzutragen, dass Wilhelm Kloiber sich zwischenzeitlich der SPD ab- und der USPD zu-

wandte: er war in der Revolutionszeit „Bezirksführer“  der Unabhängigen in München- Au (9).

(1) Die Quellen zu Wilhelm Kloiber: SM, Polizeimeldebögen; SPD Unterhaching (1996); Festschrift zur Eröffnung des Al-

ten- und Erholungsheims Ludwig Feuerbach (1966); GU A67/2  Adressbuch Neubiberg (1916); Zohnes (1952); Aus-

stellung „100 Jahre Siedlungsraum Ottobrunn“ (2002)

(2) Aus Ludwig Fraundorfer: „Chronik von 1912-2000“ des Senioren- und Pflegeheim Ludwig Feuerbach

(3) Persönliche Mitteilung von Dr. Johannes Timmermann, Historiker, München, 2.7.2004 

(4) Mitteilung von Rudolf Felzmann

(5) Ludwig Morenz: „Revolution und Räteherrschaft in München, Aus der Stadtchronik 1918/19“, S.29

(6) Herz/ Halfbrodt (1989), S. 31

(7) HS ASR 30

(8) Freya Eisner (1979), S. 159. Die „Schutztruppe“ erschoss  zwei oder drei Demonstranten während der Demonstration

auf der Theresienwiese.

(9) Neue Zeitung Jahrg. 1 Nr. 9 vom 25.12.1918.

(10) Vorortzeitung v. 5.2. ,16.3., 19.3. und 13.8.1919

Arbeiter stürzen den „Arbeiter- und Bauernrat“ 

Am 21.Februar 1919 wurde der Ministerpräsident, Revolutionsführer und Sozialdemokrat Kurt Eisner

auf offener Straße erschossen. Mörder war der junge Graf Arco-Valley aus dem Umfeld der Thule-Ge-

sellschaft, einer „Urzelle der Nazibewegung“ (Sebastian Haffner).



15

Der  Mord setzte ganz Bayern in Wut und Erregung. Nur zwei Tage nach der Bluttat erreichte die Re-

volution endgültig Unterhaching. In einer Art Palastrevolte wurde der bestehende Rat gestürzt und ein

Arbeiter- und Bauernrat installiert, in dem vor allem Sozialdemokraten aber auch ein Kommunisten

zusammenarbeiteten.

Etwa 50 Einwohner erhoben gegen den Umsturz in dem oben bereits erwähnten Brief  energisch Pro-

test:

An den Münchener Arbeiterrat!

München. Landtag.

Betreff: Wahlprotest.

                                Die unterfertigten Wahlberechtigten resp. Versammlungsteilnehmer der politi-

schen Gemeinde Unterhaching erheben einmütig und nachdrücklichst Protest gegen die Art und Wei-

se der am 23. ds. Mts. dahier vorgenommenen Wahl eines Arbeiterrates, seitens der sozialdemokrati-

schen Parteigruppe „Sektion Neubiberg“. Der Protest wird wie folgt begründet:

1.) Der dem Münchener Arbeiterrat angeblich aus „sicherer“ Quelle zugegangene Bericht, der be-

stehende Arbeiter- und Bauernrat sei nicht in öffentlicher Volksversammlung gewählt worden,

ist unwahr. Tatsache ist, dass die auf den 23. Nov. 18 angesetzt gewesene und vom landw.

Bezirksausschuss angeordnete öffentliche Volksversammlung durch Plakatanschlag, aller-

dings nur 3 Tage vorher, öffentlich bekannt gemacht wurde, es stand uns dazumal leider kein

längerer Termin zur Verfügung. In der Volksversammlung waren cc. 95 – 100 Wahlberechtigte

anwesend, und wurden die Kandidaten aus der Versammlung heraus in Vorschlag gebracht

und unmittelbar darauf ohne Widerspruch gewühlt (!).
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2.) Bei der am 23. ds. Mts. vorgenommenen Wahl wurden die Wahlversammelten vor eine bereits

vollzogene Tatsache gestellt, denn es wurden vom Versammlungsleiter lediglich die Namen

der zu Wählenden auf einmal heruntergelesen und somit die Wähler vor die Alternative ge-

stellt, entweder die Vorgeschlagenen in Bausch und Bogen anzuerkennen oder abzulehnen,

auf Letzteres musste verzichtet werden, da dieses zweck- und aussichtslos war, denn jeder

Protestierende wäre niedergeschrieen  worden. Ein Versammlungsteilnehmer der sich zu

Wort meldete wurde stets unterbrochen, und wurde ihm das Weitersprechen durch Geschrei

etc. unmöglich gemacht, sodass jeder anders denkende Versammlungsteilnehmer von vorn-

herein auf Discussion(!) verzichten musste.

3.) Nach der Reichtagswahlliste sind hier nahezu 700 Wahlberechtigte und treffen sicher 400

Wähler auf die bäuerliche Bevölkerung, denn die Ortschaft Unterhaching rekrutiert sich zum

größten Teil aus mittel- und kleinbäuerlichen Betrieben, sodass nun von Rechts wegen unter

7 Räten, 4 Räte aus dem Bauernstande treffen würden, hingegen die jetzigen Räte mit einer

Ausnahme dem Arbeiterstande angehören. Von dem Grundsatze ausgehend: „Was dem

Einen recht ist, ist dem Andern billig“, fordern die Unterzeichneten, die am 23. ds, Mts. vorge-

nommene Wahl, ebenso wie die vorausgegangene Wahl als ungültig zu erklären und eine

neue Wahl mit rechtmäßiger Abstimmung vornehmen zu lassen. Bemerkt sei noch, dass die

vorgeschilderte Art und Weise der Wahl selbst von mehreren Angehörigen der sozialdemokra-

tischen Parteigruppe bemängelt wurde.                                                                            

Es wird ausgesagt, der landwirtschaftliche Bezirksausschuss habe die Volksversammlung zur erste

Wahl angeordnet. Dieser Ausschuß war wohl eine Untergliederung des „landwirtschaftlichen Vereins“,

dessen Spitzenorgan, der Bayrische Landwirtschaftsrat, „den Charakter eines öffentlich-rechtlichen

Vertretungsorgans“ (Spindler) erhielt. Die Aufforderung deckt sich inhaltlich mit den „Vorläufigen Richt-

linien für die Bauernräte“ der Eisnerregierung vom November 1918, in denen festgelegt wurde, dass in

jeder Gemeinde ein Bauern- oder Arbeiterrat gebildet werden soll.

Der einzige Versammlungsraum, der damals im Dorf zur Verfügung stand, war der Saal beim Garten-

girgl. Wirt war der clevere Georg Fischer, welcher auch dem Gemeindeausschuss und dem alten ABR

angehörte. War er der Initiator des Protestbriefes? Und wurde der Brief auf seiner Schreibmaschine zu

Papier gebracht? Es gab ja damals nur wenige solcher Schreibhilfen im Dorf; die Gemeindeverwal-

tung schrieb noch mit Feder und Tinte!

Der selbstsichere Ton, mit der der Wahlprotest vorgebracht wird, die Art, wie in dem Brief mit leichter

Hand die Bevölkerung in Angehörige des Bauernstandes und des Arbeiterstandes aufgeteilt und wie

am Ende der Kompromiss der Neuwahl angeboten wird, lässt an das Wirken des Multitalentes den-

ken. Er könnte sich selbst meinen als einer, der auf Diskussion verzichtete, um nicht niedergebrüllt zu

werden. Auch hat der Briefschreiber offensichtlich gute Kenntnisse von der Vorbereitung der ersten

Wahl, die ja sicher auch im Saal Fischers stattgefunden hatte.

Da Fischer Mitglied im alten Gemeinderat und im ABR gewesen war, kann man ihm die Empörung,

die hinter dem Protest steckt, schon glauben. Und jetzt geschieht das Unerhörte auch noch in seinen

Räumen! Hier haben wir einen Wütenden und zugleich den potentesten (auf Rache sinnenden?) Ge-

genspieler der Revolutionäre in Unterhaching!
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Wir erfahren aus dem Brief, dass die Versammlung von der „sozialdemokratischen Parteigruppe Sekti-

on Neubiberg“ einberufen und geleitet wurde und  dass der Münchner Arbeiterrat, in dem der Unterha-

chinger Wilhelm Kloiber mitarbeitete, sich irgendwie mit der Sache befasst hatte. 

. 

Unter „Neubiberg“ verstand man in Unterhaching (Vgl. „Beschlussbuch des Gemeindeausschusses“ o.

a. O.) damals meist die Streusiedlungen in dem Waldgebiet südlich des Bahnhofs Neubiberg. Sie er-

hielten 1921 den Namen Ottobrunn - und wurden 1955 selbstständige Gemeinde.

Das spätere Ottobrunn hatte 1919 erst 120 Einwohner, die sich dort in der Wildnis einfachste Behau-

sungen errichtet hatten. Erstaunlich ist, dass von dort anscheinend die stärksten Impulse für den Um-

sturz  ausgegangen sind. Dort waren offensichtlich große Missstände in der Infrastruktur, die die Be-

wohner als bedrückend empfinden mussten und die nach rascher Veränderung verlangten. 

In den Waldsiedlungen waren die Menschen viel stärker als im Dorf auf nachbarlichen Zusammenhalt

angewiesen. Die kleine Schar entwickelte ungeahnte Kräfte. Man kann es daran ablesen, was insbe-

sondere zwischen 1914 und 1921 trotz der Kriegsunterbrechung auf die Beine gestellt wurde: Wasser-

Lageplan der „Park- Kolonie
Neubiberg“ etwa 1914. Man

beachte die  wenigen  im
Waldgebiet existierenden

Wohnhäuser. - Am unteren
Rand die Ottokolonie mit

der Dianastrasse, in der die
Familie Kloiber später  ihr

Haus hatte.
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werk mit Leitungsnetz, Feuerwehr, Schule, Holzkirche(1). Sogar die Haltestelle „Ottobrunn“ an der

Bahnlinie nach Aying wurde von den Siedlern selbst errichtet. Die Siedler entwickelten auch eine stär-

kere Neigung sich politisch zu engagieren- und etwas andere Präferenzen. So ist 1930, nach einem

   Ottobrunn, 1927, in idealisierter Darstellung

Jahrzehnt „Weimarer Republik“ mit seiner starken Politisierung, in Ottobrunn jeder Neunte Parteimit-

glied, im Dorf immerhin noch jeder Zwanzigste. Den stärksten Zulauf haben in Ottobrunn  zunächst die

SPD (80 Mitglieder) und in Unterhaching die NSDAP (45 Mitglieder)- 1933 votieren allerdings in bei-

den Ortsteilen knapp die Hälfte der Wähler bei der Reichstagswahl für die „Braunen“.

In der Chronik der SPD Unterhaching heißt es, Nachforschungen hätten ergeben, dass im Spätherbst

1921 der im Ortsteil Ottobrunn wohnhafte Tapezierer Wilhelm Kloiber  einen SPD-Ortverein für ganz

Unterhaching gründete. Dann ist wohl die im Brief angesprochene „sozialdemokratische Parteigruppe

Sektion Neubiberg“ lediglich als ihre Keimzelle anzusehen, in der auch USP- Anhänger (Kloiber war

das in der Revolutionszeit) mitmachen durften.

Der Brief an den Münchner Arbeiterrat gibt die Zahl der bei der Reichtagswahl im Januar 1919 in Un-

terhaching (bei insgesamt 1300 Einwohnern) zugelassenen Wähler mit kapp 700 an, wobei 400 auf

die „bäuerliche Bevölkerung“ zuträfen; die relativ hohen Zahl der Wahlberechtigten belegt übrigens,

dass sich nun auch die Frauen beteiligen durften. 

Aus dem Zahlenverhältnis 700 zu 400 oder 7:4 wird abgeleitet, dass von den sieben gewählten Räten

vier aus dem „Bauernstande“ kommen müssten. Tatsächlich träfe das aber nur für einen zu, sodass

neu gewählt werden solle. 

Von der Reichstagswahl 1903 ist das Ergebnis für Unterhaching überliefert(2). Danach erhielten das

Zentrum 39 Stimmen, Bauernbund 6 Stimmen und SPD 29 Stimmen.  Stellt man der Gesamtstimmen-

zahl die Stimmen von Zentrum und Bauernbund  gegenüber, so erhält man 74 zu 45. Das ergibt ge-
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rundet wieder das Verhältnis 7:4. Eine verblüffende Übereinstimmung trotz der großen Zeitdifferenz

und der damaligen geringen Wahlbeteiligung.

Die Landtagswahl am 12.1.1919 erbrachte für Unterhaching dies Ergebnis:

O SPD                           320 Stimmen

O Bayr. Volkspartei       319 Stimmen

O Deutsche Volkspartei  11 Stimmen

O Bauernbund                  1 Stimme

( Es gab 7 ungültige Stimmen, die Wahlbeteiligung ausgehend von 700 Wahlber. lag bei 94 %!)

Das heißt, es stimmt diesmal fast jeder zweite Wähler für die SPD und BB. 

Ende Februar 1919 ließ sich der neue Arbeiter- und Bauernrat entsprechend der stark nach links ten-

dierenden Stimmung in der Bevölkerung auch (zunächst) nicht auf eine Teilung der Macht ein. So

setzten die Unterhachinger Sozialisten die vorbereitete Kandidatenliste durch und ließen Andersden-

kende von ihrer Anhängerschaft niederschreien.

Die katholische Münchener Vorort- Zeitung berichtet brav: „Auch in Unterhaching wurde ein Arbeiter-

und Bauernrat gebildet... Bei allen Wünschen und Beschwerden wende man sich an den Vorsitzenden

des Arbeiterrates bezw. den Obmann“. Die Mitglieder sind:  

                      O Wilhelm Kloiber, Vorsitzender   Magaziner, Tapezierer

                      O Alfred Fischer                            Kaufmann u. a. m., handelte aktuell mit Elektrogeräten

                      O August Schütz

                      O Franz Schiel 

                      O Eugen Vitalowitz                        Drucker, Kunstmaler

                      O Michael Geigl                             Schriftsetzer

                      O Johann Liebhart, Obmann         Landwirt und Kiesgrubenbesitzer(3)

                    

Der spätere Bürgermeister Prenn gab vor Gericht an, die Räte hätten unter der Leitung von Eugen Vi-

talowitz gestanden(4). Dies entspricht offensichtlich nicht den Tatsachen.
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Flurkarte von Neu- Biberg etwa 1903: im Norden ist die geplante Trasse der Eisenbahn eingezeichnet; an der

„Distrikstrasse“ München- Rosenheim stehen erst 6 Gebäude, im östlichsten wohnte die Familie Alfred Fischer

Eine wichtige Person in dem Rat war Michael Geigl, der fast alle Schriftstücke formulierte, nieder-

schrieb und auch „für den Arb. und Bauernrat“ unterzeichnete. Geigl (39 Jahre alt) war in München ge-

boren und 1911 mit Frau und Sohn in die Südstraße in Unterhaching gezogen(5).

Eugen Vitalowitz (27 Jahre alt) wurde in Dillingen/Donau geboren. Da die Familie einige Zeit in He-

chingen bei Tübingen im Fürstentum Hohenzollern wohnte, besaßen alle die preußische Staatsange-

hörigkeit. Später übersiedelte man nach München, wo der Vater Karl Vitalowitz Prokurist des Münch-

ner Zeitungsverlages („Münchner Merkur“) wurde(6).

Eugen Vitalowitz wurde mit dem Kriegsbeginn zum Militär einberufen, kam aber bald wieder frei und 

zog 1916 mit seiner Frau nach Unterhaching. Hier wurde dem Paar im gleichen Jahr eine Tochter ge-

boren. Sie wohnten in der Villa Magdalena Haus Nr. 105 in der Biberger Strasse.

Michael Geigl und Eugen Vitalowitz arbeiteten beide in München in der Druckerei Max Steinebach,

Baaderstrasse Nr. 1. In diesem Betrieb wurde ab 20.Dezember 1918 „Eisners Zeitung“ ( d.h. das Par-

teiblatt der Münchner USPD mit dem Titel „Neue Zeitung“) gedruckt. Auch Erich Mühsams Zeitschrift

„KAIN“ erschien unter der gleichen Adresse. Mitarbeiter der Neuen Zeitung war angeblich auch der in

Unterhaching wohnende Schriftsteller Hans Schlagenhaufer (s. unten) (7).

Von Alfred (Heinrich) Fischer sind die meisten Daten bekannt. Sie stammen großteils aus dem  Antrag

Fischers, mit dem er Ende Dezember 1918 für sich, seine Frau und 3 Kinder um Aufnahme in den

bayrischen Staatsverband und Verleihung des Bürgerrechts in Unterhaching bat, wohl um im Januar

an den geplanten Wahlen zum Landtag und zur Nationalversammlung teilnehmen zu können. Da es

Fischer nicht gelang, den Nachweis seiner bisherigen Angehörigkeit zum Herzogtum Gotha zu erbrin-

gen (wohl wegen seiner zahlreichen Umzüge), wurde dem Begehren bis zu seinem Tod im Mai 1919

nicht stattgegeben - Bürokratie auch in der Revolution!.

Fischer fiel in der Öffentlichkeit wegen seiner Körpergröße auf: er maß 2,10 m. 
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In jüngster Zeit interessiert sich auch der Historiker Christoph Knüppel aus Herford für Fischer (im Zu-

sammenhang mit dessen Freundschaft zu dem Schriftsteller Gustav Landauer). Er hat weitere Le-

bensdaten ermittelt. Hier eine Zusammenfassung (8):

O Geburtstag/ Ort/ Staatsangehörigkeit: 18.12.1869/ Zella, Bezirk Ohrdruf/ Herzogtum Gotha

O Berufe: Kaufmann/Vertreter, Gärtnerei-/Plantagenbesitzer, Bäcker, Schneidermeister

O Ehefrau: Dorothee Halenza aus Bremen, wohnte 1922 wieder dort

O Kinder:

      -     Friedrich Fischer *1896, um 1914 nach Amerika ausgewandert 

– Alfred August Fischer *1897, wohnte von 1920 bis etwa 1926 in Unterhaching, Pittinger Pl.11  

– Margarete Fischer *1898, starb etwa 1920-22 in Bremen 

– Gottlieb Johann Fischer *1907; 2,21 m groß, mit Partnerin als größtes Paar der Welt auftre-

tend, Wohnung 1922 Bremen, heiratete 1933 in Hamburg, emigrierte 1936 in die USA, starb

dort 1988. 

O Tätigkeit: er betrieb in München, Montgelasstraße 15, mit einem Partner die Fa. Ellmann + Fischer:

Ausführung von elektr. Licht- und Kraftanlagen und Handel mit einschlägigen Artikeln und Maschinen.

O Wohnungen: 

- um 1890- 1905: Bremen 

- 1905-1910: Obstbaukolonie Eden/ Oranienburg 

-  spätestens 8/1914: Oberbachern/ Dachau   (Betrieb einer Obstplantage mit 2 Kollegen aus

„Eden“) 

-  meldete sich am 1.3.1918 in Unterhaching an, wohnte aber dann in Unterbiberg , Haus Nr. 27

(im östlichsten Anwesen an der Distriktstasse nach Rosenheim im Ortsteil Neubiberg), arbei-

tete mit im „Parkkolonie Neubiberg“ e. V. 

Der Vegetarier Alfred Fischer lebte mit seiner Familie 5 Jahre lang in der 1893 von „Lebensreformern“

gegründeten Obstbaukolonie Eden bei Oranienburg in Brandenburg. Dort betrieb er einen Lebensmit-

telhandel und gründete die Bäckerei. Fischer war allem Anschein nach begeisterter Anhänger Land-

auers und gehörte mit ihm zu den Begründern der Edener Sektion des „Sozialistischen Bundes“. 

Der Schriftstellers und Pazifist Gustav Landauer propagierte den Ausstieg aus Staat und kapitalisti-

scher Gesellschaft und die Bildung herrschafts- und gewaltfreier Gemeinschaften. Landauer wurde
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von seinem Freund Kurt Eisner hatte Mitte November 1918 nach München gerufen und gebeten

„durch rednerische Betätigung an der Umwandlung der Seelen mit[zu]arbeiten“.

Landauer nahm sich vor, die Bürger für den Sozialismus, die Arbeiter für die Zusammenarbeit mit

Technikern, Kaufleuten, Organisatoren und Geistigen jeder Art [zu] erziehen und gegen jedes Wieder-

aufleben aller Parteiwirtschaft zu kämpfen. Er arbeitet in den zentralen Räteorganisationen mit und

wird bei Ausrufung der Räterepublik „Volksbeauftragter für Volksaufklärung“. Als am 13.4.1919 rechte

Kräfte erfolglos gegen die Räterepublik putschten, versteckte sich Landauer für zwei Tage in Neubi-

berg im Hause des „Kameraden Fischer“. Die danach etablierte kommunistische Räteregierung nahm

seine Dienste nicht mehr in Anspruch und Landauer trat zurück.

Fischer gehörte also dem kleinen anarchistischen, marxismuskritischen Sozialistischen Bund an. Aus

einem Sitzungsprotokoll bzw aus der Neuen Zeitung wissen wir die seinerzeitige Parteipräferenz von

drei weiteren Mitgliedern des ABR: 

Es traten ein:

                      O Eugen Vitalowitz….... für die Kommunisten (KPD)

                      O Johann Liebhart.........für die Sozialdemokraten (SPD)

                      O  Wilhelm Kloiber.........für die unabhängigen Sozialdemokraten (USPD).

(Bauerbündler waren zunächst nicht im ABR vertreten aber später im Provisorischen Gemeinderat.

Der Bayrische Bauernbund war seit etwa 1890 „die antiklerikale, [bayrisch-]partikularistische, antimon-

archistische und pragmatische Oppositionspartei des flachen Landes“ (9))

.

Dass Geigl Mitglied der KPD war, wie in einem Polizeiprotokoll behauptet wird, ist sicher falsch, denn

seine  überlieferten, verbindlich formulierten Äußerungen sprechen gegen eine radikale Position. Er ist

(wie die Räte Schütz und Schiel ?) als Sozialdemokrat anzusehen.

In der östlichen Waldsiedlung wohnte noch ein in München eingeschriebenes SPD- Mitglied: Leon-

hard Sedlmeyer. Dieser wurde 1924 ebenfalls Unterhachinger Gemeinderat und 1945 Bürgermeister.

Könnte es sein, dass er einer der Sozialdemokraten war, die sich von dem Sturz des alten ABR di-

stanzierten und dass er der Revolution im Dorf skeptisch gegenüber stand?

Von solchen Kritikern abgesehen, kann man sagen, dass im Unterhachinger Arbeiter- und Bauernrat

1919 im Kleinen verwirklicht wurde, was damals in der Arbeiterschaft herbeigewünscht wurde: die

„Einheitsfront der Sozialisten unabhängig von der Parteizugehörigkeit“. Übrigens hatten hier wie so oft

Männer aus einer eher gebildeten Schicht die Führungsrolle in der Arbeiterschaft inne. 

Vermutlich spielte sich am Tag nach der stürmischen Sitzung beim Gartengirgl etwa folgendes ab: der

neue ABR zog mit Anhang zum Bürgermeister Beiser und verlangte die Herausgabe der 20 bei ihm
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verwahrten Heeresgewehre. Am 11. 2. 1919 hatte er ja an das Bezirksamt gemeldet: „Die von der

Feldzeugmeisterei erhaltenen 20 Gewehre sind in Gewahrsam des Bürgermeisters, von wo aus sie im

Bedarfsfalle abgegeben werden“(10). Die Stimmung in Dorf ist in diesem Augenblick für die Arbeiter

und vielleicht trauten sich jetzt auch die Dienstboten und Kleinhäusler aus der Deckung. Und so bleibt

dem Ortsvorsteher nichts anderes übrig, als die Waffen an die Revolutionäre heraus zu geben. Dem

Bezirksamt schrieb Beiser im April, als er aufgefordert wurde, die Militärgewehre wieder abzuliefern

(weil die Räteregierung den bürgerlichen Einwohnerwehren misstraute): „Der hiesige Arbeiterrat hat

die Waffen und Munition längst beschlagnahmt und in eigene Verwahrung genommen“ (11).

Außer den Bauern gibt es jetzt im Dorf noch jemanden, der sich sehr ärgert: Oberstleutnant Brunhu-

ber. Denn mit dem Sturz des alten ABR verliert er seine Funktion als Befehlshaber und seine

„Truppe“, die Bürgerwehr! Und den Räten erwächst damit ein einflussreicher Gegner.

(1) Zones (1952) S.24

(2) Lt. Archiv des Münchner Merkur zitiert nach Felzmann (1988), Ergebnisse der Landtagswahl im Jan. 1919: SPD 320,

BVP 319, Deutsche Volkspartei 11, BBB 1, ungültig 7 Stimmen (Münchener Vorort-Zeitung v. 18.1.1919) 

(3) Münchener Vorstadt- Zeitung v. 16.3.1919

(4) GU A41/ 4

(5) SM Polizeimeldebogen Michael Geigl

(6) SM Polizeimeldebogen Karl Vitalowitz, dsgl. Eugen Vitalowitz

(7) Persönliche Mitteilung Dr. Timmermann

(8) SA LRA 16933; SM, Polizeimeldebogen/ Gewerbeliste Alfred Fischer, „Gustav Landauer. Sein Lebensgang in Brie-

fen“, Frankfurt 1929, Mitteilungen von Christoph Knüppel, Herford 2007

(9) Max Hube in Friedrich Weckerlein (Hrgb.) „Freistaat“ München 1994, S. 130

(10) SA LRA 58055

(11) Wie vor

Was tut der sozialistische Arbeiter- und Bauernrat ?

Im Mittelpunkt des Interesses stand damals die Ernährungsfrage. Dazu hatte Innenminister Auer be-

reits kurz nach dem Umsturz bekannt gegeben, dass alle Vorschriften „unverändert weiter in Geltung

bleiben....Die ernste Lage unserer Versorgung erfordert“, so heißt es noch in seinem Aufruf, „dass sich

die gesamte Bevölkerung in Stadt und Land streng an die Vorschriften hält, weil nur so die Hungersnot

.... abgewendet werden kann. Dabei hebe ich hervor, dass gegen den Schleichhandel in jeder Form

und gegen Überschreitung der festgesetzten Höchstpreise mit ganz besonderer Strenge .... vorgegan-

gen werden wird....
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Die Gemeindebehörden werden angewiesen, diese Bekanntmachung in ortsüblicher Weise bekannt

zu geben und die Gemeindeangehörigen zur selbstständigen Mithilfe .... dringendst zu ermahnen(1).“

Schon im April 1917 waren die „Ernährungsverhältnisse im Bezirksamt München als sehr ernst“ be-

zeichnet worden. Landwirten, die Getreide zurückhielten, war vom Staat mit Gefängnis-, Geldstrafe

und Enteignung verschwiegener Vorräte gedroht worden(2).  In Starnberg beteiligte sich der Schrift-

steller Georg Queri an der Revolution. Er schrieb im „Starnberger Land- und Seeboten“(3): „Wir haben

die traurige Aufgabe im Arbeiterrat, nachzuforschen, wo den Bestimmungen ein Schnippchen geschla-

gen wurde oder wo der Arm der Gerechtigkeit lahm war. Ein scheußliches Geschäft.“

Bewaffnete Anhänger der Revolution in München, 1918/19

Am 6. März konnte man in Unterhaching zu diesen Fragen einen Anschlag lesen. Er ist von dem Vor-

sitzenden Michael Geigl verfasst und in seiner schönen Handschrift zu Papier gebracht(4).

Aufruf

An die Bauern und Bürger Unterhachings!

Verschiedene Vorkommnisse in unserer Nachbarschaft Fasanengarten und Perlach haben Veranlas-

sung gegeben, für ausreichenden Schutz der Gemeinde Sorge zu tragen. Der Arbeiter- und Bauernrat

hat sich bereit erklärt, für die Sicherheit des Dorfes unter Heranziehung aller waffenfähiger Einwohner

durch Einführung einer Nachtwehr einzutreten.

Durch diese Wehr ist das Eigentum der Bauern und Bürger hinreichend geschützt, vorwiegend durch

die Arbeiter, die bei einem räuberischen Einfall so viel wie nichts zu verlieren hätten. Diese Arbeiter

fordern daher durch ihren Arbeiter- und Bauernrat von den Bauern ein gewisses Entgegenkommen,

nämlich gutwillige, restlose Ablieferung aller verfügbaren Lebensmittel. Nur dann können die Bauern

auf die Unterstützung der Arbeiterschaft rechnen, wenn diese die Möglichkeit hat, auf korrektem Weg
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die notwendigen Lebensmittel zu erlangen. Es darf den Arbeitern Unterhachings nicht immer das auf-

reizende Schauspiel geboten werden, dass die Münchner Hamsterer mit vollen Rucksäcken und

Milchkannen heimziehen, während die ansässigen Arbeiter kaum die zustehende Ration erhalten kön-

nen.

Also Schluss mit dem Schleichhandel und Hamsterergeschäft!

Heraus mit Milch, Kartoffeln, Eiern und Getreide!

Für den Arbeiter- und Bauernrat

i. V. M. Geigl

Die Münchener Vorort- Zeitung berichtete am 12.3.1919: „ Um das Besitztum vor Plünderungen und

Überfäller zu sichern, hat der hiesige Arbeiter- und Bauernrat im Benehmen mit der Ortsbehörde(!)

eine ständige bewaffnete Nachtwache organisiert“

Wie zuvor die Bürgerwehr, war auch der ABR bestrebt, durch Waffenträger den (Mund-)Raub von Le-

bensmitteln zu verhindern. Und er war wohl in seiner Autorität so gefestigt (und in der Zahl be-

schränkt), dass er alle, also auch die Bauern, die an Waffen ausgebildet waren, aufrief, an dem

Schutzdienst teilzunehmen.

Der Wachdienst war mitunter sinnvoll, denn im benachbarten Laufzorn, das damals zu Grünwald ge-

hörte, raubten tatsächlich fünfzehn hungrige „Soldaten mit roten Armbinden.... 300 bis 400 Eier“, wie

der Verwalter Christian Hack bei der Polizei empört zu Protokoll gab(5). In Sauerlach tauchte am 18.

April gar ein kompletter Eisenbahnzug mit schwerbewaffneten Revolutionären auf, die das Dorf be-

setzten, den Bürgermeister bedrohten und Lebensmittel verlangten. Auch diese erbeuteten Eier: ge-

nau 496 Stück, deren Erhalt sie ordnungsgemäß quittierten(6). 

                                              Mit-

glieder der Roten Garde bewachen den Hauptbahnhof

Laut Fahrplan gab es damals bereits 30 Züge Richtung Deisenhofen oder zum Ostbahnhof, die täglich

am Hachinger Bahnhof hielten(7). Wer sie benutzen wollte, benötigte einen Erlaubnisschein des Rates
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zum „Passieren der Sperrkette am Bahnhof“. Die Zeitzeugin Anny Hahn berichtete dem Heimatpfle-

ger, dass die Besetzer Unterhachings am 1. Mai in der Wohnung des Eugen Vitalowitz in der Biberger

Straße bei ihrer Hausdurchsuchung (statt der gesuchten Waffen)  Eier vorfanden, „die er den Hams-

terfrauen aus München abgenommen hatte“.

Der Rat forderte die Landwirte zur „gutwilligen restlosen Ablieferung aller verfügbaren Lebensmittel“

auf. Und das hieß: Abgabe zu den staatlich festgesetzten Preisen. Der revolutionäre ABR konnte sich

bei dieser Forderung skurilerweise auf Gesetze aus der Kriegszeit stützen. Eisners Innenminister Auer

hatte, wie erwähnt, den Fortbestand der Preisvorschriften angeordnet, da nur so die Mindestversor-

gung der Bevölkerung gewährleistet schien. Auch die Regierung Hoffmann und die Aktivisten der „Rä-

terepublik“ dachten nicht an die Aufhebung der Zwangswirtschaft, die später Vorbild für die kommunis-

tische Planwirtschaft im „Ostblock“ wurde.

  Oskar Maria Graf, Schriftsteller und Revolutionär

Das Einfrieren der Preise, die schon lange nicht mehr dem Wechselspiel von Angebot und Nachfrage

entsprachen, führte trotz der Verbote und Strafandrohungen nahezu zwangsläufig zum Entstehen ei-

ner Schattenwirtschaft. Der Dichter Oskar Maria Graf, der sich als Arbeitsloser zeitweilig selbst am

Schwarzhandel beteiligte, schrieb dazu: „Jetzt war der Schleichhandel schon ganz offen. Nur hatten

die Preise bereits eine phantastische Höhe erreicht, aber in jedem Laden konnte man heimlich Butter,

Schmalz, Eier und Fleisch beziehen....Die Reichen lebten genau so herrlich und in Freuden, sie hatten

sich mit Hamsterwaren eingedeckt... (8)“

Die Zeitzeugin Grubmüller erinnert  sich: „Mir ham auch do in Unterhaching vo de Bauern ganz wenig

kriagt, do wo die schlechte Zeit war. D´hast woandes hi mias´n...Mei Vater is hamstern ganga -  d´hot

in Niederbayern a Schwester g´habt – dass er wieder was herbracht dann“ (s. Anhang).

Auch der Zeitzeuge Josef Haberl berichtet, „Einmal haben wir keine Kartoffeln gekriegt. Die Bauern

sagten, die sind schon eingekellert. Meine Eltern haben sich beim Kommunalverband beschwert, da

hat einer liefern müssen“.
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Der ABR intervenierte in den Fragen der Lebensmittelversorgung sicher überwiegend für die Arbeiter-

bevölkerung, hatte aber, wie gesagt, das Gesetz auf seiner Seite. Sind Kontrollmaßnahmen und das

Beharren auf dem Gesetz vielleicht schon die Hauptgründe für den bald einsetzenden Hass auf die

angeblichen Rädelsführer des ABR und die jahrelang anhaltende Aversion zwischen Bauern- und Ar-

beiterschaft in Unterhaching?

Dem Händler und Ökonomen Georg Fischer beispielweise wird es jedenfalls bitter aufgestoßen sein,

dass der ABR ihn und andere keck und öffentlich zur Herausgabe von Milch auffordert, ihm und den

andern damit also ungesetzliches Handeln unterstellt.

(1) Bekanntmachung des BSMdI v. 18.11. 1918

(2) GU A00/ 2

(3) Zitiert nach Queri (2002) S. 214

(4) GU A00/ 2

(5) HA ASR 31,SA STA 2919 Im Urteil des Volksgerichts vom 11.2.1920 gegen Lorenz Schott, den Chef der Arbeiter-

wehr und Roten Armee in Giesing ist die Rede von der „Plünderung in Laufzorn, die unter Führung des Futterer ge-

schah“.  

(6) HA ASR 30

(7) Thomas Guttmann: “Giesing und die Eisenbahn” (1998) S.94

(8) Graf (1982)

Unterhaching wird Räterepublik- der Benefiziat verw eigert das Geläut

 

Im März 1919 überschlagen sich in München die Ereignisse. Regierung und Räte streiten um den rich-

tigen Weg und um die Macht. Schließlich flieht die Regierung des Sozialdemokraten Hoffmann nach

Bamberg und in der Hauptstadt rufen am 7. April revolutionäre Schriftsteller, der Landwirt Gandorfer

aber auch SPD-Mitglieder die Räterepublik aus. 

Der Schriftsteller und Anarchist Erich Mühsam wirbt für diese Regierungsform mit der Begründung,

das Rätesystem schaffe „die lebendige Beteiligung der Menschen ... an der Verwaltung und Entwick-

lung des gesamten  Gesellschaftsorganismus“ (1).Hierbei geht der Aufbau von unten nach oben und

der Delegierte muss sich jederzeit vor seinen Wählern verantworten. Was dagegen die parlamentari-

  Der zentrale Platz in der Gemeinde, vor der Bäckerei Kiermeier
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sche Demokratie angeht meint Mühsam: „Das Volk, das sich von Mandataren mit unbegrenzten Voll-

machten Gesetze geben lässt, hat ... auf jede Selbstbestimmung verzichtet, hat sich unreif erklärt und

 

Der Pfarrer von Taufkirchen als Distriktsschulinspektor

(rechts) lässt sich inmitten von Lehrer und Schülern ab-

lichten, Unterhaching 1910

wird ganz natürlich von Demagogen und Interessenagenten an der Nase herumgeführt.“ Hat er so

ganz unrecht mit dieser Meinung ?

Doch zurück ins Dorf: Auch hier wird die Räterepublik ausgerufen und der von der neuen Regierung

für ganz Bayern proklamierte Nationalfeiertag mit Glockengeläut und Arbeitsruhe gefeiert (s. Anh. 3).

Der Ortspriester scheint aber zunächst versucht zu haben, seine Kirche und die Glocken vor dem Zu-

griff durch die Revoluzzer zu schützen und gab erst sanfter Gewalt nach. 

Das Benefizium Unterhaching- eine kirchliche Stiftung- unterstand damals noch der Pfarrei Oberha-

ching. Benefiziat war seit 10 Jahren der sechsundvierzigjährige Josef Breiteneicher, der aus einem

Dorf namens Zotten stammte. Anlässlich einer Visitation im Jahr 1918 gab ihm sein Vorgesetzter, An-

ton Haubenthaler aus Oberhaching, jeweils die Note 1 für „sehr großen Amtseifer in der Seelsorge“

und „sehr gutes sittliches Betragen“.

Neben dem Streit wegen des Geläutes am Nationalfeiertag gab es aus Sicht des Geistlichen noch

einen Ärger mit dem ABR. Dieser hatte ihn, der traditionell  Vorsitzender des Armenpflegschaftsrates

war, ausgebootet und die Stelle in Eigenregie neu besetzt (s. unten). Der Zeitzeuge Josef Haberl be-

richtet über Breiteneicher: „1912 hatten wir Landtagswahl. Da hat der Benefiziat von der Kanzel ge-

sagt: <Es wurden fünf sozialdemokratische Stimmen abgegeben. Das war eine Schande für die ganze

Gemeinde>“(s. Anhang 2). 
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Josef Breiteneicher, Benefizat 1909- 1920, Ehrenbürger Unterhachings

Die Zahl fünf wirkt zunächst erstaunlich gering; sie wird aber plausibel im Licht eines Kommentars in

den MNN  zur Wahl am 12.1.1919 (3): „Wie außerordentlich stark die Wahlbeteiligung war, zeigt das

Resultat von Unterhaching, hier wurden 320 Stimmen abgegeben [bei 700 Wahlberechtigten. D. G.]

während bei der letzten Landtagswahl nur 27 Stimmen im ganzen abgegeben wurden.“ Fünf von 27

Stimmen für die SPD waren dann immerhin 19 Prozent.

Der Historiker Mommsen schreibt zur Frage der politischen Diskriminierung (4): „Es ist heute schwer

sich das Ausmaß des Misstrauens, der Verachtung und der Herabsetzung von Sozialdemokraten ... in

sonst so honorigen Kreisen der Rechten ... vorzustellen.“

Der Benefiziat Breiteneicher sandte im Laufe der Jahre immer wieder „untertänigste Bittgesuche“ an

„Ihre Eminenz, den hochwürdigsten Herrn Kardinal und gnädigsten Herrn“ zur Verleihung einer selbst-

ständigen „Pfarrpfründe“ (um vom abhängigen Benefiziaten zum Ortspfarrer aufzusteigen). Beispiel-

weise bewarb er sich schon 1917 um die „erledigte Pfarrei Perlach“. 1920 war er endlich erfolgreich

und kehrte der Gemeinde den Rücken. In Unterhaching wurde er aber noch Ehrenbürger, weil es ihm

gelungen war, die Abgabe der Kirchenglocken als Kanonenwerkstoff zu verhindern.

(1) Erich Mühsam: „ Wir geben nicht nach!“ (2003) S. 120

(2) DA, Personalakt Josef Breiteneicher

(3) SA, MNN v. 13.1.1919, bei der Landtagswahl 1912 waren vielleicht 100 steuerzahlende Männer über 25 wahlberech-

tigt. Die Wahlbeteiligung lag damit unter 30 %. 

(4) Hans Mommsen:  > Von Weimar nach Auschwitz < München 1999  

 

Ein provisorischer Gemeinderat  als „historischer K ompromiss“

Bereits eine knappe Woche nach Ausrufung der Räterepublik kam es in der Gemeinde zu einer über-

raschenden Entwicklung. Das wiederum von Michael Geigl verfasste Protokoll einer Sitzung am13.

April hat folgenden Wortlaut(1):

„Der Bürgermeister hat dem Arbeiter – und Bauernrat für heute seinen Rücktritt angeboten.
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Die heute versammelten Einwohner und Vertreter sämtlicher Parteien, auch der politisch Unorgani-

sierten, nehmen diesen Rücktritt an.

Die anwesenden Arbeiter – und Bauernratsmitglieder würdigen diesen Schritt. Sie unterbreiten der

heutigen Versammlung im Interesse des Gemeinwohls den Vorschlag der Bildung eines provisori-

schen Gemeinderates.

Dieser Vorschlag wird von den Vertretern sämtlicher Parteien auf der Grundlage gemeinsamen Arbei-

tens von der Versammlung angenommen.

Den Vorsitz im Rat führt  Herr Georg Kiermaier 

Die Stellvertretung des Vors. führt  Herr Max Günther

Die Kassengeschäfte führt  Herr Georg Fischer

Die Schriftführergeschäfte führt  Herr Michael Geigl

Als Beisitzer fungiert:          

1. Herr Michael Hahn

2. Herr Alfred Fischer

3. Herr Eugen Vitalowitz

4. Herr Jakob Diepold

5. Herr Josef Killinger

6. Herr Wilhelm Kloiber

7. Herr Rudolf Koller

8. Herr Johann Liebhart

 Josef Killinger, Inhaber einer Wäscherei in München

Als Delegierte zum Arbeit.u.B.Rat sind bestimmt

              Herr Johann Bapt. Geiger

              Herr Michael Drum

              Herr Josef Prenn

Die anwesenden Vertreter sämtlicher Parteien erwarten auf dieser breiten Grundlage ein gedeihliches

Zusammenarbeiten für das gesamte Gemeindewohl.

[Unterschriften:]

              Michael Geigl             Für den Arb.- u. Bauernrat

              Georg Schallmoser    Für den Bauernbund
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              Johann Liebhart        Für die Mehrheitssozialisten

              Eugen Vitalowitz       Für die Kommunisten

              Franz Rathgeber       Für die politisch Unorganisierten

              M. Günther                Für den Rat der Gde. 

              Der II. Vorsitzende

 Georg Schallmoser, Landwirt (BBB)

Michael Geigls Formulierungen in der Niederschrift sind in der Freude über den Kompromiss recht

überschwänglich ausgefallen, aber von ihm doch wohl ehrlich gemeint und ohne Hintersinn. 

Die Vereinbarung bedeutet ja eine faustdicke Überraschung: Während in München nach einem

rechtsgerichteten Putschversuch eine neue Räteregierung unter Führung des Kommunisten Eugen

Levine in letzter Stunde für die Arbeiterschaft die Erfolge der Revolution zu retten versucht und der un-

glückliche Ministerpräsident Hoffmann bereits Freikorps gegen die Arbeiter aussendet, zeigt sich in

Haching ein Bild der Eintracht. Arbeitervertreter, Bauern und Gewerbetreibende versammeln sich, ver-

einbaren in Form des „Provisorischen Gemeinderates“ einen neuen Rahmen für die Gemeindepolitik

und einigen sich auf die Mitglieder dieses neu erfundenen „Ortsparlamentes“.

Die Revolutionäre geben somit freiwillig einen Großteil der Macht wieder ab. Es ist erstaunlich festzu-

stellen, dass sie sogar so weiter gehen und auf die drei Spitzenpositionen im Gemeinderat verzichten

und sich mit den Funktionen des Schriftführers und von Beisitzern begnügen.

Ich vermute, dass beim Zustandekommen dieser ungewöhnlichen Zusammenarbeit auf der konserva-

tiven Seite dem Bauer und Unternehmer Georg Fischer eine Schlüsselrolle zukam.
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Georg Fischer, Bauer, Wirt und Unternehmer im Kreis von Familie und Dienstboten vor dem

„Gartengirgl“,1906

Er hatte vor 30 Jahren als Rossknecht angefangen, wurde Gütler, dann Bauer und Wirt. Daneben

handelte er erfolgreich mit den verschiedenen Immobilien, die er mit der Zeit erwarb und wieder veräu-

ßerte. Zu Wohlstand brachte er es aber auch durch seinen Milchhandel. Fischer kaufte die Milch in et-

lichen Betrieben im Dorf auf und lieferte sie zusammen mit der Milch seiner eigenen Kühe mit zwei

Fuhrwerken an die Geschäfte in der Landeshauptstadt. 

Die Zeitzeugin Sondermaier berichtete, dass sie im Dienste Fischers um 3 Uhr früh aufstand, um die 

Stadt zu beliefern; das gleiche nochmals am Nachmittag. Felzmanns Fazit im Heimatbuch: „Das wa-

ren täglich meist 15 Stunden Arbeit“.

  Milchfuhrwerk aus Taufkirchen

Dem gewitzten Unternehmer Fischer kann man jedenfalls die Souveränität zutrauen, den „historischen

Kompromiss“ zwischen Rot und Schwarz in Unterhaching eingefädelt zu haben. Nicht alle machten
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mit: Bürgermeister Beiser trat zurück und faktisch auch der Gemeindeausschuss. Aber es gelang doch

genügend konsensfähige Männer zu finden, um den Anliegen der Arbeiter (und der Siedler in „Neubi-

berg“) entgegen zu kommen – und darauf lief es ja hinaus.

Fischer übernahm das „Finanzressort“; er war dafür der Richtige, denn es galt ja zunächst die ver-

schiedenen Kassen bei verschiedenen Bauern abzuholen - man muss die sich noch richtig als Metall-

kästen mit Schloss vorstellen - um überhaupt einen „Kassensturz“ und Geldentnahmen zu ermögli-

chen.

Mit dem 55-jährigen Mühlenbesitzer und Bäckermeister Georg Kiermaier und dem 28-jährigen diplo-

mierte Landwirt Max Günther übernahmen zwei kommunalpolitische Neulinge den Vorsitz und den

Stellvertreterposten im Rat. Ebenfalls neu in der Kommunalpolitik sind auch der Schmied Michael

Hahn, der Metzgermeister Jakob Diepold, der Bauer Georg Schallmoser und der Wäschereibesitzer

Josef Killinger. 

Aus den Reihen des bisherigen Gemeindeausschusses im provisorischen Rat vertreten ist außer Fi-

scher  noch  Rudolf Koller, der in München als Angestellter arbeitet. Auch die angesehenen Bauern

Johan Baptist Geiger, Michael Drum und Josef Prenn sind in die Arbeit eingebunden. Als Delegierte

des Gemeinderates zum ABR sollen sie das Bindeglied zwischen den Gremien darstellen.

Die Protokolle verzeichnen für den vierzigjährigen Joseph Prenn außer dem Delegiertenamt noch

zwei Aktivitäten im Auftrag des Provisorischen Gemeinderats (s. unten). Einen Monat später wählte

man Prenn, ein Parteigänger des Bauernbundes, zum Bürgermeister. Er blieb es– mit kurzer Unter-

brechung– auch in der NS- Zeit bis 1945.

Doch zurück zum Provisorischen Gemeinderat: die Öffentlichkeit des Dorfes wurde sogleich durch

einen Aushang (wieder in Geigls Handschrift) mit knappen Worten über die Neugründung

unterrichtet(3):

Erklärung

Nach dem freiwilligen Rücktritt des Bürgerm. Beiser mit der provisorischen Verwaltung der Gemeinde

beauftragt, rechnen wir auf die Unterstützung aller Gemeinde- Mitglieder ohne Unterschied der Partei.

Der provisorische Rat der Gemeinde wird im Einvernehmen mit dem Arb. –und Bauernrat die

Gemeinde-Geschäfte im besten Sinne zum Wohle der ganzen Gde. weiterführen.

[Unterschrift:] M. Günther                         [Unterschrift:] Georg Kiermaier

 Dessen Stellvertreter                                           Der Vorsitzende im Rat der Gde.

Die Mitglieder des neuen Gemeinderates gehen mit viel Elan an die Arbeit und halten zwei Tage spä-

ter die erste Sitzung ab. Im „Beschlussbuch“ werden von Michael Geigl als Protokollführer folgende

Arbeitergebnisse festgehalten(4):
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1. Das prov. Kollegium erteilt dem stellvertretenden Bürgermeister ( Kiermaier ) Vollmacht zur

Protokollierung der Straßensicherungen.

2. Die Führung sämtlicher Kassen übernimmt der Kassier, die Geschäftsbücher führt der Schrift-

führer.

3. Alle gemeindlichen Gelder kassiert der Gemeindediener ein.

4. Das Gehalt des Gemeindedieners wird rückwirkend ab 1. Januar 1919 auf monatlich 100

Mark festgelegt. Auch das Gehalt des Gemeindedieners wird auf monatlich 100 Mark erhöht.

Die Erhöhung ist rückwirkend ab 1. Januar 1919. Dem verflossenen Bürgermeister wird sein

Gehalt für das 2. Quartal ausbezahlt. Der stellv. Bürgermeister gibt sich mit den bisherigen

Repräsentationsgeldern zufrieden. Dem Gemeindekassier werden monatlich 40 Mark zugebil-

ligt. Für Rechnungsführung werden dem Gemeindeschreiber 150 Mark genehmigt.

5. [„Instandsetzung der Straßen und Wege“] wird bis zur nächsten Versammlung zurückgestellt.

6. Gemeindetafeln am Hachinger und Neubiberger Bahnhof werden genehmigt.

7. Die Armenunterstützungsfrage wird dem Wohlfahrtsausschuss überwiesen. Dieser wird er-

gänzt durch Hinzuwahl des Hr. Günther.

8. Nach Kenntnisnahme wird zur Tagesordnung übergegangen [Zur Kenntnis genommen wird

das „Saisongespräch des verfl. Bürgerm. mit der Stadtkommandantur“, welcher unter dem

herrschenden Kriegsrecht alle militärischen und zivilen Polizeikräfte in Stadt und Bezirk Mün-

chen unterstanden.]

9. Die Herstellung und der Betrieb der Straßenbeleuchtung in Neubiberg werden von der Ge-

meinde übernommen.

10. Die Arbeitslosenunterstützung im Fall Ebelshäuser wird eingestellt. Eine Kommission, beste-

hend aus Herrn Günther, Kloiber und Killinger soll die Unterbringung der Arbeitslosen bewerk-

stelligen. In den Wohnungsausschuss wird Herr Kiermaier abgeordnet. Die Arbeiten des Herrn

Vitalowitz für die Gemeinde werden bezügl. Entschädigung hierfür dem Ausschuss für Arbeits-

losenfürsorge überwiesen. Der Ausschuss beschließt das Anrecht an dem Hachinger Bach in

Gemeinschaft mit den übrigen interessierten Gemeinden geltend zu machen und betraut mit

der Verfolgung der Sache Herrn Prenn. [12 Unterschriften]

Die Sitzung am 23. April hat nur 3 Tagesordnungspunkte. Zuerst passieren 2 Baugesuche den Provi-

sorischen Gemeinderat. Sodann wird beschlossen: 

„Die Strassen und Wege sind künftig auf Kosten der Gemeindekasse zu überprüfen. Die Angelegen-

heit ist der Gemeindeversammlung zu unterbreiten. Die Begehung der Wege erfolgt durch Kiermaier,

Prenn, [Alfred?] Fischer, Vitalowitz, Kloiber. Die Verpflegung der einquartierten Wache trägt der Staat;

die Gemeinde deckt die entstehenden Kosten vorschüßlich. Zu einem Vorgehen des Gemeinde= Aus-

schusses gegen Herrn Alfred Fischer zufolge einer Denunziation verhält sich dieser ablehnend und

betrachtet die Sache als persönliche Angelegenheit.

Herr Günther berichtet über die Maßnahmen des Armenrates. Diese wurden vom Ausschuss gebilligt.

Hierauf berichtet Herr Günther noch über den Stand der Arbeitslosigkeit und die Arbeitswilligkeit unter

Arbeitslosen. Der Ausschuss nimmt Kenntnis hiervon. Dem Ausschuss für Arbeitslosenfürsorge wird

Vollmacht erteilt zur Entscheidung über den Bezug der Arbeitslosenunterstützung.“
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In seiner Sitzung am 30. April legte der Provisorische Gemeinderat fest: „Die Strassen und Wege wer-

den auf Kosten der Gemeindekasse instandgesetzt. Die Vorarbeiten erledigt Herr [Michael] Hahn.“

Außerdem befasste sich das Gremium mit 2 Jagdpachtangelegenheiten, mit dem „Antrag d. Kirchen-

dieners auf Erhöhung seines Gehaltes“ und mit dem „Anbauplan Kloiber“ (offensichtlich geht es hier-

bei um einen Anbau an das Haus in der Dianastraße, in dem das Ehepaar Kloiber nach dessen Fertig-

stellung einen Gemischwarenladen betreibt).

   

Die Arbeit des Provisorischen Gemeinderats in den zwei Wochen seines Bestehens soll nun zusam-

mengefasst kommentiert werden. Ich glaube man kann feststellen, dass mit erstaunlicher Sachkennt-

nis intelligente Beschlüsse gefasst wurden.

Organisatorisches:

Bisher waren von mehreren Bauern verschiedene Kassen (Gemeinde-, Reserve-,  Armen-, Schul-,

Bieraufschlagskasse usw.) ehrenamtlich verwaltet worden. Per Beschluss ist jetzt nur noch einer, der

„Kassier“, zuständig. Man nahm hier in etwa die Arbeitsweise einer modernen Gemeindeverwaltung

vorweg!

Es werden die Zuständigkeiten und die Bezahlung für die gemeindlichen Arbeiten verändert und Geld

für die „Sicherheitswache“ (die 5 Reitersoldaten) bereitgestellt. Auch der Kunstmaler und Arbeiterrat

Eugen Vitalowitz erhält eine Vergütung für Verwaltungsarbeiten.

Soziales:

Im sozialen Bereich wurde die Arbeit in den verschiedenen Ausschüsse intensiviert und teilweise reor-

ganisiert:

O Der Ausschuss für Arbeitslosenfürsorge wird ermächtigt eigenverantwortlich zu entscheiden, wer

Unterstützung erhält. 

In diesen Zusammenhang gehört, dass ein handgeschriebener Aushang überliefert ist, mit welchem

Eugen Vitalowitz die Erwerbslosen militärisch knapp zu einer Versammlung in das Gasthaus Kammer-

loher einbestellt (Es ist das einzige Originaldokument des ABR, das  nicht von Geigl geschrieben und

in dessen verbindlicher Art formuliert wurde).

O Eine „Kommission“ bestehend aus dem „Stellv. Vorstand“, dem Dipl.-Landwirt Günther, sowie den

Arbeitern Wilhelm Kloiber und Josef Killinger soll die Vermittlung von Arbeitsplätzen bewerkstelligen.

O Der Wohnungsausschuss erhält Verstärkung durch den Vorstand Bäckermeister Kiermaier.

O Dem Wohlfahrtausschuss wird zusätzlich die Zuständigkeit für die Armenunterstützung übertragen.

Man wollte hierin wohl von der Kirche unabhängig sein und entzog deshalb offensichtlich dem Orts-

geistlichen, der bisher stets Vorsitzender des „Armenpflegschaftsrates“ gewesen war, diese Aufgabe.
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(1918 waren 3428 Mark für die Bedürftigen ausgegeben worden. Die Jahresabrechnung  hierzu wurde

erst nach den Revolutionswirren am 1.8.1919 geprüft und vom Kassenverwalter Horstmann, vom neu-

en Bürgermeister Prenn, vom Ortspfarrer- wieder als Vorstand- und von 3 weiteren Armenräten unter-

schrieben. So wie für 1918  wurden später auch für 1919 keine ungerechtfertigten Ausgaben oder

sonstige Unregelmäßigkeiten festgestellt.)

Bau- und Straßenwesen:

O Josef Prenn wird beauftragt, die Wasserrechte am Hachinger Bach im Kreis der Anliegergemeinden

zu vertreten. Das ist eine wichtige Mission, treibt doch der Bach 2 Mühlen im Dorf, außerdem dient er

als Viehtränke und zur Brauchwasserentnahme.

O Von großer Dringlichkeit (insbesondere für die „Neubiberger“) scheint die Instandsetzung der Stras-

sen und Wege gewesen zu sein. Die Ratsmitglieder Kiermaier, Prenn, Fischer [wahrscheinlich Alfred

Fischer, der in Unterbiberg- Neubiberg wohnte],  Vitalowitz und Kloiber sollen durch Begehungen den

Bauzustand feststellen. Die Angelegenheit sollte zuerst der „Gemeindeversammlung“ vorgelegt wer-

den, einer Art gemeindlichem Urparlament (5)- dass aber nicht mehr tagte und einen Monat später an-

lässlich der Kommunalwahl nach neuem Recht zu bestehen aufhörte. In der letzten Sitzung des prov.

Rates wurde aber die Sanierung des Straßennetzes auf Gemeindekosten festgelegt.

O „Neubiberg“ erhält eine Straßenbeleuchtung. 

O An den Bahnhöfen Unterhaching und Neubiberg sollen „Gemeindetafeln“ bzw. „Ausflugstafeln“ (also

Übersichtspläne) angebracht werden.

Eine Denunziation

Alfred Fischer (er war Außenseiter, da aus Thüringen stammend und erst neu zugezogen) beschwert

sich im Provisorischen Gemeinderat über eine Denunziation. Aus dem etwas holperig formulierten

Protokolleintrag ist die Art des Angriffs nicht ersichtlich aber man sieht, dass der Gemeinderat meinte,

er könne oder wolle in der Sache nicht entscheiden und Fischer müsse sich allein dagegen zur Wehr

setzen. Nachdem aber 14 Tage später – beim Freikorpseinmarsch – wieder eine Denunziation gegen

die Revolutionäre erfolgt, und zwar mit schlimmen Folgen, verdient der Vorgang doch Erwähnung.

Zusammenfassend nochmals: es ist erstaunlich, was die Hachinger Bauern- und die Arbeitervertreter

in wenigen Tagen an gutwilliger gemeinsamer Arbeit nach dem verlorenen Krieg geleistet oder zumin-

dest begonnen hatten. Noch am 30. April hatte man sich zu einer Gemeinderatssitzung getroffen, da

krachten in Starnberg schon die Schüsse von Erschießungskommandos. Aber in Unterhaching wusste

man nichts davon. Die Revolutionäre ahnten nicht die nahe, tödliche Gefahr, keiner von ihnen dachte

zunächst an Flucht ....
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Am nächsten Tag beendeten Freikorpssoldaten kompromisslos die begonnene Aufbauarbeit.

Weitere fünf Tage später trat der alte Gemeindeausschuss zusammen und verabschiedete  diese ver-

wirrende, hemdsärmelige  Entschließung: „Die sämtlichen vom provisorischen Gemeinderat gefassten

Beschlüsse werden für ungültig erklärt und jetzt in neuer Fassung nach neuer Beratung wieder geneh-

migt.“ Es folgen dann die Nummern der Tagesordnungspunkte, die neu bestätigt wurden, so dass klar

wird, was gemeint ist: einige Beschlüsse werden aufgehoben (oder sind obsolet geworden), etlichen

wird Bestand verliehen, - einfach weil sie vernünftig sind, wie etwa die Straßenbeleuchtung für „Neubi-

berg“.

(1) GU 00/ 3

(2) S. Schindler, Wolf, Wolf in „100 Jahre Siedlungsraum Ottobrunn“

(3) GU A00/ 2

(4) GU B024/ 10

(5) Die Gemeindeversammlung war (letztmals?) 1915 einberufen worden, um einer Satzung für den neuen Friedhof am

Oberweg ihre Zustimmung zu geben (Felzmann S. 443)

Polizeitruppe und ungebetener Besuch

Bevor der Einmarsch der „Weißen Garde“ beschrieben wird, noch ein paar Zeilen zur Anwesenheit ei-

ner kleinen Militäreinheit im Dorf: Der Freikorpsführer Liftl, von dem bald länger die Rede sein wird,

berichtete einigermaßen glaubwürdig: „In Unterhaching [be]fand sich eine 5 Mann starke sog. Sicher-

heitspatroille, welche von der Räteregierung dort stationiert worden war.“ 

Sie sei von der Roten Armee „hauptsächlich zu Aufklärungszwecken verwandt worden“ (1).

Die Männer bezeichneten sich auch als Angehörige der Münchner berittenen Polizeitruppe. Aus einer

Mitteilung des Bezirksamtes vom 15.11.1918 ist zu entnehmen, das in München und Umgebung die

Polizei durch Soldaten verstärkt wurde, was z. B. für Perlach belegt ist. Die gesamte Münchner Garni-

son wurde Teil der Roten Armee.

Für die Rote Armee wurde ab 10. April zusätzlich geworben (bei 6 Mark „Diensttagegeld“). Maximal

umfasste sie etwa 10 000 Männer, die die Aufgabe hatten, die Räterepublik „gegen jede gegenrevolu-

tionären Angriffe(!) ... zu schützen (2)“. Bei Allach und Dachau  gelang es der Freiwilligenarmee am

16. 4. auch zunächst einmal angreifende „weiße“ Truppen zurückzuschlagen(3).

Der Verteidigungsring, den die Rote Armee vorbereitete, ging kaum über die Münchner Stadtgrenze

hinaus und umfasste Unterhaching nicht mehr. Die 5 Reiter waren also wohl als rote Polizei und als

vorgeschobener Beobachtungsposten gedacht. Der damalige Bürgermeisters Prenn hatte im Juli 1921

nur ausgesagt: „Mitte April 1919  hätten sich nur 5 Mann der sog. Roten Armee in Unterhaching nie-

dergelassen und im Obermaier´schen Gasthause [zur Post] einquartiert, wohl hauptsächlich um das

Herannahen der „weißen Truppen“ zu beobachten.“ (4).
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Der Provisorische Gemeinderat erkundigte sich telefonisch beim Bezirksamt und legte dann, wie er-

wähnt, einstimmig fest: „Die Verpflegung der einquartierten Wache trägt der Staat; die Gemeinde

deckt die entstehenden Kosten vorschüßlich“ .

Das Bezirksamt übernahm später tatsächlich die Rechnung für die Unterbringung und Verpflegung der

Soldaten sowie die „Fourage“ der Pferde in Höhe von insgesamt 813 Mark und 60 Pfennigen. Die Re-

gierung von Oberbayern beanstandete dies. Daraufhin legte das Bezirksamt die Sache dem Bayri-

schen Verwaltungsgerichtshof vor. Dieser entschied nach mündlicher Verhandlung und nachdem er

die Sache auf zehn Seiten mit allen möglichen Kriegsgesetzen verglichen hatte lapidar, dass die Ge-

meinde wegen fehlender Gesetzesgrundlage nicht zur Zahlung verurteilt werden könne, sodass die

Kosten wohl am Bezirksamt „hängen blieb“.

Am 25. April 1919 kam es im Dorf zu einem Zwischenfall. Der Schriftführer des ABR Michael Geigl be-

schwerte sich darüber– in einem Brief an „den Vollzugsrat“, die fünfköpfige, kommunistisch geführte

Räteregierung(5):

„Der in einer gemeindlichen Verwaltungs- Angelegenheit anhier entsandte Genosse Thomas Schla-

gintweit hat durch sein Auftreten die Arbeiten des hiesigen A.u. B. Rates kompromittiert.

Die Art wie Genannter Erkundigungen einzog wird vom hiesigen Rat missbilligt.

In völliger Unkenntnis der örtlichen Verhältnisse hat derselbe Urteile in einem Gasthaus gefällt, die

das Ansehen des Arb. Rates sowohl wie das Zusammenarbeiten mit der berittenen Militär– Gendar-

merie, die dem örtlichen Rat unterstellt ist, erschweren.

Der Arb. u. B. bittet daher zukünftig die entsendeten Genossen dahin zu belehren, das solche Missio-

nen nur im Einvernehmen mit dem örtl. Rat erledigt werden. Der hiesige Rat hatte auch schon genü-

gende Unterlagen an den Volksbeauftragten Ditrich geleitet. Ebenso hatte der hiesige Rat den ent-

sandten Genossen auf das Schreiben verwiesen.

Wir verweisen daher ausdrücklich auf unseren Brief an den Genossen Ditrich und bedauern aufs  Leb-

hafteste das Gebaren des Genossen Schlagintweit.

Thomas Schlagintweit war Buchhalter, 28 Jahre alt und wohnte in Trudering; er hatte nur noch wenige

Tage zu leben: am 3. Mai wurde er wegen seiner Revolutionsbeteiligung ermordet(6). 

Der im Text als Briefadressat erwähnte Volksbeauftragte Di(e)trich hieß eigentlich Willi Budich(7). Sein

Beruf wird mit Ingenieur angegeben. Er wurde 1890 geboren und starb 1942 in einem Gefängnis in

der UdSSR, wohin er 1933 emigriert war. Er war einschließlich seiner Mitstreiter Levien und Eugen

Levine von der KPD- Zentrale in Berlin im März 1919 nach München entsandt worden, um die Partei-

organisation zu verstärken. Zwecks zeitweiliger, konspirativer Arbeitsweise bediente er sich eines

Decknamens. Er war Vorsitzender des „Roten Soldatenbundes“ und im Vollzugsrat  zuständig für die

Rote Armee. Am 13. April, nach einem Putschversuch der sozialdemokratisch geführten Republikani-

schen Schutztruppe (s. oben) gegen die Räterepublik, hatten die kommunistischen Führer sich in aus-

sichtsloser Lage verpflichtet gefühlt, „die Sache der Arbeiterklasse“ in die Hand zu nehmen.

Der „Genosse Schlagintweit“ war also wahrscheinlich im Auftrag der Räteregierung zu Inspektions-

zwecken nach Unterhaching gekommen. Und man kann sich leicht vorstellen, dass er den „Schmuse-

kurs“ des ABR mit den konservativen Kräften in der Gemeinde und das „lahme Auftreten“ der Reiter-
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staffel scharf kritisierte. Sicher hat er zum Endkampf aufgerufen und damit Bauern und Räte gleicher-

maßen erschreckt. Der Arbeiter- und Bauernrat und die Berittenen blieben aber bei ihrem Kurs der Ko-

operation und der ABR distanzierte sich eindeutig, schriftlich von dem Auftreten des Münchner Abge-

sandten.

Der Beschwerdebrief blieb ohne Antwort, was nicht verwundert, denn Levine und seine Genossen tra-

ten zwei Tage nach dem  Zwischenfall in Unterhaching im Verlauf eines heftigen Wortgefechtes mit

Ernst Toller vor den Betriebs- und Soldatenräten wieder zurück und beendeten das gerade erst be-

gonnene Räteexperiment. Womit die „sowjetkommunistische Gefahr“, falls sie bestanden haben sollte,

nach zwei Wochen ohne Blutvergießen bereits wieder beendet war(8).

(1) HA, Kriegsarchiv, Freikorps Bd. 20, Gefechtsbericht des Freikorps Liftl für die Zeit vom 28. 4 bis 3.5.1919 (s. Anhang)

(2) Flugblatt mit Werbung für die Rote Armee

(3) Ernst Toller: „Eine Jugend in Deutschland“, (1998) S.106

(4) GU A41/ 4. Es gab aber wohl doch rudimentäre Verteidigungsanstrengungen. So berichtete der Pfarrer Hell aus Per-

lach im „Evangelischen Gemeindeplatt“, dass um Perlach und Putzbrunn Abteilungen der Roten Armee aufgestellt

gewesen seien. Von Kahr berichtet von einer zehnminütigen Schiesserei von Rotgardisten in Putzbrunn am 29. 4.

1919. Im Gerichtsverfahren gegen Josef Faust (SA Staw 1994) ist von Kämpfen der Roten Armee gegen „Regie-

rungstruppen“ bei Deisenhofen und Laufzorn die Rede. 

(5) HA ASR 30

(6) SM, Polizeimeldebogen Thomas Schlagintweit

(7) Personalregister in Morenz (1968) und Herz/ Halfbrodt (1988)

(8) Morenz (1968) S. 84

Der weiße Terror 

Am 16. April, drei Tage nach Beginn der zweiten, der kommunistischen  Räterepublik, entschloss sich

die „Exilregierung“ in Bamberg zur Verbreitung  eines äußerst  folgenreichen Flugblattes:

Aufruf!

Bayern!           Landsleute!

In München rast der russische Terror,

entfesselt von landfremden Elementen. Diese Schmach darf keinen Tag, keine Stunde weiter bestehen.

Hierzu müssen alle Bayern helfen, ohne Unterschied der Partei, und zwar sofort.

Unsere braven Nachbarn, die Württemberger, sind treu-nachbarlich hilfsbereit an unsere Seite getre-

ten und stehen bereits an der Front. Auch das Reich gewährt Unterstützung, wenn wir deren bedür-

fen sollten.
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Ihr Männer der bayrischen Berge, des bayrischen Hochlandes, des bayrischen Waldes, erhebt Euch

wie ein Mann, sammelt Euch mit Waffen und Ausrüstung  in Euren Gemeinden und wählt Eure Füh-

rer. Diese melden telegraphisch Zahl, Standort und Namen der Führer nach Kempten, Rosenheim,

Passau. Dort sammeln sich die Brigaden. Von dort erhaltet Ihr die Vormarschrichtung und Waffen,

wo dies erforderlich.

Ein grüner Buschen am Hute und die weißblaue Binde am Arm  sei Euer Erkennungszeichen.  Die

Bahn befördert Euch zu den Sammelpunkten.

München ruft um Hilfe!

Auf!   Tretet alle an!   Sofort!

Die Münchner Schmach muss verschwinden.   Das ist bayrische Ehrenpflicht.

Der Sozialdemokrat Hoffmann und seine Regierung machen sich mit der Aussage „In München rast

der russische Terror entfesselt von landfremden Elementen“ die Behauptungen der reaktionärsten Mi-

litärkreise zu eigen!

Kann man dies anders als Verrat an der Arbeiterscha ft bezeichnen?

Hoffmann begibt sich damit in die Hand der Ultrarec hten- die ihn ein Jahr später zum Rückritt

zwingen- und liefert ihnen die Scheinlegitimität fü r ihren wirklichen Terror.  An dieser Einschät-

zung ändert auch nichts der mögliche Hinweis auf die Geiselmorde in München am 30. April, diesem

„einzigen wirklichen Terrorakt der Roten “ (Sebastian Haffner) in der sonst friedlichen  Revolution. 

Regierungschef Hoffmann verhängt nun Kriegszustand und Standrecht über Bayern und überlässt al-

les weitere den Militärs. Unmissverständlich geben diese sogleich den Ton an und verkünden: „...Je-

der bewaffnete Widerstand wird rücksichtslos mit Waffengewalt gebrochen werden !“

In München wird zunächst die militärische Verteidigung versucht. In hoffnungsloser Lage übernehmen

die Kommunisten am 13. April  die Führung- treten aber, wie erwähnt, am 27. April wieder zurück,

nach heftigem Streit über den weiteren Kurs in einer Versammlung der Betriebs- und Soldatenräte,

dem „Parlament“ in der Schlussphase der Revolution. 

Die Betriebs- und Soldatenräte selber rufen bereits nach 3 Tagen versteckt zur Kapitulation auf, indem

sie „angesichts der niederschmetternden Tatsache, dass mit Waffengewalt die Freiheit des Proletari-

ats niedergeknebelt werden soll“, die Arbeiter auffordern am 1. Mai „waffenlos zu demonstrieren“.

In Unterhaching beginnt der Festtag der Arbeiter tatsächlich friedlich. Fahneschwenkend fahren die

vereinigten Sozialisten im Pferdefuhrwerk zu ihrer Maifeier---- nach Neubiberg in das „Freidenkerheim“

(Angabe Dr. Timmermann, München).
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Pogrom an den Arbeitern: vor der Erschießung ein Erinnerungsfoto

Unterdessen nähern sich von allen Seiten die Freikorps. Ohne viel Federlesens bringen Sie Menschen

um, die sie als „Spartakisten“ ansehen. Über die erste Mordtat wird berichtet: „Bei dem Vormarsch

(auf München) wurden u. a. erschossen: 20 rote Soldaten, die am 29. April in Starnberg beim Essen

unbewaffnet überrascht wurden, drei Sanitäter, die in Possenhofen beim Verwundetentransport waren

und ein 68jähriger Mann“. (Im Starnberger Heimatbuch ist sogar von 28 Toten die Rede, die auf dem

Ortsfriedhof beerdigt wurden.) Die weiteren Opfer sind:

• 5 Russen und 2 Deutsche in Fürstenfeldbruck

• 53 Russen in Gräfelfing

• 3 Rotgardisten in Großhadern

• 9 Männer in Hohenschäftlarn

• 1 Müllerbursche beim Kloster Schäftlarn

• 1 Stallschweizer in Daigstetten

• 2 Arbeiterräte in Großhesselohe 

• 4 Männer in Unterföhring 

• 2 Sozialisten in Grünwald(1).   

In Unterhaching wusste man aber am Morgen des ersten Maitages noch nichts von den Brutalitäten

der Weißen. Was jetzt geschah, wirkte daher so schockartig, das sich selbst Leute, die als Kinder Au-

genzeuge wurden, noch nach Jahrzehnten an den Einmarsch der Militärs erinnerten.

Durch Unterhachinger Denunzianten, die den „Befreiern“ nach Deisenhofen entgegengefahren waren,

wurden die Freikorpsleute mit Lügen über die drei führenden Mitglieder des Arbeiter- und Bauernrates

scharf gemacht. Sogleich setzte die Soldateska ihren „langen Marsch“ fort und fiel ins Dorf ein. Am

gleichen Tag musste das Dorf noch den Durchzug zweier weiterer Soldatenhaufen erdulden(2). 
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Die Söldner durchwühlten Wohnungen nach Waffen, wobei sie lediglich ein einziges Gewehr fanden.

Ein entlassener Matrose wurde vor der Wirtschaft Post mit der Reitpeitsche traktiert. Einen zweiten

Marinesoldaten, den jungen, lungenkrank heimgekehrten Karl Priller, schlugen sie brutal zusammen -

und hätten ihn wohl auf der Stelle umgebracht, wäre nicht Bäckermeister Kiermaier (der Vorsitzende

des provisorischen Gemeinderates) beherzt dazwischengegangen. Karl Priller hat sich von Krankheit

und Misshandlung nicht mehr erholt und ist 2 Jahre später gestorben( s. Anhang 2). 

Die verrohten Soldaten verschleppten eine Reihe von Gemeindebürgern, unter ihnen einen Kriegsblin-

den und seine Frau ins Gefängnis Stadelheim vor München, wo vier Unterhachinger getötet wurden:

der Schriftsteller Schlagenhaufer und die drei Räte Michael Geigl, Eugen Vitalowitz und Alfred Fi-

scher(3). Über Fischer berichtete Bürgermeister Beiser auf Anfrage wegen dessen nicht abgeschlos-

senem Einbürgerungsantrag ungerührt an das Bezirksamt: „Fischer wurde als Spartakistenführer am

4.5.19 in Stadelheim erschossen.“ (4)

Bei den 5 im Dorf stationierten Revolutionssoldaten ließen die Freikorpsleute allerdings Milde walten.

Ausgerechnet vom Hauptmann  Liftl, der die vier Unterhachinger in die Hölle Stadelheim bringen lies,

stammt hier Entlastendes. Er schreibt in seinem „Gefechtsbericht des Freikorps Liftl“ von Anfang Mai

1919: „In Unterhaching befand sich eine 5 Mann starke berittene sog. Sicherheitspatrouille, welche

erst von der Räteregierung dort stationiert worden war. Da nach Aussage des dortigen Bürgermeisters

und sonstiger glaubwürdiger Leute die Patrouille hauptsächlich zu Aufklärungszwecken verwandt wor-

den war ... ließ ich den Leuten die Pferde und Waffen abnehmen und gab ihnen den Auftrag sich in

München bei Ihrer Formation zu melden ...“ . Das ist erstaunlich: wusste Liftl nicht, dass sich die

Münchner Garnison insgesamt der Roten Armee angeschlossen hatte?

Die Soldateska zog anderntags weiter nach Giesing und beteiligte sich am dortigen Mordgeschäft, das

in München Hunderten den Tod brachte (wir kommen noch darauf zurück).

(1) Gumbel (1980), S.28, Stadt Starnberg (Hrgb.) Heimatbuch, Starnberg 1972, S. 112, Chronik der Gemeinde Schäftlarn

1996, SZ Ausg. Ffb vom 16./17.4.1994

(2) HA, Kriegsarchiv , Freikorps Bd. 20, s. oben

(3) Über die Umstände des Todes der 4 Unterhachinger Opfer teilte Dr. Timmermann mir mit: Hans Schlagenhaufer wur-

de von Angehörigen des Freikorps Lützow aus Berlin am 2. Mai ermordet, das von Perlach aus das funktionierende

Gefängnis Stadelheim (Direktor war der spätere Polizeipräsident Pöhner) „erobert“  hatte. An diesem Tag war Ernst

Röhm, der dem Militärverband Epps angehörte und später SA- Chef wurde, mit wenigen Adjutanten ebenfalls in das

Gefängnis eingedrungen und hatte das Gesamtkommando an sich gerissen.  Die drei Hachinger Räte Geigl, Vitalowi-

tz und Fischer (im Freigeistigenheim in Neubiberg?) festgenommen und (am3.Mai) in Stadelheim ebenfalls ohne An-

hörung erschossen. Diese Morde wurden von einem Erschießungskommando ausgeführt, das zum Freikorps Schwa-

ben aus Memmingen gehörte, welches Untergiesing besetzt hatte. Das Freikorps wurde von einem jüdischen Bankier

finanziert und von Ritter von Pitrof befehligt. Ein Mitglied dieses Kommandos hatte am 2. Mai Gustaf Landauer getö-

tet. Die Erschießungen waren schreckliche Mordtaten. Das Eingreifen Röhms in den Gang der Justiz waren äußerst

gefährlich. Damit wurde Tür und Tor für „jeden Wahnsinn“ (Dr. Timmermann) geöffnet. „Der Eingriff hatte ähnlich ne-

gative Folgen für das bayrische Rechtempfinden wie die Verhinderung der Aufklärung des Mordes an König Ludwig

II“.  

(4) SA LRA 16933
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Warum wurde Hans Schlagenhaufer ermordet?

Über den Lebenslauf des Schriftstellers und Redakteurs Hans Schlagenhaufer sind wir ziemlich gut

unterrichtet(1). Er  wurde 1865 in München geboren. Schlagenhaufer versuchte sich in jungen Jahren

in verschiedenen Berufen- und kam gelegentlich recht heftig mit dem Gesetz in Konflikt, was er mit

Freiheitsentzug  büßen musste(2). 1902 heiratete er in zweiter Ehe die Berlinerin Agnes Mayrowsky.

Sie hatten Wohnung und Geschäftsräume in der Augustenstraße, später in der Reichenbachstraße.

1917 zog das Ehepaar  nach Unterhaching in die Nachbarschaft des Gasthauses Post.

Seit 1909 hatte Schlagenhaufer in München eine „Wochenschrift für Ernst und Satire“ herausgegeben,

die er als Ein-Mann-Redaktion gestaltete (zeitweise als “Halbwochenschrift“). Der Inhalt setzte sich zu-

sammen aus Berichten, Glossen und satirisch kommentierten Artikeln fremder Zeitungen. Das Ganze

war garniert mit selbst verfassten Karikaturen und  Spottgedichten. Auch die wechselnden Zeitschrif-

tentitel hatte der Redakteur entworfen. Der Anzeigenteil enthielt hauptsächlich Werbung für Theater

und Gaststätten.

Hans Schlagenhaufer: Münchner Lebemänner

Als Verlagseigentümerin fungierte Frau Agnes Schlagenhaufer, damit bei einer Verurteilung etwa we-

gen Majestätsbeleidigung, die damals kritischen Journalisten oft drohte und z. B. an Ludwig Thoma

vollstreckt wurde, nicht das Verlagsvermögen in Gefahr geriet.

Die Zeitschrift war vier Jahrgänge lang die „Große Glocke von München“, ab März 1913 hieß sie

„Münchner Tribüne“. Sie hatte einen Umfang von 8 Seiten, kostete 10 Pfennige und wurde hauptsäch-

lich durch „Commis“ (fliegende Händler) in den großen Bierwirtschaften der Stadt verkauft. In der Bay-

rischen Staatsbibliothek erhalten sind nur die Hefte des Jahrgangs 1913 und die Ausgaben der Mona-

te Januar und Februar 1914(3).



44

Das Wochenblatt behandelt überwiegend Münchner und bayrische Themen. Gern wird über Entwick-

lungen im bayrischen Königshaus berichtet. Aus Anlass des Todes des Prinzregenten Luitpold am

12.12.1912 war zum Beispiel eine 21 Tage dauernde Landestrauer mit jeweils einstündigem Glocken-

geläut angeordnet worden. Die „Münchner Tribüne“ macht sich nun lustig darüber, dass in manchen

Gemeinden Schulkinder diese Arbeit verrichten müssen, „weil sonst niemand läuten will“. Weiter heißt

es: „Wenn den biederen Bewohner des schwarzen Bayernlandes das bisschen Läuten schon zu viel

ist, dann wird ihnen womöglich demnächst auch das Hurraschreien zu sauer“. Und mit gespielter Em-

pörung fährt Schlagenhaufer  fort: „Diesen Leuten ist fast zuzutrauen, dass sie sich lieber am Grabge-

sang des letzten Regenten, des ganzen Königtums, unentgeltlich beteiligen würden.“ – wobei die Ein-

Mann- Redaktion Glück hat, dass die Münchner Polizei diese Ungeheuerlichkeit nicht bemerkt hat!

Denn es heißt „nirgends ist der Wille des Einzelnen so jammervoll in die Klammern behördlicher Vor-

mundschaft gepresst wie hier“ und „von allen deutschen Städten ist München die der rückständigsten

Polizeiwirtschaft“ (4).

Zunächst dachte man in Bayern, dass Ludwig, der Sohn Luitpolds, wie der Vater nun Prinzregent wer-

den würde, zur Vertretung des kranken Königs Otto und unter Verzicht auf die Königswürde. Daher

lässt Schlagenhaufer in einer Karikatur den „Märchenkönig“ Ludwig II am Bett des neuen Prinzregen-

ten Ludwig erscheinen und verkünden: 

                „Hab´ Dank, vielgelieb-

ter Vetter, für Dein Entsagen zu meines armen Bruders (Otto) Ehr´ und Gedenken!“

Als der Prinzregent im November 1913 dann doch zum König ausgerufen wurde, druckte die „Münch-

ner Tribüne“ eine wenig schmeichelhafte Portraitzeichnung des „irrsinnigen Königs Otto“ und außer-
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dem eine Karikatur, in der Otto sich beschert: „Jetzt nehmen s´ mir die Kron´ wirklich, ohne dass ich s´

nur ein einziges Mal hab´ aufsetzen dürfen!“

Der Redakteur der Tribüne ruft in einem Textbeitrag dem Ludwig zu: „Hoffen wir....dass die Regierung

dieses Königs mit der Zeit manches ändere, was dem Lande nicht zum Vorteil gereicht. König Ludwig

III ist der Mann des geraden Wortes, möge er auch der Mann derjenigen Taten sein, die das Volk

sehnsüchtig von ihm erwartet. Auf einen Streich freilich fällt kein Baum – und es gibt gar manchen

Baum zu fällen!“ 

Schlagenhaufer plädiert also  anscheinend (wie die SPD!) für geduldige Reformen – Liebe zur Revolu-

tion, gar zur kommunistischen Weltrevolution sucht man hier vergebens. Wie an anderer Stelle sicht-

bar wird, mag er aber die königliche „schwarze“ Regierung des Herrn von Hertling nicht, die seiner

Meinung nach die „rote“ Literatur schikaniert. (Der hessische Zentrumspolitiker und Universitätslehrer

Georg Freiherr von Hertling wurde 1912 Erster Minister in Bayern. 1917 wechselte er für ein Jahr zu

einer glanzlosen Kanzlerschaft nach Berlin.) 

Als der Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei im August 1913 stirbt, gedenkt ihm die „Tribüne“

mit einer schwarz gerandeten Anzeige und dem schlichten Nachruf:

   Bebel. Einer großen Sache größter Mann ist mit i hm aus der Welt geschieden!

Hier wird von Schlagenhaufer einmal politisch Farbe bekannt, ohne allerdings das „Unwort“ sozialde-

mokratisch zu verwenden, das die Polizei leicht hätte beanstanden können! Der Historiker Prinz be-

richtet: „bei einem ... Sozialistenbegräbnis wurde dem Grabredner bei den Worten „er war ein braver

Arbeiter und treuer Sozialdemokrat“ von der Polizei  das Wort entzogen(5).

Keine Sympathie hat Schlagenhaufer für Anarchisten und Terroristen (trotzdem wird er später als sol-

cher beschimpft!). Als eine bayrische Prinzessin - sie war eine Schwester der Kaiserin Sissi und ehe-

malige Königin von Neapel -  in den Verdacht gerät, Verbindungen mit Anarchisten zu unterhalten, die

der Dynastie Savoyen in Italien ein Ende machen wollen, verteidigt er die als wohltätig bekannte

Dame und distanziert sich von der „Anarchistenbande“.

Soziale Probleme finden nur selten einen Platz auf der „Tribüne“. Ausnahmsweise erscheint in einem

Oktoberheft zum Thema Armut eine eindrucksvolle Karikatur. Sie zeigt - ohne Worte - eine ausgezehr-

te Familie, die sehnsuchtvoll auf die prall gedeckte Tafel eines Reichen blickt.

Oft gibt es dagegen Berichte über Kapitalverbrechen. Einmal erregt sich die Ein-Mann-Redaktion des

Blattes darüber, dass ein schwindsüchtiger „Galgenkandidat“ aufgepäppelt wird, wo man doch das

Geld für Nährmittel, Prozess und Hinrichtung zugunsten armer Säuglinge verwenden könnte!
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Gern spottet die „Münchner Tribüne“ in Artikeln und Gedichten über Verklemmtheiten wie die Abwei-

sung einer Dame ohne Kopfbedeckung aus einer Wirtschaft, der Forderung nach getrennten Tanz-

stunden für katholische und evangelische Jugendliche, das Verbot des Tango.

Mehrmals werden in dem Jahrgang 1913 Fälle angeprangert, wo geistliche oder politische Würdenträ-

ger sich sexueller Übergriffe gegenüber Mädchen zu Schulden kommen ließen.

Schlagenhaufer setzt sich gelegentlich für Juden ein, denen Unrecht geschieht. Das hindert ihn freilich

nicht daran, in einer Karikatur einen Juden in der Lederhose „vorzuführen“.

In einer Hochzeit der Schwabinger Boheime distanziert sich die Tribüne von der  „männlichen Lebe-

welt“, die sich in bestimmten Lokalen „mit pikanten Unterröcken“ amüsiert. Als ein zugereister „Grün-

specht“ in den „Münchener Neuesten Nachrichten“ Zweifel an der Tugendhaftigkeit der Münchner

Frauen äußert, holt Schlagenhaufer zum Gegenschlag aus mit folgender Philippika: „Der hinter den

Ohren kaum trocken gewordene Herr beurteilt Münchens Frauen und Mädchen wohl nach den sogen.

Hasen, die, der elterlichen Zuchtrute entlaufen, ihre die Merkmale der Degeneration tragenden zwei-

felhaften Reize in einer Sphäre zu Markte bringen, die diesem Herrn Leybold anscheinend nicht fremd

ist und in denen er anscheinend seine Erfahrungen gesammelt hat. Oder er urteilt auf Grund seiner

Erfahrungen mit gewissen an der Spinneritis schwabensis leitenden Weibern, die dem Notprinzip

„Hunger und bezahlte Liebe“ huldigen müssen, um nicht ganz in Dreck und Fetzen zu verkommen.

Aus solchem Niveau heraus im allgemeinen über die Sittlichkeit der Münchner Weiblichkeit in einer

Weise zu urteilen, wie es dieser Herr Leybold getan hat, ist eine rotzbubenhafte Unverschämtheit, die

eine ausgiebige Tracht mit dem Haslinger verdient.“ 

In der „Wochenschrift für Ernst und Satire“ hatten oft auch Klatschgeschichten Platz z. B. über Ehe-

streitigkeiten  im Hause eines reichen Viehhändlers. Viermal in 14 Monaten liest man über gewonne-

ne, verlorene oder durch Vergleich beendete Beleidigungsprozesse „unsers Redakteurs“, wie er dann

genannt wird. Wer sich weshalb beleidigt fühlte, wird meist nicht klar, da die Klagen aus früheren Jah-

ren oder Monaten stammen. 

Im Hinblick auf das Ende des Hans Schlagenhaufer ist eine Karikatur in der Zeitschrift berührend, auf

der ein Militärmantel hochgehalten wird und die mit der Bildunterschrift versehen ist: “Nu´ aber die

Knie´ nieder, verblendetes Volk, und betet an den heiligen Rock!“

Zusammenfassend möchte ich feststellen, dass die Zeitung von Hans Schlagenhaufer - in Wort, Ge-

dicht und Zeichnung - Satire von beträchtlichem Niveau bot, daneben auch Enthüllungs- und Klatsch-

geschichten. Man kann ihre Tendenz als liberal und leicht sozialdemokratisch bezeichnen. Kirchliche

Themen kommen nicht vor, außer das das Fehlverhalten einzelner Priester kritisiert wird. 

Die Wochenschrift verzichtet (unter den Bedingungen der damaligen Zensur) auf allzu große Schärfe

in der Kritik am Königshaus. Anarchismus oder Revolution werden nicht gepredigt.  Wer das Satire-

und Boulevardblatt des Hans Schlagenhaufer zur Hand nimmt, erkennt bald, dass die später verbreite-

te Behauptung, er sei Redakteur der kommunistischen „Roten Fahne“ gewesen, ziemlich absurd ist.
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Über die Erfolge Schlagenhaufers mit seiner Zeitschrift und ihr Ende ist nichts bekannt. Während der

rauschhaften nationalen Begeisterung zu Beginn des 1. Weltkrieges war sicher kein Platz mehr für an-

tiautoritäre Satire und Kritik. Spätestens als der Schriftsteller 1917 nach Unterhaching übersiedelte,

hatte seine Zeitschrift wohl ihr Erscheinen eingestellt. 

Das einzige überlieferte Echo auf die Zeitschrift ist das von Georg Schelle (s. Anhang 2). Dieser Zeit-

zeuge berichtet aus seiner Kindheit, dass die Leute im Gasthaus Post Spottgedichte Schlagenhaufers

auf den König gelesen und darüber gelacht hätten ...

Die Freikorpsleute, die am 1. Mai 1919 in Unterhaching auftauchten, verstanden dagegen keinen

Spaß: sie schafften Schlagenhaufer nach Stadelheim, wo er getötet wurde.

Der politisch engagierte Heidelberger Statistiker, Prof. Emil Julius Gumbel, veröffentlichte 1920 die

Dokumentation „2 Jahre Mord“ (später erweitert unter dem Titel „Vier Jahre politischer Mord“), in der

er die ungleiche Behandlung von Verbrechen der Rechten und der Linken in Deutschland durch Politik

und Justiz anprangerte. Die Dokumentation, die auch über die Tötung Schlagenhaufers berichtet, wur-

de im Reichstag diskutiert. Dies führte nach einigem Hin und Her dazu, das sich auch das Justizminis-

terium in München bequemte, den Vorwürfen nachzugehen, es gäbe ungesühnte Morde in Bayern.

Die Untersuchungen waren aber mehr als oberflächlich. Sie beschränkten sich im wesentlichen dar-

auf, dass man die Angehörigen der Toten durch die Polizei verhören ließ und daraus eine recht frag-

würdige „Denkschrift“ entwickelte, die am 28. 9. 1921 erschien. 

Etwa 20 Zeilen der Denkschrift befassen sich mit den Vorgängen in Unterhaching(6): „Am 1.Mai 1919

war der Redakteur Hans Schlagenhaufer von Unterhaching von Angehörigen des Detachments Liftl

festgenommen worden, weil bei einer unter Leitung des Hauptmanns Liftl vorgenommenen Untersu-

chung ein Gewehr, dessen Besitz Schlagenhaufer wiederholt abgeleugnet hatte, vorgefunden wurde,

und weil Schlagenhaufer ein weiteres Gewehr in einer anderen Wohnung versteckt hatte. Schlagen-

haufer wurde im Laufe der folgenden Nacht nach Stadelheim verbracht, wo er zunächst in einer Zelle

untergebracht, bald darauf aber daraus zurückgeholt und im Gefängnishof erschossen wurde. Ob die

Soldaten, die Schlagenhaufer erschossen haben, wie zu vermuten ist, mit denjenigen identisch sind,

die ihn nach Stadelheim verbracht haben, lässt sich nicht feststellen. Hauptmann Liftl war bei der Ver-

bringung des  Schlagenhaufer nach Stadelheim nicht zugegen.
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Freikorpsleute,  Hausfrauen in Tutzing (?), April 1919

 

Gleichzeitig mit Schlagenhaufer sollten der Hilfsarbeiter Karl Fischer [richtig muss es heißen: der

Kaufmann Alfred Fischer, D. G.],  der Schriftsetzer Michael Geigl und Eugen Vitalowitz verhaftet wer-

den. Sie flohen, wurden aber bald darauf in einer Kiesgrube durch Leute des Detachment Liftl aufge-

griffen und nach Stadelheim eingeliefert, wo sie unter nicht feststellbaren Umständen am 3. Mai er-

schossen wurden.“

Über die Vorgänge in Stadelheim heißt es in der Denkschrift an anderer Stelle noch heuchlerisch(7):

„Wer die Erschießungen vollzogen hat, konnte im allgemeinen nicht ermittelt werden ...Die Staatsan-

waltschaft verfolgt jede sich bietende Spur, um den Sachverhalt aufzuklären und, soweit sich der Ver-

dacht einer strafbaren Handlung ergibt, die Schuldigen der verdienten Strafe zuzuführen. Sie hat aber

dabei mit ungewöhnlichen Schwierigkeiten zu kämpfen....So werden leider einzelne Straftaten unge-

sühnt bleiben....“

Georg Schelle sagt, Freikorpsmänner hätten bei ihrer Razzia im Bett des Nachbarn Pfanzelt ein Ge-

wehr gefunden. Schlagenhaufer habe angegeben, dass ihm das Gewehr gehört. Daraufhin sollte er

sofort erschossen werden. Nach Intervention seiner Mutter, der Wirtin Pfanny Schelle, hätte man ihn

ebenso wie Pfanzelt nach Stadelheim transportiert. Pfanzelt, kam lebend davon.Die Zeitzeugin Liesl

Weiß, die von Felzmann befragt wurde, erzählte: „Ich war mit der Witwe Schlagenhaufer befreundet.

Diese sagte mir, ihr Mann habe sich für Pfanzelt geopfert, weil dieser 2 Kinder hatte.“ Von Frau There-

se Hofbauer wurde diese Darstellung bestätigt(8).

Gumbel berichtet zum Fall Schlagenhaufer noch: „er wurde ... ohne gerichtliches Verfahren erschos-

sen. Nach einer der Witwe zugestellten Entscheidung erfolgte die Erschießung wegen des Gewehrs

und weil er sich als Mitglied und späterer Schriftführer der K.P.D. während der Umsturzbewegung be-

sonders hervorgetan habe“.

Die Behauptung Schlagenhaufer sei „Mitglied und Schriftführer der KPD“ gewesen ist sicherlich unzu-

treffend (s. oben). Die Niederschrift der Vernehmung von Agnes Schlagenhaufer beginnt der Beamte

mit einem in Freikorpskreisen üblichen Stereotyp, demzufolge der Schriftsteller  „Redakteur der roten

Fahne“ gewesen sein solle. Im „Prennbericht“ (s. u.) wird aufgetischt, Schlagenhaufer habe ein Schrei-
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ben für den Arbeiter- und Bauernrat in Unterhaching verfasst, der aber nachweißlich selbst gut formu-

lieren konnte. Das gehört alles in den Bereich böswilliger Denunziation.

Es sei noch erwähnt, dass dem Ermordeten laut Polizeiprotokoll geraubt wurden: zwei Uhren, zwei

Ringe, ein Stilett, eine Krawattennadel, ein Säckchen mit Familienandenken, eine Brieftasche mit 150

Mark und ein Depotschein der Staatsbibliothek über 20 Mark.

Schadensersatzansprüche der Witwe Agnes Schlagenhaufer gegen den Staat aufgrund des Unruhe-

schadensgesetzes von 1921 wurden - wie in allen anderen Fällen auch – aus formalen Gründen ab-

gelehnt.

Dagegen erhielt Agnes Schlagenhaufer eine langjährige Anstellung als „Kinderfräulein“ und Kassiere-

rin bei der Gemeinde Unterhaching. Sie starb hier 1954 und wurde auf dem Gemeindefriedhof beige-

setzt.

(1) SM, Polizeimeldebogen Hans Schlagenhaufer. In München wurden von der Polizei die Lebens-, Wohnsitz- und mögli-

che Strafdaten aller Männer (von Frauen nur wenige Zusatzdaten auf dem PMB der Ehemänner) erfasst und penibel

fortgeschrieben.

(2) SA Staw 961

(3) Stabi bavarica 3109

(4) Erich Mühsam in Günter Gerstenberg (2003) S. 89

(5) Prinz und Kraus (1988)

(6) Gumbel (1980), Teil 2, S. 94

(7) Wie vor, S. 95

(8) Felzmann in einem unveröffentlichten Aufsatz (1989) 

Das Freikorps Liftl besetzt Unterhaching

Adolf Liftl stammte aus Ingolstadt und gehörte zu einem Artillerieregiment in Landsberg, wo er als

Hauptmann Dienst tat. Seinem Personalakt im „Kriegsarchiv“ ist zu entnehmen, dass er „seit der De-

mobilisierung beim 9. Feld. Rgt.“, ab dem 15. April 1919  das nach ihm benannte Freikorps

aufstellte(1).

Angeblich war er ein fähiger Offizier, der allerdings gesundheitlich „leidet an einer Neigung zu Magen

und Darmstörungen sowie an den Folgen von Verletzung des linken Kniegelenks durch Sturz vom

Pferd“. In seiner dienstlichen Beurteilung heißt es wenig schmeichelhaft, „dass er sich angepassten

wie besonders feinen untergebenen Offizieren gegenüber nicht zu bremsen versteht. Er hat eine

schroffe unverbindliche Art im persönlichen Verkehr, so dass die Offiziere nur sehr ungern unter ihm

dienen.“ – aber für die Rückeroberung Münchens war die „schroffe Art“ ja angesagt!  

Liftl verfasst wohl noch am Abend des 3. Mai 1919 für seine Vorgesetzten in Landsberg den mehrseiti-

gen „Gefechtsbericht“ (2). Der Anfang des Berichtes ist glaubwürdig- weil aus ihm klar wird, das bei

dem Aufmarsch fast alles schief ging.



50

Bahntransport und Fußmärsche des Freikorps Liftl

So klappte der Bahntransport von Landsberg nach Starnberg trotz der bescheidenen Entfernung von

nur 60 Kilometern sehr schlecht: man benötigte fast 48 Stunden (allerdings mit langer Unterbrechung

in Schongau). Der Transport umfasste insgesamt etwa 700 Mann(3), die wie Liftls 250 Leute(4) alle

zum „Freikorps Landshut“ zählten. Liftl stellte mit Blick auf seine Vorgesetzten heraus, dass nicht das

Freikorps sondern die Bayrische Staatsbahn an der Verzögerung beim Transport Schuld war. Folge

der Verspätung war, dass das Freikorps nach dem Entladen einen Nachtmarsch von 10 Kilometern

bis Hohenschäftlarn und, nach kurzem Schlaf, einen 20-Kilometer-Marsch nach Unterhaching zu be-

wältigen hatte.

Auch in München verlief vieles nicht nach Plan. Zum Beispiel nahm ihm am 1. Mai eine andere Ein-

heit, die früher auf den Beinen war, seine vorgesehene militärische Aufgabe ab (Sperrriegel zwischen

Perlach und dem Forst).



51

      Ansichtskarte  (1927)

als Werbung für die „Handlung Priller“, rechts oben der Maibaum auf dem Platz vor der Bäckerei Kiermeier

Nach Beendigung des Anmarsches schreibt Liftl- und hier wird dann vieles nachweislich falsch: “Ca.

12.00 traf das Detachment [lt Brockhaus, 1908, „eine abgezweigte Abteilung gemischter Truppen zur

Lösung einer selbstständigen Aufgabe“] in Deisenhofen ein, dort erfuhr ich, daß in Unterhaching eine

Mai– Feier stattfinde. Ich beschloss noch bis Unterhaching vorzuziehen, die Maifeier auszuheben und

bis 4.00 dort zu rasten. – Die Wirtschaft in der die Maifeier stattfand, wurde plötzlich umstellt, doch

konnten die 3 Haupträdelsführer nicht mehr verhaftet werden, da sie durch eine vorher durchgerittene

Patrouille des Majors von Gagern aufmerksam gemacht, schon geflohen waren. Sie wurden am

nächsten Vorm. in einer nahen Kiesgrube aufgegriffen und nach Stadelheim verbracht.“

Stoßen wir hier nicht auf den Kern Kriminalgeschichte? Liftl sollte an jenem Tag eigentlich nur bis Dei-

senhofen marschieren. Hier wurde er aber offensichtlich von Denunzianten mit Lügengeschichten

über den ABR empfangen und gedrängt, sofort gegen die Revolutionäre in Unterhaching vorzugehen.

Und Liftl konnte seiner blutdürstigen  Soldateska diesen „Spaß“ nicht verderben! – Für den Marsch

weiter nach „Ottobrunn“, wo die Maifeier tatsächlich abgehalten wurde, reichte allerdings die Kraft der

müden Krieger nicht mehr.

Dafür kühlten sie ihr Mütchen im Dorf an dem kranken Priller, an Pfanzelt, Schlagenhaufer und ande-

ren Wehrlosen. Davon schweigt der Bericht und behauptet vielmehr: „Unterhaching wurde besetzt,

eine Entwaffnung vorgenommen und eine Ortswehr aus zuverlässigen Persönlichkeiten gegründet

und mit den den Spartakisten abgenommenen Waffen bewaffnet.“ Lifl übertreibt seine Wichtigkeit und

unterschlägt, dass die Patouille von Gagern ja schon einiges geregelt hatte. Und eine Entwaffnung der

Revolutionäre war gar nicht erforderlich gewesen, da die Arbeiter um diese Zeit unbewaffnet ihre Mai-

feier in Ottobrunn abhielten (und ihre Waffen in der „Post“ im „Badkammerl“ verwahrt hatten. Siehe

den Bericht von Georg Schelle im Anhang).
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 Karl Priller in Kiel 1918- bevor er krank wurde ?

In der Darstellung des „Kriegsgeschichtlichen Forschungsanstalt des Heeres“ aus der Nazizeit über

„Die Niederwerfung der Räteherrschaft in Bayern 1919“ ist von Problemen nicht mehr die Rede und

die Beschreibung der Besetzung Unterhachings lautet nun(5):

„Das Freikorps Liftl war von Hohenschäftlarn über Straßlach – Laufzorn seitwärts nach Deisenhofen

herausgezogen worden, wo es um 12.0 mittags eintraf. Auf die Nachricht hin, dass in Unter- Haching

eine Maifeier stattfinde, beschloss der Führer, diese Versammlung alsbald zu sprengen. Die Wirt-

schaft, in der sie tagte, wurde blitzschnell umstellt. Leider hatten die hauptsächlichsten (!) Rädelsfüh-

rer, als eine Streife von einem anderen Truppenteil bereits vorher durch den Ort ritt, die Gefahr gewit-

tert und sich aus dem Staube gemacht. Erst am nächsten Morgen gelang es, sie in einer nahen Kies-

grube aufzugreifen. Die Bevölkerung von Unterhaching zeigte ihre Feindschaft unverhohlen und nahm

die notwendigen Verhaftungen und Haussuchungen nur mit verbissener und verhaltener Wut hin. Die

Fahndungen förderten eine große Anzahl von Waffen ans Licht, mit deren Hilfe aus zuverlässigen Ein-

wohnern sofort eine Ortswehr errichtet wurde...“

 

In dem Buch „Das Freikorps Landsberg, Gruppe Liftl- Heller “ (6) findet sich dann folgende „Heldensa-

ga“: „...schon am anderen Morgen  in aller Frühe zogen wir nach Unterhaching weiter. Es war der 1.

Mai... Hier herrschte fröhliches Treiben. Eine große Anzahl der Münchner Arbeiterbevölkerung [!] hielt

ihre Maifeier ab... Unser Erscheinen schlug ein wie eine Bombe und die allgemeine Freude war tiefer

Verbitterung und allgemeiner Entrüstung gewichen, namentlich als wir darangingen nach etwa vorhan-

denen Waffen zu fahnden. Natürlich wollte niemand derartiges besitzen und auf die Frage „Haben Sie

Waffen?“ machte jeder das unschuldigste Gesicht von der Welt. Natürlich erstreckte sich unsere Un-

tersuchung auch auf die Einwohner des Dorfes selbst, und zwar nicht vergeblich.

Wir fanden anfangs nur fünf Gewehre, die selbstverständlich alle nur durch Zufall unter die Betten ge-

raten waren. In einem Haus fanden wir nicht weniger als 50 Gewehre, die wahrscheinlich von einem

Russen eingeschmuggelt wurden. Fürwahr, gemütlich war es in Unterhaching nicht! Schon das Ge-

schrei der heulenden Weiber und Kinder, die sich an die Verhafteten anklammerten, verwundete un-

ser Gemüt tief... Das angstvolle und erbärmliche Benehmen so vieler Rotgardisten, deren Angst und
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schlechtes Gewissen sich auf ihren Zügen malte, bildete einen großen Gegensatz zu ihrem vorher an

den Tag gelegten herausfordernden Übermut. Wie wenige bewarten Ruhe und Entschlossenheit in

den Augenblicken der Entwaffnung und Gefangennahme.

 So heiter zog das Freikorps zur Befreiungstat aus !

In Deisenhofen hörten wir, in Unterhaching wären 200 Mann und 2 Maschinengewehre; die sofortige

Fahndung ergab aber, dass die Vögel schon ausgeflogen waren. Im Laufe des Nachmittags stießen

wir noch auf eine große Menge von Gewehren; es musste uns nur wundern, dass wir bei der Masse

der Schusswaffen so gelinde davonkamen. Rasch wurde noch eine Volkswehr aufgestellt, wobei un-

ser immerhin gefahrvolle Tätigkeit in Unterhaching beendet war... Es wurde uns... befohlen, hier Quar-

tier zu beziehen... Früh morgens ertönte das Alarmsignal: Auf, nach München!“  (Laut der Zeitzeugin

Anny Hahn richteten sich Freikorpsmänner im Krämerladen ihrer Familie in der Hauptstrasse häuslich

ein, „weil wir eines der wenigen Telefone von Unterhaching hatten“.)

In Bericht Liftls lautet die entsprechende Passage dagegen: „Freitag, 2. Mai. Abmarsch 10.00  über

Stadelheim nach München. Als das Detachment noch im Perlacher Forst war, traf die Meldung ein,

dass das vorausmarschierende Detachment an der Peripherie Münchens auf starken Widerstand ge-

stoßen sei. Das Detachment erhielt den Auftrag mit seinen beiden Geschützen in den Kampf einzu-

greifen, einstweilen aber nicht über den Nordrand des Perlacher Forstes vorzugehen. Die Geschütze

wurden nach vorn gezogen und eines ca 400 m südw. des Straßenzuges westlich Stadelheim in Stel-

lung gebracht und die W. Sedelbauer´sche Fabrik (heute Agfa, Tegernseer Landstrasse 159, D. G.)

mit 34 Schuß belegt. Damit war der Widerstand gebrochen...“  Wie viele Rotarmisten von Liftls Leuten

getötet wurden, verschweigt der Bericht --- Gefangene wurden ja wohl nicht gemacht.... Die Beschie-

ßung der Fabrik – aus sicherer Entfernung, ohne Gefahr der Gegenwehr - war die einzige wirkliche
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Militäraktion des Freikorps. Liftls Truppe wurde anschließend anscheinend nicht mehr in echte Kampf-

handlungen verwickelt.

Der ganze Widerstand in Giesing setzte sich aus höchstens 200 Mann der Roten Armee der dortigen

der KPD- Sektion zusammen(7). Die Kämpfer hatten sich in wenigen Einzelgebäuden, wie Gewehrfa-

brik Sedelbauer, Martinschule, Bergbräu, Volksgarten notdürftig verschanzt(8). Die Weißen rückten

mit einer vielfach überlegenen Streitmacht an und waren bereits am Abend Sieger im ungleichen

Kampf.

Anderntags begannen in großem Stil die „Säuberungen“. In einer Biographie über den späteren

„Reichsstatthalters“ Franz Ritter von Epp heißt es begeistert dazu(9): „Da brechen sie in die Häuser,

durchsuchen die Wohnungen, die Keller, die Böden. Reihenweise schleift man die Schützen auf die

Straße – stellt sie an die Wand. Und dumpf bricht sich das Krachen der Erschießungssalven an den

Mauern.“

So ähnlich ist es auch in der Tegernseer Landstraße und den Strassen östlich davon zugegangen, in

denen Liftl und seine Soldateska wütete. Es herrschte nach Augenzeugenberichten eine regelrechte

Pogromstimmung. Vielfach verloren die Anführern die Kontrolle über ihre rasenden Horden, so dass

der Chef der Unternehmung gegen München, der preußische General von Oven sich schließlich ge-

zwungen sah zu befehlen: „Die Kommandogewalt der Offiziere ist überall wiederherzustellen“ (10).

Von diesen Problemen schweigt natürlich Liftls Bericht! Er versucht glauben zu machen, bei ihm sei

alles geordnet abgelaufen. In aller Ruhe hätte er danach an einem einzigen Tag 38 Untersuchungen

vornehmen, ein Standgericht bilden, 3 Todesurteile fällen und vollstrecken und 7 Überstellungen ins

Gefängnis Stadelheim durchführen lassen! - Die Wirklichkeit sah anders aus! 

Was die  3 Erschießungen angeht: Die Freikorps hatten kein Recht dazu! Einzelne Freikorps (nicht

alle) maßten sich an, Ankläger und Richter zu spielen. Sie bildeten selbstherrlich „Feldgerichte“ oder

„Standgerichte“ und machten  „kurzen Prozess“ mit den Opfern. 

Das Justizministerium stellte in eine Beispielfall später lapidar fest: „Das Feldgericht hatte in den be-

stehenden Gesetzen keine Grundlage. Das feldgerichtliche Verfahren nach Verordnung II vom 28. De-

zember 1899 .... kann nur gegen Ausländer angewendet werden....“ (11)

Lifl schreibt, er habe die lokale „Schutzmannschaft“ (ihr Chef hieß Keidler) zu den Säuberungen und

Durchsuchungen „herangezogen“, also beteiligt. Es gibt eine Reihe von Zeugnisse dieser ungewöhnli-

chen Zusammenarbeit zwischen Privatarmee und staatlicher Ordnungsmacht.

Das Justizministerium ermittelte beispielsweise(12): „Am 3. Mai 1919 vormittags erteilte ein Offizier

dem Kriminalwachtmeister Keidler den Auftrag, (Alois) Raidl zu verhaften; gleichzeitig beauftragte er

mehrere Soldaten mitzugehen, die Verhaftung vorzunehmen und Raidl sofort zu erschießen. Keidler

gelang es Raid vor der Wohnung anzutreffen. Raidl  wurde von einem der Soldaten festgenommen, in

den Hof geführt und erschossen.“   Das Ministerium behauptet nun, trotz der unmittelbaren Beteiligung

ihres Vollzugsbeamten, treuherzig: „Die Ermittlung des Offiziers, der den Befehl zur Verhaftung und

Erschießung gab, und des Soldaten, der den Befehl vollzog, gelang nicht, ebensowenig eine Klärung,

warum die Erschießung erfolgte.“ Es wird allerdings angemerkt, der Ermordete sei „Anführer der Kom-
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munistengruppe (gewesen), die Mitte April die Mannschaft der Polizeiwache an der Tegernseer Land-

strasse entwaffnete.“

Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen(13) ergaben zur Erschießung des: „Reisinger Hans, Heimgarten-

str. 23/3: Am 3. Mai um 7 Uhr morgens holte der Wachtmeister Keidler und ein weiterer Schutzmann

und 3 Weissgardisten den Herrn Joh. Reisinger aus der Wohnung.- Der Wachtmeister Keidler schrie:

Jetzt sind wir Herr, jetzt zeigen wir Euch, wie Ihr es uns gemacht habt! Sie Schuft! Sie Verräter! (Rei-

singer war beim Sicherheitsdienst gewesen).Der alte 65-jährige Vater der Frau, durch einen Schlagan-

fall halb gelähmt, wurde auch angeschrieen, Du warst auch dabei, er musste aufstehen und den Waf-

fenrock seines jüngsten Sohnes anziehen und mitgehen. Die Gattin [des Reisinger] lag im Wochen-

bett, allen Bitten und Fragen [bekam sie] zur Antwort: nur Hände hoch und Maul halten. 

In der Deisenhofnerstr. legte der Begleiter dem Reisinger die Rote Armbinde an, als [derselbe] auf der

Wache Tegernseelandstr. einen Fluchtversuch machte, wurde er niedergeschossen.- Die Angehöri-

gen fanden die Leiche furchtbar zugerichtet, die Schuhe, und Strümpfe, die Geldbörse und der Ring

geraubt, auf der Wiese, der Polizei gegenüber, vor [heute: Telapost].“  

In der Dokumentation von Emil Josef Gumbel , „Vier Jahre politischer Mord“, ist zu einer anderen Tat

aufgeführt(14): „Anton Oswald wurde auf Grund einer Denunziation des Kriminalwachtmeisters Keitler

am 3. Mai morgens aus dem Bett geholt, da er bei der Entwaffnung der Schutzleute geholfen hatte. Er

wurde in eine Kiesgrube gestellt, um erschossen zu werden. Schwer verwundet konnte er, da auftau-

chende rote Truppen die Erschießung verhinderten, sich in ein Haus schleppen, wo er ins Bett gelegt

wurde. Dort wurde er gefunden, an einen Zaun geschleppt und endgültig erschossen.“

Zu einer anderen Schandtat recherchierte Gumbel(15): „Georg Kling und seine Tochter Maria Kling ta-

ten am 2. Mai in Giesing freiwillig Sanitätsdienste bei der Roten Armee in einer Station an der Wein-

bauerstraße. Sie waren mit Roten Kreuzbinden versehen. Am 3. Mai wurde Georg Kling auf die Poli-

zeistation Tegernseer Landstraße transportiert, weil seine andere Tochter angeblich Munition getra-

gen habe. Maria ging freiwillig mit. Der Schutzmann Keitler behauptete, Maria habe mit der Sanitäts-

flagge den Roten Zeichen gegeben. Sie kam vor ein Standgericht, wurde auf Grund von Zeugenaus-

sagen freigesprochen und sollte am 4. Mai entlassen werden. Als der Vater sie morgens abholen woll-

te, war sie schon nach Stadelheim abgeführt...“

 Die „Neue Zeitung“ berichtet, was mit Maria Kling und weiteren Unglücklichen geschah(16): „Am 4.

Mai kamen zwei Autos mit Gefangenen vor Stadelheim an. Drei Männer und zwei Mädchen von unge-

fähr 18 Jahren wurden heruntergerissen. Die Männer wurden natürlich sofort erschossen. Bezüglich

der Mädchen riefen württembergische Soldaten: `Die Frauen müssen sofort erschossen werden!´

Stadtpfarrer Wagner und Pfarrer Freudenstein von Giesing, die sich der Gefangenen tapfer annahmen

und immer wieder zur Beendigung der Menschenschlächterei mahnten, suchten auf die Soldaten ein-

zuwirken. Es gelang ihnen jedoch nicht, ebenso wenig drei Offizieren, die immer wieder die Soldaten

bestimmten, dass Erschießungen ohne Urteil nicht zulässig seien. Es half alles nichts, selbst Stadt-

pfarrer Wagner wurde bedroht. Die Mädchen weinten nicht, sie wurden an die Wand gestellt und ...
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zuerst in die Fußknöchel und Knie geschossen, und erst dann, als sie zusammengebrochen waren,

völlig erschossen.“

Eine weitere Erschießung im Sektor, den das Freikorps Liftl beherrschte, ist dem Stadtteilbuch „Gie-

sing“ aufgeführt(17): „Der 18jährige Schlosser Josef Graf wird am 3. Mai in der Wohnung seiner El-

tern, in der Gietlstraße 15 verhaftet, auf die Wiese Ecke Tegernseer Land- und Warngauer Straße

(jetzt Werinherstraße) – heute steht dort das Giesinger Postamt – geführt und ohne Gerichtsverfahren

hingerichtet.“ -

Das Münchner Pogrom endete einigermaßen plötzlich am 6. Mai – nachdem eine ungezügelte Solda-

teska am Karolinenplatz  21 unschuldigen Mitgliedern eines katholischen Gesellenvereins ermordet

hatte, die als Spartakisten denunziert worden waren(18).

Als wäre nichts geschehen, ging am nächsten Tag eine Parade der Sieger in der Innenstadt über die

Bühne, an der sich auch Liftls Einheit beteiligte(19). 

Die Söldnertruppe blieb vier Wochen lang in München, kam dann nach Rosenheim und wurde Mitte

Juli 1919 aufgelöst - und zerstreute sich unbehelligt in alle Winde. Hauptmann Liftl erhielt 31. März

1920 ebenso unbehelligt seinen militärischen Abschied von der Armee - verbunden mit der fortdauern-

den „Erlaubnis zum Tragen der Uniform des 9. Feldartillerie Regimentes“.

(1) HA, Kriegsarchiv, Personalakt Adolf Liftl

(2) HA, Kriegsarchiv, Freikorps Bd. 20, Gefechtsbericht des Freikorps Liftl für die Zeit vom 28.4. bis 3.5.1919 (Transkripti-

on des Bericht s. Anhang 1)

(3) Angabe aus HA, Kriegsarchiv, „Findbuch Freikorps“

(4) Kriegsgeschichtliche Forschungsanstalt des Heeres: „Die Niederwerfung der Räteherrschaft in Bayern 1919“, Berlin

1939, Anlage 1

(5) Wie vor. Die Darstellung übernimmt den Text von Karl Deutinger HA, Kriegsarchiv, AB Nr. 3304 (s), der offensichtlich

wiederum Liftls Bericht benutzte.

(6) Stabi App. H. un. 929 z

(7) SA Sta 2919, Löhnungsliste der “Roten Armee, Sektion Bergbräu”. Sie umfasst die Zeit bis zum 30. 4. 1919  und 232

Namen, aber sicher haben sich nicht alle an den Verteidigungskämpfen beteiligt.

(8) Guttman (1990)
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(9) Walter Frank: „Franz Ritter von Epp (1934)

(10) SA LRA 58055

(11) Gumbel (1980) Teil 2, S. 111

(12) Wie vor, S.113

(13) HS Minn 66280, „Erschießungen“

(14) Gumbel (1980) S. 37

(15) Wie vor, S. 38

(16) SM, „Neue Zeitung“ v. 3.6.1919

(17) Guttmann (1990) S. 166

(18) Wie vor, S.170

(19)„Das Freiforps Landsberg, Gruppe Liftl- Heller“, München 1919, S. 21  

 

Wer war Maximilian von Gagern?

Im Prennbericht heißt es, dass die „freiwillige Patrouille von Gagern“ am 1. Mai 1919 Unterhaching be-

freit habe. (Sie waren um 10 Uhr im Dorf und damit dem Freikops Liftl um etwa 3 Stunden voraus ge-

wesen.) Es handelte sich um eine 8 Mann starke Truppe, die angeführt wurde von Maximilian Freiherr

von Gagern. Dieser war 1880 in Regensburg geboren worden(1). Sein Vater ist dort Fürstlich Thurn

und Taxis´scher Beamter gewesen. Der Stammsitz  der Familie war das Barockschloss in Teublitz bei

Burglengenfeld. 

Maximilian schlug die militärische Laufbahn ein (hatte mit 19 Jahren eine Wohnung in München) und

erhielt mit 23 das Leutnantspatent. Zwei Jahre später,1905, wurde ihm indes von der Armee bereits

„der Abschied mit der gesetzlichen Pension bewilligt“. Vorausgegangen war ein „krankhafter Wutan-

fall“ und „schwerer Nervenschok (!)“ .- Er war u. A. einem Oberleutnant mit einer Nagelschere an die

Gurgel gegangen.

1909 wird er in der Heilanstalt Neufriedenheim im Münchner Westen behandelt. Danach macht er

Hilfsdienste in einem Forstamt und studiert eine Zeitlang Forstwirtschaft ...

1917 wurde von Gagern nochmals ärztlich begutachtet. Es wurde bei ihm eine „geistige Erkrankung“

festgestellt. Folglich wurde ihm zu seiner Militärpension von 753 Mark eine „Verstümmelungszulage“

von 900 Mark im Jahr zuerkannt. Der Gutachter schrieb warnend, dass die Krankheit „nach Ablauf der

stürmischen Anfangserscheinungen (Halluzinationen, Verwirrtheitszustände) zurzeit zum Stillstand ge-

kommen ist. Es ist jedoch die Gefahr vorhanden, dass jederzeit ein Aufflackern der früheren Erschei-

nungen wieder eintreten kann.“

Die Vorgänge in München schienen Maximilian aber die richtige Gelegenheit, seine  schlummernden

militärischen Fähigkeiten doch noch zu beweisen. Er sammelte eine Schar von 8 Spiesgesellen (8) um

sich und half an der Spitze seiner Privatarmee München zu „befreien“.

Sein Einsatz findet prominent ihren Niederschlag im Bericht des Ritter von Kahr als Präsident der Re-

gierung von Oberbayern an das Innenministerium vom 20.6.1919 zur „Kommunistenherrschaft“ (2), in

dem aus Fürstenfeldbruck berichtet wird: „Am 20. April, Ostersonntag, kam gegen Mittag von Westen

her eine [etwa 8 Mann starke] Reiter- Patrouille der Regierungstruppen, deren Führer Major v. Gagern

auf dem Marktplatze an die sich rasch ansammelnde Menge eine Ansprache hielt mit der Aufforde-

rung, eine Volkswehr zu bilden zur Ausrottung des roten Terrors.“ 



58

Am 1. Mai tauchte von Gagern in Unterhaching auf und ritt anschließend mit seiner Truppe nach Sta-

delheim. Dort war er dabei, als der prominente Schriftsteller und Räteminister Gustav Landauer einge-

liefert wurde.

Über dessen Gefangennahme heißt es: „Am Nachmittag des 1. Mai wurde er auf Grund einer Denun-

tiation im Hause von Frau Eisner (in Großhadern) verhaftet und ... zu dem eine Viertelstunde entfern-

ten Kreuzhof gebracht, um dort erschossen zu werden. Ein Bewohner der Kolonie... trat für Landauers

Leben ein... So kam Landauer nach Starnberg ins Amtsgerichtsgefängnis, wo er einem Verhör unter-

zogen wurde... Am Morgen des 2. Mai wurde er mit drei verhafteten Starnberger Arbeiterräten nach

Stadelheim transportiert. Nach den... Berichten war Landauer vom Moment seiner Einlieferung an

schutzlos den Soldaten preisgegeben, die an ihrer Bluttat von ihren Offizieren nicht gehemmt, sondern

dazu angefeuert wurden.“      

Ein Augenzeuge berichtete in der „Neuen Zeitung“: „Am 2. Mai stand ich als Wache vor dem großen

Tor am Stadelheimer Gefängnis. Gegen 1 ¼ Uhr brachte ein Trupp bayrischer und württembergischer

Soldaten Gustav Landauer. Im Hof begegnete der Gruppe ein Major in Zivil, der ... auf Landauer ein-

schlug (Es war v. Gagern, der als „Major“ hochstapelte. Er war bewaffnet mit einer Reitpeitsche D.G.).

Unter Kolbenschlägen und den Schlägen des Majors sank Landauer zusammen. Er stand jedoch wie-

der auf und wollte zu reden anfangen. Da rief ein Vizewachtmeister: „Geht mal weg!“ Unter Lachen

und freudiger Zustimmung der Begleitmannschaften gab der Vizewachtmeister zwei Schüsse ab, von

denen einer Landauer im Kopf traf. Landauer atmete immer noch...“  ... und starb schließlich unter Trit-

ten und Schlägen (3).

Das bayrische Justizministerium stellte später amtlich fest(4): „Nachdem der Tod Landauers eingetre-

ten war, nahm ein unbekannt gebliebener Soldat Uhr und Kette weg, gab aber auf Verlangen des

(Ulanen) Digele diesem die Uhr ... Das Gericht hielt es als erwiesen, dass ein Offizier die sofortige Er-

schießung Landauers angeordnet hatte ...Es sprach ihn (Digele) von der Anklage des Totschlags frei,

verurteilte ihn aber wegen ... Körperverletzung und eines Vergehens der Hehlerei zu einer Gesamtge-

fängnisstrafe von fünf Wochen. 

Gegen Freiherrn von Gagern wurde durch Strafbefehl des Amtsgerichts München vom 13. September

1919 wegen der an Landauer begangenen Misshandlung eine Geldstrafe von 500 Mark festgesetzt ...“

Das heißt: ein Mann wird ermordet und das Gericht ahndet die Tat mit 5 Wochen Gefängnis und 500

Mark Geldstrafe! 

Gegen die vielen in München aktiven Mörderbanden kamen trotz der zahlreichen illegalen Erschie-

ßungen nur wenige Strafverfahren in Gang. Lediglich zwei Freikorpsleute wurden wegen Tötungsde-

likten zu Haftstrafen verurteilt(5).

Bei den Roten wurden andere Maßstäbe angelegt: 5000 Strafverfahren fanden statt, die meisten vor

den 25 eiligst installierten Sondergerichten, die sich zynisch „Volksgerichte“ nannten – wie in der Re-

volutionszeit. Das Resultat der kurzen Prozesse: 9 Männer wurden hingerichtet, 2200 wurden zu Frei-

heitsentzug von bis zu 15 Jahren Dauer verurteilt (6). Der kürzlich in Deisenhofen verstorbene Histori-

ker Friedrich Prinz kommentierte die Ungleichbehandlung als „systematische rechte Rachejustiz“ (7).

Später wohnte ein entfernter Verwandter des von Gagern, ein Nikolaus von Gagern in Unterhaching,

dessen Sohn Benno sich 1988 brieflich gegenüber Herrn Felzmann beklagte: „kann ich mich gut erin-
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nern, dass mein Vater, allein aufgrund des gemeinsamen Namens, nach seiner Niederlassung in Un-

terhaching, Anfeindungen seitens der dortigen Kommunisten und Linkssozialisten ausgesetzt war, von

denen ich auch noch etwas abbekommen habe nach 1945.

Selbst nach so langer Zeit wurde mir die Namensgleichheit vorgeworfen und damit gegen mich ope-

riert (es hat lange Zeit gedauert, bis ich draufgekommen war, dass ein prominenter KOMMUNIST da-

hintersteckt).“

(1) HS, Kriegsarchiv, Personalakt Maximilian von Gagern

(2) Bericht des Präsidenten Ritter von Kahr der RvO an MIn vom 20.6.1919 aus Besitz der Fam. Grässl- von Kahr,  Un-

terhaching, Zahlenangabe (etwa 8 Mann) aus Heinrich Hillmayr: „Die rev. Ereignisse von 1918/19 in Ffb“, DAH 1970 

(3) Gustav Landauer, Sein Lebensgang in Briefen, Frankfurt 1929, Bd. 2, S. 423, SM, Neue Zeitung v. 3.6.1919

(4) Gumbel (1980) Teil 2, S. 93

(5) Gumbel (1980) S. 42

(6) Stephan Sutor, Dokumentation im Rahmen d. Geschichtswerkstatt, DGB, München 1989

(7) Prinz (1997) S.390

(8) Die Angabe, dass von Gagern 8 Mitstreiter befehligte, stammt aus: Heinrich Hillmayer „Die rev. Ereignisse von

1918/19 in Fürstenfeldbruck“ in der Zeitschrift Amperland, 6. Jahrg. Heft 1, 1970 

Militärdiktatur

Nach dem Sieg der rechten Gegenrevolution etablierte sich im Hotel Regina das Generalkommando,

das zunächst von dem preußischen Generals von Oven befehligt wurde. Es regierte in den nächsten

Monaten praktisch als Militärdiktatur(1). Die Regierung Hoffmann, die im August 1919 aus ihren Exil in

Bamberg nach München zurückkehrte, wurde von den Militärs immer stärker unter Druck gesetzt und

im Zuge des rechtsgerichteten Kappputsches im Frühjahr 1920 ganz beiseite geschoben(2). Es war

der gleiche Zeitpunkt, als die NSDAP in München ihre erste große öffentliche Versammlung abhielt. 

SPD- Politiker spielten nach dem Abgang von Hoffmann für sehr lange Zeit in Bayern kaum noch eine

Rolle. Auch in Unterhaching mussten die Sozialdemokraten bis 1945 warten, um in der Kommunalpoli-

tik gestaltend eingreifen zu können. 

Der Regierungsrat Dr. Hainz und sein erster Beamter Ehrlich leiteten das Bezirksamt München am

Maria-Hilfs-Platz. Sie hatten sich als anstellige Staatsdiener erwiesen unabhängig von den wechseln-

den Obrigkeiten ob sie sich nun König, Regierung des Volksstaates, Vollzugsausschuss der Räterepu-

blik oder  Generalkommando nannten.

Die Zeichen der Zeit erkennend, fragt daher das Bezirksamt bei Letzterem an zwecks militärischem

Schutz  im Hinblick auf die „zahlreiche, ansässige Arbeiterschaft“ z.B. in Pasing, Allach, Freimann

aber auch in Perlach, Unterbiberg, Oberhaching und Unterhaching! (3)

Die Gemeinden rund um München werden in 6 Militärbezirke eingeteilt . Unter dem Betreff „Ortskom-

mandanturen“ schickte das Bezirksamt am 6. 6. 1919 ein militärisch knappes Schreiben an den

Oberstleutnant a. D. Brunhuber: „Das Generalkommando I. AK hat die Aufstellung eines Offiziers als

Ortskommandanten in Unterhaching angeordnet. Ich ersuche um gef. Mitteilung, ob Sie bereit sind
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diese Funktion zu übernehmen.“   Von dem Adressaten wird der Brief  „mit der Mitteilung

umgehen[d]st zurückgeleitet, dass ich bereit bin, diese Funktion zu übernehmen. Die Führung der hie-

sigen Bürgerwehr ist mir bereits übertragen.“ 

  General von Oven herrschte im Frühsommer 1919 unumschränkt

Es kommt aber nicht dazu, denn das Generalkommando beschließt, die Zahl der Ortskommandantu-

ren auf 6 zu reduzieren. Davon wird eine in Perlach errichtet.

Der Ortskommandant wird mit weitreichenden Vollmachten ausgestattet, „um das Wiederaufflackern

von Aufständen zu verhindern“. Seine Aufgaben sind:

o „Beförderung der Einwohnerwehren“ 

o Überwachung der politischen Strömungen insbesondere der „spartakistischen Propaganda“ 

o das Einschreiten bei „aufrührerischen Reden“  

o die Einziehung von Waffen 

o Durchsuchungen und Festnahmen.

Das Generalkommando hatte Demonstrationen schlichtweg verboten, Flugblätter und Versammlungen

bedurften seiner Genehmigung. Oscar Maria Graf beschreibt die damalige Situation in München(4):

„Die Stadt hatte ein bösartiges Gesicht. An den Eingängen der öffentlichen Gebäude standen Maschi-

nengewehre, Stacheldrähte waren gezogen oder sogenannte Spanische Reiter aufgestellt. Zwei

schwerbewaffnete Posten tappten auf und ab. Das Militär herrschte ... Eifrig suchte man nach Toller,

Levine, Levien, Axelrod und den anderen Führern.“  Günther Gerstenberg ergänzt (5): „[Es besteht]

Pogromstimmung; Schauergeschichten über die Räterepublikaner machen die Runde“. 

Die SPD, die in Unterhaching ja den Kern der gescheiterten Revolution gebildet hatte, sah in dieser

Situation keine Chance auf einen geordneten Wahlkampf. Daher ist es verständlich, dass Kloiber, Se-

delmeyer und ihre Genossen auf die Beteiligung an den Kommunalwahlen am 15. Juni 1919 verzich-

teten(6).

Was den Chef der Bürgerwehr angeht, so verließ dieser bereits im September des gleichen Jahres die

Gemeinde Unterhaching. Er verkaufte seine Villa und zog sich in die Stadt München zurück. 
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(1) Herz/ Halfbrodt (1988) S. 41

(2) Prinz (1997) S. 394

(3) SA LRA 58055, hier auch die folgenden Zitate 

(4) Graf (1982) S. 504

(5) Gerstenberg (2003) S.57

(6) SPD Unterhaching (1996)

  

Der Prenn- Bericht oder das Opfer ist schuld !

Über die hier besprochenen Revolutionsereignisse gibt es einen amtlichen Bericht des Bürgermeisters

Josef Prenn (s. Anhang 3). Ausgelöst wurde der Bericht wohl durch eine Anfrage der Regierung von

Oberbayern, die wiederum das Bezirksamt München veranlasste, mit Schreiben vom 21. 5. 1919 die

Gemeinden zu bitten, über Ereignisse aus der Rätezeit zu berichten. (Vgl. den Betreff im Schreiben

der Gemeinde Aschheim v. 27.5.1919, SM LRA 58055).    

Der Report fand -gekürzt aber ungeprüft -Eingang in den amtlichen, gleichwohl parteiischen Bericht

über die „Räte- und Kommunistenherrschaft“, den  Gustaf Ritter von Kahr, der damalige Präsident  die

Reg. v. Oberbayern, für das Bayr. Staatsministerium des Inneren erstellte. Dieses residierte damals

buchstäblich „weitab vom Schuss“, in Bamberg (1).

 

Was wahr ist am „Prenn- Bericht“, ist schnell aufgezählt: Richtig ist, dass der 1. Arbeiter- und Bauern-

rat im Februar 1919 gestürzt und durch einen neuen sozialistisch geprägten Rat ersetzt wurde und

dass der Protest dagegen wirkungslos blieb. Bei den traditionellen Vorurteilen zwischen Sozialdemo-

kraten und Kirchenvertretern mag auch zutreffen, dass es massiver Drohungen gab, um den Benefi-

ziaten Breiteneicher von der Weiterarbeit in der Armenpflege abzubringen (s. oben). Auch Umzug und

Glockenleuten anlässlich der Ausrufung der Räterepublik erscheint glaubwürdig.

Ferner ist belegt, dass 5 Kavalleristen als Beobachtungsposten der Münchner Roten Armee im Dorf

(in der „Post“) stationiert wurden.
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 Gasthaus Zur Post

 

Zu den  Rotarmisten Giesings hat es möglicherweise einmal eine direkte Verbindung gegeben in der

Form des Besuchs des Genossen Schlagintweit. Dieser hat möglicherweise damit geprahlt, dass die

„Sektion Giesing der Roten Armee“ in Unterhaching einmarschieren könne. Die hiesigen Revolutio-

näre haben sich aber sogleich nachdrücklich, schriftlich gegen die ungebetene Hilfe verwahrt, die die

Giesinger wahrscheinlich auch nicht hätten leisten können. Und damit hören die zutreffenden Fakten

tatsächlich auf.

Etliche der im Bericht erhobenen Vorwürfe sind nachweisbar falsch. So hat der provisorische Gemein-

derat keine alten Beschlüsse außer Kraft gesetzt (siehe Beschlussbuch des Gemeinderates) und der

Bürgermeister ist nicht unter Zwang sondern freiwillig zurückgetreten (siehe den Aushang vom 13. 4.

1919). Der prov. Gemeinderat war- das ist aktenkundig- das gemeinsame Werk von Arbeiter und Bau-

ern und nicht eine Veranstaltung von Kommunistenführern!

Manche Vorwürfe zielen daneben, da die kritisierten Handlungen legal waren z. B. die Vertretung des

ABR beim Zentralrat resp. beim Münchner Arbeiterrat oder die (wahrscheinlich erfundene) Bildung ei-

ner kommunistischen Gruppe mit 20 Mitgliedern „darunter auch Frauen“(!).

Zu den Anschuldigungen fehlen überall die Beweise, z. B. der Brief, der angeblich die Absetzung des

Bezirksamtmanns fordert oder die Liste mit den angeblich vorgesehenen Geiseln. 

Vielleicht haben die Unterhachinger Arbeiter über Sozialisierungen diskutiert, wahrscheinlich gehört

aber auch dies ins Reich der Gerüchte, böswilliger Gerüchte! Auf jeden Fall steht fest, dass der Be-

richt keine Belege für Straftaten oder gar Beweise für Kapitalverbrechen enthält (allenfalls Hinweise

auf eine Art Wahlfälschung und Amtsanmaßung).  Dem Vorwurf des Terrorismus gegen die Ermorde-

ten fehlt daher jede Grundlage!

In dem schwer erträglichen Pamfleet rechtfertigt man die Morde: Ohne Rücksicht auf Wahrheit und

Nachprüfbarkeit der Fakten (z. B. Beschlussbücher) werden die Mitglieder des Arbeiter- und Bauern-

rates verunglimpft: Aus den „Führern respektive Räten“ werden im Laufe der dramatisierten Handlung

„kommunistische Genossen“, „Kommunistenführer“ und schließlich „Terroristen“, deren „Unschädlich-

machung“  angeblich allgemeine Befriedigung hervorruft. Das erinnert doch fatal an die Sprache Hit-

lers, der die Umstürzler in München mit Kriminellen gleichsetzte und nichts anderes als “asoziales Ge-

zücht“ darin zu sehen vermochte, das man beizeiten totschlagen müsse(2).  
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Das Papier enthält viele Unwahrheiten z. b. Widersprüche mit dem amtlichen „Beschlussbuch“ der Ge-

meinde. Vor dem Bayr. Verwaltungsgerichtshof gab Prenn in dem o. g. Verfahren zur Kostentragung

für die 5- Mann- Wache eine deutlich abweichende Darstellung der Ereignisse. 

Wie soll man einen Mann beurteilen, der selbst mit den Arbeiterräten zusammenarbeitete und die Exe-

kutierung von Gemeindebürgern ohne Gerichtsurteil als „Unschädlichmachung“ gut heißt? Ernst Kist-

ler, der Heimatpfleger von Taufkirchen, der aus Unterhaching stammt und den Bürgermeister kannte,

kommentiert dies Verhalten so: Prenn war halt ein Bauer für den galt: „My home is my castle!“ (3), was

man dann wohl übersetzen darf mit: „Recht ist, was meiner Hofstatt nützt!“ 

 

Die Münchner Zeitungen schrieben nichts über die Ereignisse in Unterhaching. Nur die kleine, katholi-

sche „Münchner Vorort- Zeitung“ scheute sich nicht folgende Horrormeldungen abzudrucken:

„München (Aus der Kommunistenzeit) Unter der Räterepublik sollen insgesamt an 1000 Personen als

Geiseln in Haft gewesen sein...“

„Unterhaching (Hurra- Die Kommune ist aus !) So wird mancher rufen, der von den hiesigen Kommu-

nisten „notiert“, d. h. als Geisel ausersehen war. Nicht weniger als 56 Einwohner waren vorgemerkt.

Das rechtzeitige Eintreffen der Regierungstruppen bewahrte sie vor der Verhaftung.“

„Perlach. Zwei hiesige Kommunistenführer, ein Hafnermeister und ein Straßenwärter wurden verhaf-

tet. In ihrem Übereifer hatten sie auch bereits eine Liste mit 42 Namen von Bürgern angefertigt, die als

Geiseln nach München gebracht werden sollten...“ (4)

Publizistisch trat auch der evangelische Feld- und Gemeindeseelsorger Robert Hell in Perlach hervor.

Er hatte am 1. Mai sein  Pfarrhaus zur Beherbergung der Offiziere des preußischen Freikorps Lützow

geöffnet(5). Und aus dem Pfarrhaus heraus erfolgte wenig später der Telefonanruf mit der Beschwer-

de über angebliche Unbotmäßigkeiten  der Räte, die zur Ermordung der 12 Perlacher Arbeiter führte.

(Der Heimatforscher Moseder aus Perlach nennt die Mordopfer reichlich gestelzt „die nach heutiger

Sicht aus politischen Motiven widerrechtlich Ermordeten“.)

Hell gab monatlich das „Evangelische Gemeindeblatt für die Kirchsprengel Perlach, Feldkirchen, Fürs-

tenfeldbruck,  Kemmoden und Oberallershausen“ heraus. Perlach hatte schon eine längere protestan-

tische Tradition. Dort war bereits 1848 eine lutherische Kirche gebaut worden, für  Menschen aus der

Rheinpfalz, die vor der religiösen Verfolgung durch die französischen Besatzer hierher geflohen wa-

ren.
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Wegen der Perlacher

Mordsache kam 1926 ei-

ner der wenigen Prozes-

se gegen Freikorpsoffi-

zierein Gang. Bei der Ge-

legenheit wurde das Ver-

halten des Pfarrers Hell in

ganz Deutschland disku-

tiert und karikiert.

Zum Einzugsgebiet der

Perlacher Kirche gehörte

damals das ganze Ha-

chinger Tal. Pfarrer Hell

war damit zuständig auch

für Unterhaching und für

die kleine protestantische

Gemeinde, die ab 1921 in

einem Pavillon beim

Gasthaus Schwaige in

„Neubiberg“ Gottesdienst

feierte.

 

In seinem Gemeindeblatt

beschreibt der Pfarrer die

Ereignisse im Hachinger

Tal aus seiner deutschna-

tionalen Sicht. Es ist von

Plünderungen durch angebliche Spartakisten, von der Befreiung Perlachs und der Eroberung des Ge-

fängnisses  Stadelheim durch die norddeutschen Soldaten die Rede. Hell führt empört Klage, dass

„der prot. Geistliche einem Sterbenden in Deisenhofen das hl. Abendmahl nicht reichen [konnte], weil

er ohne die Fahrterlaubnis durch den Vorsitzenden des Arbeiterrates die Bahn nicht benutzen durfte

und dieser nicht anwesend war, um eine solche ausstellen zu können.“

Die Ermordung des gesamten Perlacher Arbeiterrates (die Männer hinterließen elf Frauen und 46 un-

versorgte Kinder) entlockt dem Kirchenmann dagegen nur die Worte: “Am Sonntag den 4. Mai wurden

dann von den Regierungstruppen eine größere Anzahl von Rädelsführern verhaftet und zwölf dersel-

ben, darunter auch drei Protestanten, in München standrechtlich erschossen.“ Sei Kommentar nach

der „Rettungstat“: „Wenn die Not am größten, ist Gottes Hilfe am nächsten“.... 

Der Bericht des Frommen endet mit der Weitergabe des unbewiesenen Gerüchts: „dass im ganzen

Hachinger Tal  von den Spartakisten die Pfarrer, Lehrer, Bürgermeister und Bauern als Geiseln weg-

geführt und Plünderungen im größten Stil im Anschluss an die geplante Maifeier ausgeführt [werden
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sollten]“.  Auch im  „Prenn- Bericht“ und in der Erinnerung des Zeitzeugen Schelle tauchen Varianten

dieser Phantomgeschichte auf. Aber ein Gerücht bleibt ein Gerücht. 

Über konkret stattgefundene Terrorakte in Unterhaching weiß Hell nichts ... da war ja auch nichts!

Ist es nicht erstaunlich wie langlebig Denunziationen sein können?

Noch in seinem 2002 veröffentlichten neuen Unterhachinger Episodenbuch beharrt der bisherige Hei-

matpfleger weiterhin auf der damaligen Gefahr durch radikale Spartakisten in Unterhaching. Und

selbst die örtliche SPD glaubt noch an die „Aufzeichnungen von Altbürgermeister Josef  Prenn“ als

glaubwürdige Quelle  für ihre Parteigeschichte (s. Chroniken des Ortsvereins Unterhaching, zuletzt

1996).

(1) Bericht des Präsidenten Ritter von Kahr der RvO an Min vom 20.6.1919 aus Besitz der Fam. Grässl, Unterhaching

(2) Tischgespräche, zitiert nach Fest (1973)

(3) Pers. Mitteilung, Jan. 2004

(4) Münchner Vorort- Zeitung vom 18.5.1919

(5) Dokumentation „Arbeitermord in Haidhausen“, Geschichtswerkstatt  DGB, München 1998

Schluss

Am Ende sollen noch einmal die Mitglieder des Arbeiter- und Bauernrates mit einigen typischen Origi-

nalzitaten zu Wort kommen, die sie als gute Demokraten ausweisen:

• Der Arbeiter- und Bauernrat hat sich bereit erklärt, für die Sicherheit des Dorfes unter Heran-

ziehung aller waffenfähiger Einwohner durch Einführung einer Nachtwehr einzutreten. Durch

diese Wehr ist das Eigentum der Bauern und Bürger hinreichend geschützt ...

• Dieser Vorschlag [zur Bildung eines Provisorischen Gemeinderates] wird von den Vertretern

sämtlicher Parteien auf der Grundlage gemeinsamen Arbeitens angenommen...

• Die anwesenden Vertreter sämtlicher Parteien erwarten auf dieser breiten Grundlage ein ge-

deihliches Zusammenarbeiten für das gesamte Gemeindewohl...

Der Zeitzeugen Josef Haberl zog über die Tätigkeit der Revolutionäre folgendes Fazit:

„Sie haben nix getan. Sie haben den Bauern nix getan. Im Gegenteil, sie haben die Äcker beschützt.“

Unterhaching sollte Michael Geigl und die anderen mutigen Demokraten, die Opfer rechter Gewalt

wurden, nicht vergessen.
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Anhang

Anhang 1

Gefechtsbericht des Freikorps Liftl für die Zeit vo m 28. April – 3. Mai 1919.

(Transkription des handschriftlichen Textes mit unveränderter Rechtschreibung und Interpunktion)

Montag, 28. April:

Um 10.30 Abends wurde das Freikorps am Bahnhof Landsberg verladen und nach Hohenfurch trans-

portiert. Die Fahrzeuge und Geschütze fuhren um 11.30 auf Landmarsch in Landsberg ab und hatten

befehlsgemäß am

Dienstag, 29. April

1km nördl. der Bahnüberfahrt nördl. Schongau einzutreffen. Die mit der Bahn transportierte Abteilung

hatte in Hohenfurch Rast. Die Gruppe II (Oberleutnant Fichter) setzte sich 2.00 morgens mit 4 MG´s in

Marsch nach Schongau, um dieses einzuschließen. Einschließung durch Posten und Sicherung durch

MG´s war 4.45 vorm. beendet. Die Gruppe I (Hauptmann Heller) marschierte 3.30 in Hohenfurch ab;

5.00 früh erfolgte der Einmarsch in Schongau, Besetzung des Rathauses, Post etc. und des Ultima-

tums von 2stündiger Dauer. Zugleich Aushebung der in Schongau durch Spione festgestellten Sparta-

kisten. 7.30 früh kam die Meldung durch Motorradfahrer: „Ultimatum restlos angenommen“. Hierauf er-

folgte der Einmarsch der II. Gruppe in Schongau. Im Laufe des Tages erfolgte die Einziehung der

Waffen und Hausdurchsuchungen. 2.00 Nachm. Versammlung und Gründung der Ortswehr. Abends

treffen von Landsberg  80 Gewehre ein die am

Mittwoch, 30. April

An die Ortswehr ausgegeben werden. Die Gründung der Ortswehr musste übereilt stattfinden, da

noch in der Nacht zum 30. April der Befehl für den Abtransport für den nächsten Nachmittag eintraf. 

  Oberstleutnant  Herrgott, wurde im Mai 1919 kurzzeitig Münchens Stadtkommandant
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Geschütze und Fahrzeuge gingen um 8.00 vorm. im Landmarsch bis Weilheim, wo sie 2.30 auslade-

bereit standen. Infanterie und MG`s waren 1.30 nachm. ausladebereit in Schongau, 2.30 erfolgte der

Abtransport nach Weilheim und dort die Zusammenstellung des ganzen Freikorps zu einem Trans-

portzug. Das Verladen der Fahrzeuge in Weilheim erlitt große Verzögerung, da infolge Verstümme-

lung des Telegrammes der B[ayrischen] Ba[hn] nur 3Waggons bereitgestellt waren. 4.40 Abfahrt nach

Starnberg, Eintreffen ca. 8.00 Abends. Ausparkieren des Transportes und Marsch nach Hohenschäft-

larn. Durch mangelhafte Vorbereitung der Starnberger Bahnverwaltung benötigte der Transport zum

Ausparkieren 4 Stunden und traf am

Donnerstag 1. Mai  2.30  früh in Hohenschäftlarn ein. – Das Detachment erhielt Befehl um 6.00 von

Ortsunterkunft abzumarschieren über Schäftlarner Brücke – Beigarten – Strasslach – Laufzorn – Dei-

senhofen – Ober + Unterhaching vorzugehen und im Anschluß an das Freikorps Schwaben die Ab-

sperrung von München von der NO-Ecke des Perlacher Forstes bis Perlach durchzuführen. Zugleich

sollte durch eine stärkere Abteilung Kirchtrudering besetzt und die Bahnlinie nach Rosenheim durch

Ausheben von Schienen unterbrochen werden. Als das Det. auf dem Marsch gegen Beigarten war traf

Oberstleutnant Her[r]gott Führer des 1. Schützenregimentes beim Detachment ein und es wurde ver-

abredet, vor 4.00 nachm. nicht über Deisenhofen vorzugehen, da die linken Anschlusstruppen weiter

zurückhingen und die Besetzung der Absperrungslinien schlagmäßig stattfinden sollte.  Ca. 12.00 traf

das Detachment in Deisenhofen ein, dort erfuhr ich, daß in Unterhaching eine Mai– Feier stattfinde.

Ich beschloss noch bis Unterhaching vorzuziehen, die Maifeier auszuheben und bis 4.00 dort zu ras-

ten. – Die Wirtschaft in der die Maifeier stattfand, wurde plötzlich umstellt, doch konnten die 3

Haupträdelsführer nicht mehr verhaftet werden, da sie durch eine vorher durchgerittene Patrouille des

Majors von Gagern aufmerksam gemacht, schon geflohen waren. Sie wurden am nächsten Vorm. in

einer nahen Kiesgrube aufgegriffen und nach Stadelheim verbracht. Unterhaching wurde besetzt, eine

Entwaffnung vorgenommen und eine Ortswehr aus zuverlässigen Persönlichkeiten gegründet und mit

den den Spartakisten abgenommenen Waffen bewaffnet. In Unterhaching fand sich eine 5 Mann star-

ke berittene sog. Sicherheitspatrouille, welche erst von der Räteregierung dort stationiert worden war.

Da nach Aussage des dortigen Bürgermeisters und sonstiger glaubwürdiger Leute, die Patrouille von

der Roten Armee hauptsächlich zu Aufklärungszwecken verwandt worden war (vier Tage vorher Auf-

klärung gegen Grünwald), ließ ich den Leuten die Waffen und Pferde abnehmen und gab ihnen den

Auftrag sich in München bei ihrer Formation zu melden. Die Pferde befinden sich noch bei meinem

Detachment. Ca 3.00 traf eine Abteilung des Freikorps Lü[t]zow  aus Richtung Unterbiberg in Unterha-

ching ein, der Führer teilte mir mit, daß das Freikorps Lü[t]zow bereits die Absperrungen von der NO –

Ecke des Perlacher Forstes über Ramersdorf – Berg am Leim vollzogen hätte. Da mein Auftrag damit

hinfällig geworden war, blieb ich einstweilen in Unterhaching und setzte mich telephonisch mit Oberst-

leutnant Haack [dem Führer des 2. Schützenregimentes des Bayrischen Schützenkorps (v. Epp), dem

das Freikorps Liftl unterstellt war] in Verbindung. Das Detachment erhielt den Befehl in Unterhaching

in Quartier zu gehen.

Freitag, 2. Mai. Abmarsch 10.00 über Stadelheim nach Giesing. Als das Detachment noch im Perla-

cher Forst war, traf die Meldung ein, dass das vorausmarschierende Detachment an der Peripherie
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Münchens auf starke Widerstand gestoßen sei. Das Detachment erhielt den Auftrag mit seinen beiden

Geschützen in den Kampf einzugreifen, einstweilen aber nicht über den Nordrand des Perlacher Fors-

tes vorzugehen. Die Geschütze wurden nach vorn gezogen und eines ca. 400 m südw. des Straßen-

zuges  westlich Stadelheim in Stellung gebracht und die W. Sedelbauer´sche Fabrik mit 34 Schuß be-

legt. Damit war der Widerstand gebrochen und das Detachment rückte bis zur Fabrik vor. Nachdem

das vorausmarschierende Detachment beim Bergbräu abermals auf stärkeren Widerstand stieß, wel-

cher frontal nicht zu brechen war und sich außerdem zeigte, dass ohne sofortige gründliche Durchsu-

chung der Häuser an ein weiteres Vorgehen nicht zu denken war, wurde das Detachment eingesetzt

und erhielt den Auftrag östlich der Tegernseer Landstraße voranzugehen und das Viertel zwischen

Tegernseer Landstraße  und Emmeran Str. [heute: Bonifatiusstraße, D.G.] zu säubern. Dies war bis

6.00 nachm. beendet und die Spitze an der Bahnüberführung am Nockerberg eingetroffen. Der östli-

che Friedhof war Gegner frei. Die Einmündung der Tegernseer Landstraße und Emmeranstraße und

die Bahnüberführung waren durch Barrikaden gesperrt. Das Detachment wurde an der Bahnüberfüh-

rung gesammelt und bezog Alarmquartier in der Wirtschaft am Bergsteig und zwei Wirtschaften am Al-

penplatz und Ecke Tegernseer Landstraße. Die Tegernseer Landstraße wurde für die Nacht im An-

schluß an das Detachment Dittelberger ab Pfarrhofstraße [heute: Ichostraße, D.G.] bis Bahnüberfüh-

rung durch Postierungen abgesperrt. Verluste: 3 Mann verwundet, darunter 1 schwer.

Samstag, 3. Mai 6.00 vorm. Beginn der Säuberung und Durchsuchung der Häuserblocks Tegernseer

Landstraße – Edelweiß Straße – Emmeran Str. und abermalige Durchsuchung des Viertels östlich der

Tegernseer Landstraße, wozu die dort stationierte Schutzmannschaft herangezogen wurde. – Vormit-

tags 11.00 trat ein Feldgericht bestehend aus 2 juristisch vorgebildeten Offizieren und 3 Angehörigen

des Freikorps aus dem Mannschaftsstande zusammen. Es wurden 38 Untersuchungen durchgeführt

und in 3 Fällen wegen nachgewiesener Teilnahme am Straßenkampf die Todesstrafe verhängt und

vollzogen. 7 Gefangene wurden auf Beschluß des Feldgerichtes mit kurzem Untersuchungsbefund

nach Stadelheim eingeliefert zur Weiterleitung an das ordentliche Gericht. Die Übrigen wurden auf

freien Fuß gesetzt. Zu der Gerichtsverhandlung wurde außerdem die Polizei und 3 Geistliche heran-

gezogen, welche über den Leumund der Gefangenen Auskunft geben konnten. Die Bevölkerung zeig-

te sich in diesem Viertel fast durchweg sehr feindlich gesinnt, die Einvernahme festgenommener Per-

sonen ergab, dass sich am 2. u. 3. Mai viele Leute dort aufhielten, die nicht dort wohnhaft waren. Be-

sonders festgenommene jugendlichen Alters zeigten sich äußerst renitent und anmaßend.

Erfahrungen des Freikorps Liftl

1.) Eine Ausrüstung mit Panzergeschützen und Tanks wäre für diese Art von Kämpfen sehr wün-

schenswert, da es oft nötig ist, um unnütze Beschädigungen zu vermeiden, an die einzelnen

Widerstandsnester sehr nahe heranzugehen. Bei ungedecktem Vorgehen von einzelnen

Mannschaften und Pferdebespannungen können einzelne Dachschützen diesen große Ver-

luste zufügen.
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2.) Unbedingt erforderlich ist, das das Vorgehen einheitlich geschieht und in stetem Aufschluß er-

folgt. Drängt ein Detachment zu sehr vor, so müssen mindestens in dem durchschrittenen Ge-

biet Postierungen hinterlassen werden, da sonst ein Abwandern des Gegners aus dem

Kampfgebiet sehr erleichtert ist. Dies zeigte sich am 2. V. nachm. u. 3. V. , wo die Gegend

östlich des östlichen Friedhofs vollkommen frei von eigenen Postierungen war.

3.) Die Zusammensetzung des Freikorps aus den einzelnen Waffen hat sich bewährt, jedoch

muß die Zahl der Schützen mindestens das Doppelte (mindestens 200) betragen.

[Unterschrift:] Liftl

Hauptmann und Führer

Anhang 2

Interviews mit Zeitzeugen (Unterhaching,1988)

Frau Maria Grubmüller (1900 bis 1993)

Frage: Ich hab schon zweimal mit dem Herrn Schelle aus der "Post" gespro-

chen, der hat mir erzählt, was am 1. Mai 1919 passiert ist, wie

die weißen Garden hier in den Ort reingekommen sind, und danach

hätte ich Sie gerne speziell gefragt, was Sie da wissen.

Antw: Ja i woas bloß des no vo die weißen Gardisten, do vorn beim Kier-

meier. Do war da Maibam, des war immer da Hauptplatz. Ham se sich

gesammlt, mit de Pferde sind de gekommen, und mei Bruder (Karl

Priller) der hat, der Kriag war ja gor, dann war der auch daheim.

Laft ma hoit a hi, bin nundagsaust. Na is, mei der Mann is ja heit

schon lengst gstorm, der hot'n gsehn, Ökonomierat Weisse, der hot

glei grschiean: "Das is er, das ist ein Rädelsführer". Bloß hoat

mei Bruada koan Mensch nix do. Der hot a nix dafür kina, dass a zur

Marine kuma is. Na hamsn hoit a bißl gwachelt, wegen de Reita,

neigeschlagen, und allsam in de Mitte nei. Er hot hoit oft gsagt,

er moant, er kummt nimma raus aus dem Kessel. Dann hams'n eingfan-

gen, de mit de Pferdl han de gwesn. Und da Becka Kiermeier, na der

is a scho lengst gstorm, aiso da jetzige Kiermeier sei Großvata

war des, der hot des von drin aus gseng. Und wenn der ned rausgeht,

dann hättns a vielleicht umgebracht. So war des, ja. Der hot
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gsogt: "Ja, woas woits denn mit dem Burschen, der hat doch niemand

was getan". Dann hams endlich wieder loslassen, dann is a hoamkom-

ma. Wira beinand war, des kinans erna ja vorstain.

F. Wie alt ist der gewesen?

A. Der ist 1899 geboren, der is grad noch eingezogen worden wissns,

domois.

F. War der dann schwer verletzt?

A. Eigentlich noch nicht, er war sowieso krank vom Krieg her, wissns,

der war so wia Sie, jung und groß hergwachsn. Und da müassns do 

naus und auf'm Boden legen und do hot a a Lungengschicht kriagt

und an dem is a dann g'storm. Vielleicht hoat des a a bißl beige-

tragen, i woas a nimmer so.

F. Wann ist dann der gestorben?

A. Ziemlich jung war der no, vielleicht 22 Joar, älter g'wiss net.

F. Ist der ins Krankenhaus gekommen?

A. Nein, i woas ned, domais hats scheinbar noch keine so Lungenheil-

stätten nicht gegeben, sonst hättn doch da Lumberger domois auch

fortgetan.

F. Wissen Sie noch, was der für Verletzungen gehabt hat, nachdem die

ihn geschlagen hatten?

A. Mei, des woas i nimma so genau.

An den Wagen kon i mi no so gut erinnern. Von uns heroben warn ja

vui bei de Roten, de hom grad so an offenen Lastwagen g'habt. Un-

ser Nachbarin is drobn gestanden, hat mit der Fahne so geschwun-

gen. Mei des hat mir auch g'fallen, glams, wenn ma des so gseng

hat. I war ja da a so jung. Ma hat se weiter um Politik no net

kümmert.

F. Die Nachbarin hat also auch mit der roten Fahne gewunken?

A: Ja, des moan i, sig i heit no.
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F. Am 7. April haben damals hier die Revolutionäre die Räterepublik

ausgerufen. Wissen Sie jemand der bei dieser Räterepublik mitge-

macht hat oder bei diesem Arbeiter- und Bauernrat?

A. Ich weiß bloß, daß der kleine Lastwagen voll war. Da war auch der

Geigl, der dann erschossen warn is, unser Nachbar. Der war a da

dabei. Ob er na im Wagen erschossen warn is oder beim Aufruhr, wo

se beinand warn? Ich weiß auch nicht mehr so genau.

F. Ich glaube, daß die in Stadelheim erschossen wurden, der Schlagen-

haufer, der Geigl, der Fischer Alfred und der Vitalowitz.

A. Des is scho möglich, ja. Ich weiß bloß den Geigl, der hat gleich

da hinter uns gewohnt. War a netter Mensch, wissens, a verträgli-

cher Mensch, wia ma so sogt. Wir harn earm gut leiden kenna einfach

in der Nachbarschaft.

Wissens die Zeit ist jetzt zu lang schon her. Und damals, ich war

so a jungs Madl, mir hat des a gfallen, wenns a mal so zuganga

is. Hast a g'schaut, was los is! 

F. Hat sich Ihr Bruder vielleicht an der Räterepublik beteiligt?

A. A wo, nirgens war der dabei, nirgens! Der hot bloß sei Ruh mögn.

Mein anderer Bruder(er war Offizier) hat dann den Weisse da zur

Rede gestellt hernach und der hat nachher sich wohl entschuldigt:

"er hat's nicht so gemeint", hot er g'sagt. Jo mei, mog er sichs

sem überlegen, wenn ma so was macht!

F. Diese weißen Truppen sind aber wohl offensichtlich sehr brutal

vorgegangen.

A: Ja eben, in dem Fall schon, was da beim Kiermeier vorn war.

F. Sie haben hier damals, glaube ich, ein Lebensmittelgeschäft ge-

habt?

A Ja, mei Mutter hat's g'habt. Wie mei Mutter g'storm war, hab i's

no a bisl weiter g'macht.

F. Und was hat der Vater gemacht?
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A. Der Vater war schon Rentner. Wissns, mei Vater war a Bräumaster.

Un der hat so schlechte Fiaß kriagt. Jetzt hota  des nimmer machen

könna. Aber mir Kinder warn noch nicht zum Verdienen, koans. Ham's

no irgend a kleine Einnahme braucht. Das wissens scho, was früher

in so am kleinen Tante-Emma-Laden los war. -Aber es is gangen.

Weil nachher der Karl und der Max, de habn nachher gearbeitet. Und

ich hab dahoam en Hausbudl g'macht, weil ma do ach wen braucht hat.

Mei Schwester is a fort ins Gschäft und i war immer dahoam. Un

drum bin i heit no do.

F. Ich glaube damals haben ja die großen Bauern hier in Unterhaching

das Sagen gehabt.

A: Ja, überhaupt, überhaupt nur, nur. Arme Leute gab's auch, aber nit

so viele. Unterhaching war nit groß. Wie wir herkommen san -1912- war 

Unterhaching mit Ottobrunn 1500 Einwohner.

F. Die Einwohnerzahl ist sehr stark gestiegen in der Zeit. Und es ist

nicht viel gebaut worden. Ich kann mir gar nicht recht vorstellen,

wo die vielen Leute gewohnt haben.

A. Wissens, früher war's so, da han de halt ehm zamkommen besser. Do

hats net für jedes an extra Raum gem, denk ich. Mir warn immer

schon in dem Haus, vom Anfang an mit unsere Kinder und die Groß-

eltern a noch mit. Früher hat's em des net geb'n, das s heißt, des

is jetzt älter worn, das kommt jetzt ins Heim, des muaß weg. De

bleiben halt bei'nand!

F. Dieser Geigl, war der verheiratet?

A: Ja, der hat' a Frau und ein Sohn. Und der Sohn is auch wieder im

Kriag gfalln. De Schwiegertochter is in dem Haus noch.

F. Haben Sie auch den Vitalowitz gekannt?

A. Ja, ich hab ihn gekannt, aber nicht näher, genau wie der Schlagen-

haufer; mit der Frau war ich eingermaßen besser bekannt. Aber s

war ja Unterhaching ned so groß, do'st bald jeden gekannt. -Jetzt

kennst ja d'Leut nimmer.

F. Man hat damals die Leute erschossen, obwohl die garnicht viel was
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angestellt haben.

A: Ja, ich weiß jetzt bloß den Geigl. Der hat bestimmt niemanden was

zuleit getan, niemanden. Aber er war eben do dabei, mein Gott!

Vielleicht hat er was unrechtes g'sagt, wissens scho. Wie's auch

in der Hitlerzeit war, da hast ja ah so vorsichtig sei müssen.

Ja's war scho a Schock für sei Frau a, weil sie sowieso nicht

g'hört hat. De hat se sowieso allein so hart getan.

F. Wie war's denn mit der Ernährung?

A. Das war jetzt so: Mein Vater is hamstern ganga - D'hot in Nieder-

bayern a Schwester g'habt - dass er wieder was herbracht dann. Es

war schon sehr knapp, aber mir san net verhungert.

Dann hat ma bei de Bauern a bißl was herkriagt noch. Mal an halben

Zentner Weizen oder sonst was, das hast dann malen lassen in der

Mühle. Da ham wir Geld dafür geben. Was anders konnt ma earn ja

net geben, hat ma selber net g'habt.

Und dann hat's de Runkelrüben gegeben. D'Durach hat mer mal 2

Zentner Runkelrübn geben. Da ham ma uns an Sirub gemacht. Das war

schon a rechte Arbat. Und de haot net fui verlangt, der alte Du-

rach. Alles hat ma do packt, was a bißl her kriagt hast. Na's im- 

mer wieder ganga.

F. Und die großen Bauern?

A. Die großen Bauern, de ham se schon wieder durchschlag'n, denen hat

net viel gefehlt. Und de ham immer wieder Leit kriagt, weil manche

wieder froh warn, wenns alle Dog wieder ihr Essen ghabt ham.

Mir ham auch do in Unterhaching vo de Bauern ganz wenig kriagt, do

wie de schlechte Zeit war. D'hast woanders hi miasn.

(Zwischendurch werden Familienbilder angeschaut)

I sog ja, alle san's g'storb'n, die wo alle jünger warn wie i und

ich bin noch do. I woas a net warum, daß na i a so herholt!



76

Herrn Georg Schelle (1904 bis 1991)

Die Eltern von Georg Schelle waren seit 1914 Eigentümer und Betreiber des

Gasthauses Post, Hauptstraße 56.

Herr Schelle  erzählt, was er von den Ereignissen des 1. Mai

1919 selbst gesehen und aus den Gesprächen der Erwachsenen mitbekommen

hat:

Die Weiße Garde ist über Deisenhofen gekommen. Es waren Württemberger

Freikorps; sie sprachen schwäbisch. Zuerst kamen hintereinander drei ein-

zelne Vorreiter. Sie erkundeten vorsichtig, ob auf sie geschossen wird.

Dann ist ein ganzer Schub Soldaten gekommen. Sie haben sofort das Gast-

haus umzingelt; das Gasthaus Post war nämlich als Kommunistenwirtschaft

verschrienen.

Sie haben von der gegenüberliegenden Straßenseite aus 2 Maschinengewehre

auf das Anwesen gerichtet. Als ein Nachbar, der bei uns war, nach Hause

wollte, rief ein Soldat dem andern zu: „schieß ihn doch zsamm“.

Mein Onkel Jakob Schelle wohnte auch im Haus. Er war bei der Marine gewe-

sen. Ein Offizier der Weißen sah meinen Onkel mit seiner Matrosenmütze am

Hauseck stehen. "Hier steht auch ein Matrose".

Vorher hatten die Freikorpssoldaten den Karl Priller aus dem Kolonialwa-

rengeschäft am Ortseingang von Unterhaching, der auch Matrose gewesen

ist, so geschlagen, daß er später daran gestorben ist.

Die Reiter haben meinen Onkel umzingelt. Sie haben mit ihm gestritten und

ihn mit der Reitpeitsche geschlagen, dass man die Striemen 4 bis 5 Wochen

lang gesehen hat.

Unser Nachbar Rietmeyer hat sich in den Streit eingemischt und die Solda-

ten vom Fenster aus beschimpft. 

Die Freikorpsmänner haben den Militärpass verlangt. Der war im Nachkastl.

Meine Großmutter hat ihn vom Fenster aus runtergeschmissen und meine Mutter

hat ihn zu den Reitern hingebracht.

Die Offiziere haben den Pass angeschaut und dann haben sie den Onkel lau-

fen gelassen. Sie haben ihn aber aufgefordert, die Matrosenmütze nicht

mehr aufzusetzen. Er hat sie aber doch sofort wieder aufgesetzt. Da hat

meine Mutter ihm die Mütze vom Kopf gerissen und gleich im Ofen ver-

brannt.

Danach wurde das ganze Haus untersucht und kontrolliert. Im Badkammerl

fanden sie ein Menge Gewehre.
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Mein Onkel hatte schon geschlachtet für den Maitanz am Abend; nach dem

Tanz sollten in Unterhaching Geiseln genommen werden.

Auch das Nachbarhaus, wo die Familien Pfanzelt lebte, wurde untersucht.

Dort wohnte der Schriftsteller Johann Schlagenhaufer mit seiner Frau zur

Miete.

Der Schlagenhaufer war ein feiner, intelligenter Mann. Er hatte Spottge-

dichte auf den König gemacht, die in einer Zeitung veröffentlicht wurden.

In der Wirtschaft haben die Erwachsenen diese Gedichte gelesen und darüber

gelacht. Er hatte eine fromme Frau; sie war Kinderfräulein.

Die Gardisten fanden in Pfanzelts Bett ein Gewehr. Daraufhin haben sie

ihn mit ihren Gewehrkolben bearbeitet und auf einen Bauernwagen getan.

Da waren schon mehrere Gefangene aus Ottobrunn drauf. Ottobrunn gehörte

damals noch zu Unterhaching. Der Bürgermeister Beiser stand dabei.

Einer der Ottobrunner rief vom Wagen herunter: "geh Burgermoaster, huif

ma!", worauf dieser antwortete: "du dadst ma ach net helfa".

Schlagenhaufer hatte angegeben. daß ihm das Gewehr in Pfanzelts Bett ge-

hört. Da wurde er gefangengenommen und bei uns im Stiegenhaus angebunden.

Jemand fragte ihn, was er da macht. Seine Antwort war: "Ich harre meinem

Schicksal entgegen".

Im Nebenzimmer der Wirtschaft wurden nun alle Anwesenden nacheinander

verhört. Nach dem Verhör von Schlagenhaufer wollten sie ihn sofort er-

schießen. Sie stellten ihn auf der anderen Seite des Hofes vor einen Eis-

kasten, der der Brauerei gehörte. Meine Mutter, Pfanny Schelle, ging aber

dazwischen. Sie sagte: “er hat überhaupt nichts gemacht“ und wenn sie ihn

schon erschießen, „bittschön net do“.

Daraufhin haben sie ihn an die Nordseite des Hauses gestellt. Da ist mei- 

ne Mutter wieder dazwischen und hat gesagt: wenn sie ihn schon erschie-

ßen, dann woanders!

Da haben die Soldaten ihn auch auf den Wagen getan und mitgenommen nach

Stadelheim. Den Pfanzelt haben sie später wieder laufen lassen.

Ebenso ging es auch mit dem Georg Schütz und dem Anderl Schütz.

Wir hatten einen Mieter, der hat in München als Steriotypeur qearbeitet und war

ein kleiner Roter. Er hat schnell seine rote Armbinde in den Abort ge-

schmissen und es ist ihm nichts passiert.

Von Unterhaching arbeitete der Verwalter Weiss in Stadelheim. Der kam

mittwochs immer zum Tarock in die Post. Der erzählte uns: die Frau

Schlagenhaufer hat ihren Mann in Stadelheim noch einmal besucht,

bevor er erschossen wurde. Sie haben sich umarmt und er hat ihr seinen

Ehering zu dem anderen an den Finger gesteckt. Dann haben sie sich verab-

schiedet.

Zur Erschießung hat man ihn mit dem Gesicht zur Wand aufgestellt, aber er
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hat verlangt, dass man ihn von vorn erschießt und ihn umdreht. 

Herrn Josef Haberl (1908 bis 1997)

Herr Haberl  wohnte in der jetzigen Südstraße Nr. 5; das Haus war 1911 gebaut worden.Josef Haberl

(Beruf: Buchdrucker) war jahrzehntelang Mitglied in Gewerkschaft und SPD. 10 Jahre lang ist er Vor-

stand des Krieger- und Veteranenvereins gewesen.

 Hochzeitsbild Ehepaar Haberl, 1907

Er kam am 1. Mai 1919 mit einer Gruppe von etwa 10 Leuten, darunter seine

Eltern, mit einem Bauernwagen, der von 2 Pferden gezogen wurde, von der

Maifeier in „Ottobrunn“ zurück. Sie hatten eine rote Fahne dabei. Die Mai-

feier wurde wohl in „Ottobrunn“ abgehalten, weil dort der SPD-Vorstand

Kloiber wohnte (Seine Frau ist Buchbinderin bei der "Münchner Post" ge-

wesen). Auf halbem Weg kam ihnen eine Junge aus Unterhaching, dessen Va-

ter SPD-Anhänger war, auf dem Fahrrad entgegen und rief: "Die Weißen sind

da." Der Geigl, der Vitalowitz und der Fischer aus Ottobrunn flüchteten

sofort zurück und in den Wald. 

Nach 3 Tagen hat man sie als Gefangene, bewacht von Militär, wieder durch

Unterhaching und nach Stadelheim gefahren.

Herr Haberl berichtet weiter: „Mein Vater (Beruf: Schriftsetzer) und

meine Mutter sind auch verhaftet und nach Stadelheim gebracht worden,

weil sie an der Maikundgebung teilgenommen hatten.

Mein Vater hat noch gehört, wie die drei aufgerufen wurden zum Erschießen“.
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"Sie haben nix getan. Es war große Not. Sie haben den Bauern nix getan,

im Gegenteil, sie haben die Äcker beschützt."

Mein Vater und meine Mutter sind nach wenigen Tagen wieder entlassen

worden. Angeblich, weil die Regierung von Oberbayern das angeordnet

hatte. Er war nämlich seit 1915 kriegsblind.

"In Haching hat sonst niemand was zu reden gehabt, als wie nur de Bauern.

Es war damals eine schlechte Stimmung gegen die Siedler

Einmal haben wir keine Kartoffeln gekriegt. Die Bauern sagten: >die sind

schon eingekellert<.

Meine Eltern haben sich beim Kommunalverband beschwert, da hat einer

liefern müssen!

Nach den Erschießungen sind die maßgebenden Bauern zum Beichten gegangen.

Der Benefiziat war nur für die Bauern. Er hat vielleicht auch mitgehetzt.

Damals hat's ja nicht viel gebraucht, dann ist einer erschossen worn!

1912 hatten wir Landtagswahl. Da hat der Benefiziat von der Kanzel

gesagt: >Es wurden 5 sozialdemokratische Stimmen abgegeben. Das war eine

Schande für die ganze Gemeinde<".

Anhang 3  

Der Prenn- Bericht
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Anhang 4

Bericht der Reg. von Oberbayern an das Staatsminist erium des Innern über „Vorkommnisse

während der Kommunistenherrschaft im Landbezirke Mü nchen“ (Auszug)
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